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Nacht der Bleistifte 


Maria Secane - Höctor Ruiz Nüflez 
Die Nacht der Bleistifte 


September 1976, Argentinien, Mar del Plota: 
Sieben SchülerInnen zwischen 16 und 18 Jahren 
werden vom Militär verschleppt und mißhandelt. 
Nur einer von den sieben taucht nach Jahren 
wieder lebend auf. 

Unter der argentinischen Militärdiktotur organisier- 
ten die sieben Jugendlichen den Widerstand der 
Oberschüler und Studenten. Demonstrationen, 
nächtliche Sprühporolen und Flugblätter für die 
Rechte.der Schüldr und Studenten, erschienen den 
Militärs als »Subversion«, 

Dieses Buch führt beispielhaft die Methoden des 
staatlichen Terrors in Lateinamerika vor Augen. 
Aber die Autoren suchten auch in der Geschichte 
jedes Einzelnen der Jugendlichen, um deren Träu- 
me darzustellen. Träume, die auch die uniformier- 
ten Henker nicht zu zerstören vermochten, 
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Machterhalt um jeden Preis 


Die Unterdrückung des 
Widerstandes durch das Militär 


Eine junge Frau, die von den Soldaten getroffen wurde als diese das Feuer auf die demonstrierenden Medizinstudenten eröffneten. 


ie politische Lage in Birma 
ist wieder angespannt. Wie- 
derholt protestierten die 
Menschen auf den Straßen 
der Hauptstadt Rangun. 
Obwohl das Militär nach wie vor sehr re- 
pressiv gegen jeden vorgeht, der Kritik an 
der Regierung äußert, obwohl permanente 
Patrouillen mit schweren Geschützen die 
tödliche Gefahr demonstrieren, haben die 
Studenten ihren Widerstand fortgesetzt. 
Auch der Schießbefehl ist immer noch in 
Kraft. Zum erstenmal seit neun Monaten 
haben die Soldaten am 21. Juni wieder das 
Feuer auf die in den Straßen versammelte 
Menschenmenge eröffnet. Ein Mann wur- 
de tödlich getroffen. Anläßlich des ersten 
Jahrestages der Niederschlagung des 
Volksaufstandes hatten ssichca. 3.000 Men- 
schen zum Gedenken in einem Ranguner 


Vorort zusammengefunden. Augenzeugen 
berichteten, daß das Militär zunächst ver- 
sucht hatte, die Menschen einzuschüch- 
tern. Unvermittelt hallten dann die Ge- 
wehrschüsse durch die Straßen (FEER 
6.7.89). Da das Kriegsrecht Versammlun- 


‘gen von mehr als vier Personen im Freien 


verbietet (in geschlossenen Räumen be- 
steht ein Versammlungsverbot bei mehrals 
50 Personen) bedeuten nicht nur Demon- 
strationen, sondern auch Gedenkfeiern für 
die Teilnehmenden ein großes Risiko. 
Angesichts der Militärpräsens, antwor- 
teten die Studenten in den letzten Monaten 
nicht mehr mit Massendemonstrationen, 
sondern operieren in kleinen Gruppen. 
Skandierend zogen sie durch die Straßen 
und verschwanden blitzschnell, wenn Mili- 
täraufzog. Doch trotzdergnadenlosen Un- 
terdrückung und Repression durch das bir- 


manesische Regime nehmen die Proteste 
nun wieder zu. Der Volksaufstand jährt sich 
nun zum erstenmal und es scheint, daß die 
Erinnerung an den blutigen Militäreinsatz 
im letzten Sommer in der birmanesischen 
Bevölkerung die Wut schürt und siesicheer- 
neut gegen ihre Unterdrücker zur Wehr 
setzt. 


Der Volksaufstand von 1988 

Letztes Jahr war das Faß nach 26 Jahren 
Unterdrückung übergelaufen, als deutlich 
wurde, daß die Militärclique des Einpar- 
teienstaates Birma das Land auch wirt- 
schaftlich völlig abgewirtschaftet hatte. Die 
wirtschaftlichen Maßnahmen, unabge- 
stimmt und kontrovers, verschlechterten 
die materielle Grundlage der Bevölkerung. 
Ein Volk, das früher einen immensen Reis- 
überschuß produzierte, kann sich heute 
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kaum am Reis satt essen. Hinzu kam die im 
September 1987 unangekündigt durchge- 
führte Kyat-Entwertung ohne jegliche Ent- 
schädigung (Geldscheine wurden ungül- 
tig). Diese Maßnahme, bei der drei Viertel 
des umlaufenden Geldes entwertet wur- 
den,trafdieBevölkerung völligunerwartet. 
Gerade die „Kleinen Leute“, die ihre mage- 
ren Ersparnisse zuhause aufbewahrten, 
standen vordemNichts.Zielder Regierung 
war es, den Schwarzmarkt, über den der 
größte Teil des birmanesischen Handels 
(60-80% der Konsumgüter) abgewickelt 
wird, zu treffen und die Regierungskassen 
zu füllen. 

Schätzungen zufolge wurden beim 
Volksaufstand 1988 ungefähr 10.000 Men- 
schen durch das Militär getötet. Besonders 


die Geheimpolizei Lon Htein hat sich bei 


der Aufstandsbekämpfung mit Tötungen, 
Festnahmen, Folterungen und Massenver- 
gewaltigungen hervorgetan. 


Trotz der brutalen Gewalt breiteten sich 


im letzten Jahr die Demonstrationen 
schnell aus, auch auf die verschiedensten 
Provinzstädte. Immer öfter beteiligten sich 
die buddistischen Mönche an den Demon- 
strationen, und ihre Klöster entwickelten 
sich zu Widerstandszentren. Die Unruhen 
dauerten vier Monate bis zum Sturz der al- 
ten BSPP-Regierung (Burma Socialist Pro- 
gramme Party), die vom Militär dominiert 
wurde. Der starke Mann Birmas, General 
Ne Win, trat während des Parteitages vom 
25. Juli 88 zwar formal zurück, hielt jedoch 
die Fäden weiterhin in der Hand. Seinen 
Günstling, Sein Lwin, hatte er zu seinem 
Nachfolger auserkoren. Dies verstärkte die 
Unruhen, da Sein Lwin, auch Schlächter 


von Rangun genannt, als Kommandeur der . 


Geheimpolizei Lon Htein direkt für das ge- 
walttätige Vorgehen verantwortlich war. 
Sein Lwin verhängte unmittelbar nach sei- 
ner Amtsübernahme das Kriegsrecht über 
Rangun, die Hauptstadt von Birma, und 
drohte jeden erschießen zu lassen, der ge- 
gen die Regierung demonstriert. Trotzdem 
gingen die Birmanesen weiterhin auf die 
Straße und riefen für den 8. August zum 
Generalstreik auf, der das öffentliche Le- 
ben vollständig zum Erliegen brachte. Lon 
Htein und weitere Armeeinheiten machten 
die DrohungSein Lwins wahrundschossen 
mit automatischen Gewehren und Panzern 
in die demonstrierende Menge. Wahllos 
feuerten sie in Häuser, wohin sich viele zu- 
rückgezogen hatten. Die Menschen wehr- 
ten sich mit Knüppeln, Speeren oder 
Schleudern mit geschliffenen Fahrradspei- 
chen gegen die Übermacht. Alleinin diesen 
Tagen wurden mehrere tausend Menschen 
getötet, bis Sein Lwin endlich am 12. Au- 
gust zurücktrat. Die Ernennung des Zivili- 
sten Maung Maung zum BSPP-Vorsitzen- 
den und Staatspräsidenten sah die Bevöl- 
kerung als rein taktischen Schachzug Ne 
Wins und verstärkte die Widerstandsaktio- 
nen. Immer öfter unterstützten auch die 
Verwaltungsangestellten die Proteste, eine 
der Bevölkerungsgruppen, denen es mate- 
riell noch am besten geht. Viele Staatsbe- 
dienstete traten aus der BSPP aus. 
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sich den Guerillabewegungen der ethni- 
schen Minderheiten oder der Kommunisti- 
schen Partei Birmas (CPB) anzuschließen. 
Das Militär versuchte sein schlechtes Ima- 
ge kosmetisch zu kaschieren: Es benannte 
den Staat Birma in Union of Burma um, än- 
derte den Namen der bis dahin herrschen- 
den BSPP in Partei der Nationalen Einheit 
(NUP), versprach die Zulassung weiterer 
Parteien und die Abhaltungeines Referen- 
dums, das über Wahlen entscheiden soll. 


Die Herrschaft von Saw Maung 
General Saw Maung griff auch weiterhin 
unerbittlich durch. Er entließ 10.000 


. Staatsbedienstete, die sich an den Demon- 


strationen und den Streiks beteiligt hatten. 
Diejenigen, die blieben, mußten erzwunge- 
ne Geständnisse über die Teilnahme am 
Volksaufstand unterschreiben (NZZ 
28.12.88). Die im Sommer letzten Jahres . 
geschlossenen Universitäten und Schulen 
(incl. der Grundschulen) sind bis heute 
nicht mehr geöffnet worden. Das nächtli- 
che Ausgangsverböt blieb in Kraft. DieLon 
Htein bespitzelte mit Hilfe des von Sein 
Lwin schon vor Jahren aufgebauten Block- 
wartsystems die Zivilbevölkerung. Zu sei- 


nem eigenen Schutz ließ Saw Maung eine 


vier Meter hohe Mauer um das Verteidi- 
gungsministerium in Rangun bauen. 
Gleichzeitig beteuerten birmanesische 


| Vertreter vor der UNO, die Normalität sei 


AREN ; ; 
Sa THAILAND 


Das öffentliche Leben blieb durch 
Streiks in den Behörden und in den Fabri- 
ken völlig funktionsunfähig. Die Menschen 
plünderten die staatseigenen Lebensmit- 
telläden. Angriffe auf Polizeistationen und 
die Parteibasis warenander Tagesordnung. 
Berichtet wurde von Gefängnisrevolten 
und Massenausbrüchen. Indessen organi- 
sierten Mönche und Studenten die Versor- 
gung in den Stadtvierteln von Rangun. 
(Newsweek 3.10.88) Daraufhin übernahm 
das Militär unter der Führung des General 
Saw Maung im September die Macht. Be- 
gründet wurde dies mit dem „Zerfall von 
Recht und Ordnung“. Formal wird Birma 
seither von neun Militärs und dem SLORC 
(State Lawand OrderRestoration Council) 
beherrscht. Der SLORC setzt sich aus 18 
Generälen und einem Zivilisten zusammen 
(FEER 23.3.89). 

Die Miltärspitze ließ studentische Akti- 
visten und Mönche massenweise verhaften 
und erschießen. Daraufhin flohen viele 
über die Grenze, hauptsächlich nach Thai- 
land, oder gingen in den Untergrund, um 


wieder hergestellt, und somit gebe es kei- 
nen Grund für eine außenpolitische Äch- 
tung der birmanesischen Regierung. Das 
Regime von Saw Maung hatte für kurze 
Zeit Ruheaufden Straßen hergestellt, doch 
im Inneren brodelte es stärker denn je zu- 
vor. Die geflüchteten Studenten wurden zur 
Rückkehr aufgerufen. Trotz der ihnen zu- 
gesicherten Amnestie kehrten nur wenige 
nach Rangun zurück. Sie hatten auch allen 
Grund, den Machthabern zu mißtrauen. 
Armeetruppen riegelten ganze Stadtteile 
ab und durchsuchten mit vorgefertigten 
Namenslisten die Straßenzüge. Sie zerrten 
die jungen Männer aus den Häusern, inter- 
nierten sie im berüchtigten Insein-Gefäng- 
nis, um sie später als Munitionsträger an 
der Grenze gegen die Guerillatruppen ein- 
zusetzen, was einem Todesurteil gleich- 
kam. 


Außenpolitische Isolation und wirt- 
schaftliche Liberalisierung 

Birma stand in der Vergangenheit als Syn- 
onym für die Abschottung gegen den We- 
sten. Doch in Wirklichkeit hatten Ne Win 
und Konsorten schon immer dann Kontak- 
te mit den westlichen Ländern gepflegt, 
wenn es um Waffen und finanzielle Unter- 
stützung ging. So konnte das deutsche Un- 
ternehmen Fritz Werner zusammen mit 
Heckler und Koch in den 50er Jahren eine 
Waffenfabrik in Birma bauen. Inzwischen 
betreiben sie mehrere Fabriken, in denen 
auch die G 3 Gewehre hergestellt werden. 
Den weitaus größten Teil ausländischer 
Kredite erhielt Birma in der Vergangenheit 
von den westlichen Ländern incl. Japan, 
dem IWF und der Weltbank. Unter BMZ- 


Minister Warnke wurden die Wirtschafts- 
beziehungen seit 1984 umfassend ausge- 
baut. Die Bundesregierung versorgte als 
zweitgrößter Geldgebernach JapandieMi- 
litärs mit lebenswichtigen Finanzspritzen. 
Für 1988 waren 50 Millionen bundesdeut- 
sche Finanzhilfe zugesagt (Inf. für Außen- 
handel Nr. 23, 12/88). 

Deshalb traf es das Regime hart, als die 
USA, die BRD, Australien und nach länge- 
rem Zögern auch Japan ihre finanzielle Un- 
terstützung einstellten und die Streichung 
von Auslandsschulden aussetzten. 

Diese außenpolitische Isolierung war je- 
doch nur teilweise erfolgreich und nur von 
kurzer Dauer. Zum einen widersprach sie 
dem eigentlichen Interesse der Geberlän- 
der, und zum anderen versuchte Saw 
Maung mit verschiedenen Maßnahmen, 
die verprellten Staaten zu beruhigen. Z.B. 
versprach die Militärspitze, bis Mitte 1990 
freie allgemeine Wahlen abzuhalten. Au- 
Berdembeschloß das RegimeeineLiberali- 
sierung der Ökonomie, um die marode 
Wirtschaft des Landes zu sanieren und aus- 
ländische Investoren ins Land zu holen. 

Dadurch erhoffte sie sich natürlich auch 
eine Besserung des offiziellen Außenhan- 
dels, was in Birma mehr Geld in die Kassen 
der Militärs bedeutet. 

Das neu erlassene Investitionsgesetz 
(Union of Burma Foreign Investment Law) 
erlaubt nun eine 100%ige Kapitalbeteili- 
gung aus dem Ausland, beinhaltet eine 
Steuerbefreiung bis zu drei Jahren, das 
Recht auf Gewinntransfer und den Schutz 
vor Nationalisierungsmaßnahmen. (HB 
3.11.88). Das Regimefandinder Zwischen- 
zeit eine Reihe von Geschäftspartnern, mit 
denen eszum Abschluß von lukrativen Ge- 
schäften kam. 

Verschiedene Vertreter von ausländi- 
schen Regierungen, unter ihnen der thai- 
ländische Armeechef, fanden um die Jah- 
reswende den Weg nach Rangun. Im An- 
schluß an das thai-birmanesische Treffen 
änderte die thailändische Regierung ihre 
Flüchtlingspolitik und setzte die geflüchte- 
ten Birmanesen in Lagern fest, um sie nach 
Birma zurückzuschicken. Im Gegenzug er- 
hielten thailändische Consortien umfas- 
sende Fischereirechte in birmanesischen 
Hoheitsgewässern und das Recht, Teak- 
bäume zu schlagen. (Gerüchten zufolge, 
will das birmanesische Militär dieses Ge- 
schäft rückgängig machen. Konkrete 
Schritte sind bisher keine erfolgt.) Gerade 
die gebeutelte thailändische Holzwirt- 
schaftdürfteein großes Interesse andiesem 
Deal gezeigt haben, nachdem Umwelt- 
gruppen in Thailand ein GesetzzumSchutz 
des Tropenwaldes erwirkt hatten. 

Auch mit Hongkong, Japan, Singapur, 
. Malaysia und Südkorea kam es zum Ab- 
schluß von lukrativen Geschäften. Allein 
der Verkauf des Jade-urid Perlenmonopols 
an ein malayisches Unternehmen brachte 
dem Regime 11,3 Millionen USS, die es 
großteils für den Kauf von Waffen und Mu- 


nition verwandte, . . 
Auch die Beziehung zwischen der bir- 


manesischen und chinesischen Führung ist 
freundlicher geworden: die chinesischen 


Birma 


Techniker sind zurückgekehrt. China be- 
gründet die jüngsten Abkommen mit rein 
ökonomischen Interessen. Während beiei- 
nigen Staaten wie Thailand oder Singapur 
dieökonomischen Ziele für die Wiederauf- 
nahme von Kontakten ausschlaggebend 
waren, wollte Japan außerdem nicht seinen 
politischen Einfluß auf Birma gefährden. 
Es gibt kein Land, das so stark von Japan 
wirtschaftlich abhängig ist wie Birma 
(FEER 16.3.89). Die japanischen Entwick- 
lungshilfezahlungen (1987 waren es 350 
Mio. USS) sind größer als die gesamten bir- 
manesischen Einnahmen aus dem Export. 
(Inf. für Außenhandel Nr. 23, 12/88). Die 
japanische Regierung sah deshalb Mitte 
März keine Notwendigkeit für eine Verur- 
teilung des birmanesischen Regimes durch 
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die UNO. Offiziell begründete Japan diese 


Haltung mit dem Wahlversprechen undder 
wiederhergestellten Ruhe und Ordnung. 
Auch von den USA ist kein längerfristiger 
Abbruch der Beziehungen zu erwarten, da 
ihr vorrangiges Ziel, den birmanesischen 
Drogenhandel in den Griff zu bekommen, 


von den jetzigen Militärs geteilt wird 
(Newsweek 26.9.88). Der Opiumhandel 
liegt in den Händen der ethnischen und 
kommunistischen Guerillaverbände, die 
sich teilweise dadurch finanzieren. In der 
Vergangenheit hat die USA fast die Hälfte 
ihrer Kapitalhilfe für Birmain die Bekämp- 
fung des Drogenanbaus gesteckt. 


im Januar ludendie Machthaber zumer- 
sten Mal seit 30 Jahren Journalisten ein (Le 
Monde 25.1.89). Anlaß war der ai-Bericht 
über die Menschenrechtsverletzungen in 
Birma. Das Militär präsentierte Studenten, 
die an den Unruhen beteiligt, in den Unter- 
gang gegangen und nun zurückgekehrt wa- 
ren.Sie berichteten voneiner korrekten Be- 
handlung seitens der Armee. Abereshatin 
Birma Tradition, unliebsame Oppositio- 
nelle etliche Monate später, ohne Rampen- 
licht, während einer Säuberungswelle zu 
verhaften, so wie damals, alsStudenten den 
Leichhnam des früheren Generalsekretärs 
der UNO U Thant stahlen, um ihn würdig 
zu beerdigen. Erst Monate späterkameszu 
Hausdurchsuchungen, und viele der ehe- 
maligen Aktivisten wurden verhaftet. 


Die neuen Parteien 

Bis Mai ’89 hatten sich über 234 neue Par- 
teien eingetragen (FEER 11.5.89). Die 
Vielzahl der Parteien wird von ausländi- 
schen Medien teilweise vorschnell als Zer- 
strittenheit der Opposition gedeutet. Eini- 
ge der Parteien sind wohl Tarnorganisatio- 
nen der staatstragenden Partei der Natio- 
nalen Einheit (NUP), um Stimmen zu fan- 
gen. Viele wollen jedoch von den Vorteilen 
der Eintragungen profitieren. Den Parteien 
ist das Zusammentreffen erlaubt, um über 
Politik zu diskutieren. Außerdem haben sie 
materielle Vergünstigungen bzw. das Recht 
aufeinen TelefonanschlußoderaufBenzin, 
das stark rationiert ist. 
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Andererseits spaltete sich bereits eine 
der größten Parteien, die Nationale Liga 
für Demokratie (NLD). Darin hatten sich 
Aung San Suu Kyi, die Tochter des birma- 
nesischen Unabhängigkeitshelden Aung 
Sun, der beim Militär in Ungnade gefallene 
Brigadegeneral Aung Gui und Tin U zu- 
sammengeschlossen. Tin U war bis 1976 
Verteidigungsminister und wegen Verrats 
an Ne Win zu sieben Jahren Gefängnis ver- 
urteilt. Aung Gui und Aung San Suu Kyi 
hatten sich wegen der Mitgliedschaft von 
ehemaligen Kommunisten inder NLDzer- 
stritten, woraufhin Aung Gui eine eigene 
Partei gründete, die Unions National De- 
mocracy Party (UNDP). 


Aung San Suu Kyi, im Ausland aufge- 
wachsen, in GB studiert und nur ab und an 
zu Besuch in Birma, hatte sich vorher nie 
mit Politik beschäftigt. Sie genießtdennoch 
große Popularität und wurde in westlichen 
Medien mit Corazon Aquino verglichen. 
Sie reist derzeit durchs Land, hält trotz Ver- 
bot Versammlungen ab, aufdenensiefürei- 
ne Demokratie westlicher Prägung wirbt. 
In der Nationalen Liga für Demokratie, mit 
eins bis drei Millionen Mitgliedern, sind al- 
le Schichten Birmas vertreten, von den ra- 
dikalen Studenten bis hin zu ehemaligen 
Militärs. Dementsprechend diffus sind ihre 
programmatischen Aussagen. 

Die Honoratioren um U Nu gründeten 
die Demokratische Partei. U Nu war derer- 
ste Premier im Jahre 1948, dessen einstige 
buddistisch-sozialistische Vorstellungen 
noch heute Staatsideal des Militärs sind. 
Diese drei größeren rivalisierenden Par- 
teien haben den im März verkündeten Ge- 
setzentwurf zur Wahl begrüßt. Sie konzen- 

‚trieren nun ihre Aktivitäten voll auf den 
Wahlkampf und suchen die Unterstützung 
der ausländischen Regierungen, um die 
Aussetzung von Krediten und Entwick- 
lungshilfezahlungen zu erwirken. 

Andere legale Möglichkeiten, sich poli- 
tisch zu betätigen, gibt esimmer noch nicht. 
Aung San Suu Kyi bezeichnete die Reform 
vom Einparteien- zum Mehrparteienstaat 
alsreine Farce, dadarüber hinaus keine we- 
sentlichen Rechte der Meinungsäußerung 
und Meinungsbildung dem Volk zugestan- 
den werden. Die Parteien werden in vielfäl- 
tiger Weise kontrolliert und bespitzelt (z.B. 
Recht auf Einsichtnahme in die Mitglieder- 
listen). 

Die Regierung in Rangun sieht in Aung 
San Suu Kyidie stärkste und wichtigste Op- 
positionsperson, dasie bei ihren Auftritten 
überall im Land von großen Menschen- 
mengen gefeiert wird. Deshalb dürfte die 
Regierung nun auch eine Verleumdungs- 
kampagne gegen Suu Kyi und die NLD ge- 
startet haben, die den Angriffen gegen die 
Kommunistische Partei Birmas (CPB) sehr 
ähnelt. 

Suu Kyi erhält wahrscheinlich aus dem 
Ausland umfangreiche Unterstützung. Sie 
verfügt z.B. bei ihren Auftritten über neue, 
gut funktionierende technische Ausrüstun- 
gen, wie Lautsprecherund Mikrophone, ei- 
ne absolute Rarität ineinem Land, wo nor- 
malerweise solche Ausrüstung nicht vor- 
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Birmanesische Studenten in einem Camp des Karen Rebellen nahe der Grenze 


handen ist. Außerdemkann siealleihre Zu- 
hörer mit Erfrischungen versorgen (FEER 
6.7.89). 

hr? Publizität im In- und Ausland hat 
bisher verhindert, daß sie selbst dem 
Schießbefehl zum Opfer gefallenist, wieihr 
von einzelnen Soldaten immer wieder an- 
gedroht worden ist. 


Der Widerstand im Untergrund 

Es zeichnet sich ab, daß viele Jugendliche 
und Studenten weniger denn je zuvor an ei- 
ne Verbesserung der politischen und mate- 
riellen Situation durch die versprochenen 
Wahlen glauben. Sie ziehen es vor, in den 


malariaverseuchten Dschungel zu gehen. 


und sich dort von Truppen der nationalen 
Minderheiten (den Karen, Shans, Meos 
etc.),die seit 26 Jahren gegendie Zentralre- 
gierung in Rangun einen Guerillakampf 
führen, militärisch ausbilden zu lassen. Da 
die nationalen Guerillatruppendie Studen- 
ten nur zögernd aufgenommen haben — sie 
befürchten Spione unter den Neuankömm- 
lingen, was das Mißtrauen gegenüber allem 
ethnisch Burmesischen verstärkt — haben 
sich viele der Studenten in der neu gegrün- 
deten „All Burma Students Democratic 
Front“ mit Hauptquartier in Klerday, nahe 
der thailändischen Grenze, zusammenge- 
schlossen. Gleichzeitig agiert die „All Bur- 
ma Federation of Students“ in Rangun im 
Untergrund. 

Der Widerstand der nationalen Minder- 
heiten dauert nun schon jahrzehntelang. 
Sie haben einen Teil des birmanesischen 
Staatsgebiets unter Kontrolle. Sie organi- 
sieren in diesen Gebieten den Alltag,haben 
Schulen, medizinische Stationen und Stra- 
ßen gebaut. Ihre Einnahmen stammen ne- 
ben dem Opiumhandel aus dem Verkauf 
von Teakholz und Jade. Sie betreiben in Ei- 
genregie Antimon- und Zinnbergwerke 
und erheben auf die durch florierenden 
Schmuggel einsickernden Waren Steuern. 
Mitte der 70er Jahre schlossen sie sich zur 
Nationalen Demokratischen Front (NDF) 
zusammen, um ihre bewaffneten Aktionen 
gegen das Militär besser organisieren zu 
können, die in dieser Zeit einige erfolgrei- 
che Angriffe gegen die Guerillatruppen un- 
ternommen hatten. Die NDF stellt ein äu- 
Berst fragiles Bündnis dar. Ihre Mitglieds- 


organisationen reichen von politisch rechts 
stehenden Gruppierungen, die von der 
„Antikommunistischen Weltliga“ finan- 
ziert werden biszukommunistischen Orga- 
nisationen. Die NDF kooperiert seit 1987 
auch mit der Kommunistischen Partei Bir- 
mas (CPB),derbis vorkurzem größten sich 
im Aufstand befindlichen Organisation mit 
ca. 14.000 Guerillas. Sie operiert im Nord- 
ostenundentlangderchinesischen Grenze. 
Der Grenzhandel mit China unterliegt 
weitgehend ihrer Kontrolle. Die CPB wird 
von China unterstützt, wenn auch in weit- 
aus geringerem Umfang als unter Mao. Im 
März hatte die CPBbereitsan Stärkeeinge- 
büßt, als bekannte Guerillakommandeure, 
Mitglieder von den Völkern der Wa, Shan 
und Kokang Chinesen zur NDF überliefen 
(FEER 30.3.89) und Mitte April kam es 
zum Eklat in der CPB. 

Am 18. April meldete der CPB Radio- 
sender, daß die gesamte Führung der CPB 
im Hauptquartier in Panghsang gestürzt 
worden sei, aufgrund ihrer „engstirnigen 
Rassenpolitik“ (FEER 1.6.1989). Die 
Kommandeure der verschiedenen Berg- 
stämme und der ethnischen Minderheiten 
haben die Kontrolle über die verschiede- 
nen Truppenverbände und die einzelnen 
Gebiete übernommen. Zur Zeit operieren 
vier verschiedene Verbände mit recht un- 
terschiedlichen Zielen. Teilweise haben sie 
jeglichen kommunistischen bzw. jeglichen 
politischen Absichten abgeschworen. Eine 
der mächtigsten Truppen im Norden von 
Keng Tung unter dem Shan Kommandeur 
Sai Noom Pan, unterstützt neben der NDF 
auch die pro-demokratische Studentenbe- 
wegung in Rangun. 

Lange Zeit sah es eher danach aus, daß 
die Guerillaverbände der CPB, der Natio- 
nalen Minderheiten und der Studentenden 
Statusquo mit Müheerhalten konnten.Ihre 
politische Uneinigkeit ließ sie kaum pro- 
grammatische Ziele formulieren, um einen 
verstärkten Druck auf das Militärregime in 
Rangun auszuüben. 

In den letzten Wochen mußten die auf- 
ständischen Truppen sogar noch einige ih- 
rer Stützpunkte entlang der thailändischen 
Grenzeandasbirmanesische Militär abtre- 
ten. Diese seit 1984 kontrollierten Gebiete 
galten bisher als uneinnehmbar, da sie an 


gut befestigten Flußbiegungen des Grenz- 
flusses zu Thailand liegen. Die birmanesi- 
schen Truppen müssen, mit Erlaubnis der 
thailändischen Regierung, von thailändi- 
schem Boden aus operiert haben — dieein- 
zige Möglichkeit die Stützpunkte einzu- 
nehmen. Diese Kooperation zwischen 
Rangun und Bangkok dürfte auch ein Er- 
gebnis der bilateralen Gespräche um die 
Jahreswende gewesen sein. Die Konzes- 
sion für den Schlag von Teakholz an thai- 
ländische Unternehmen macht einen offi- 
ziellen Grenzverkehr zwischen Birma und 
Thailand notwendig. Die Anwesenheit der 
Guerillatruppen und deren Kontrolle über 
den illegalen Grenzhandel gefährden der- 
artige Ansinnen. Die thailändische Unter- 
stützung bei der Guerillabekämpfung ist 
nur logische Konsequenz. Die geschwäch- 
ten Guerillatruppen haben sich am strate- 
gisch wichtigen Drei Pagoden Pass reorga- 
nisiert und liefern sich momentan heftige 
Gefechte mit dem Militär. 


Ohne Zukunft mit dem Militär 
Daß es Ne Win Ende März wagte, sich in 
Uniform wieder öffentlich im Kreise der 
herrschenden Clique von General Saw 
Maung, von Khin Nyunt, Geheimdienst- 
chefund mächtigster Mann nach Ne Win zu 
zeigen, sehen viele als Zeichen einer fest im 
Sattel sitzenden Militärregierung, die auch 
trotz WahlversprechenundLiberalisierung 
der Wirtschaft keinesfalls die Macht aus 
den Händen geben wird (FEER 13.4.89). 
Von den beschlossenen Wirtschaftsmaß- 
nahmen profitieren in erster Linie die 
Machthaber und nicht die Bevölkerung. 
Viele der mutlos gewordenen jungen Bir- 
manesen wandern ins Ausland ab. Zum er- 
sten Mal scheint dies im Interesse der Re- 
gierung zu sein, die bereitwillig Pässe zur 
Ausreise ausgibt. Dieser vonder Regierung 
forcierte „brain drain“ wird für Birma nicht 
ohne Folgen bleiben. Die jungen Birmane- 
sen bezweifeln sehr, daß durch die verspro- 
chenen Wahlen eine Anderung der gegen- 
wärtigen Verhältnisse zu erreichen ist. 
Hegte die Bevölkerung lange Zeit noch 
die Hoffnung, daß wenn schon nicht politi- 
sche Einsicht, doch dann wirtschaftlicher 
Zwang das Regime zum Einlenken zwin- 
gen wird, müssen sie nun feststellen, daß 
vom Wirtschaftsembargo immer weniger 
übrig bleibt, und sie um eine Illusion ärmer 
geworden sind. Das Militär ist dabei, mit 
Hilfe der ausländischen Wirtschaftsverein- 
barungen seine Machtkonsolidierung vor- 
anzutreiben. mm 


* Seit Juni heißt Birma auch Union Myanma, wobei 
Myanma in burmesisch ein Synonym für Birma ist. 


Weitere Quellen: 

— SOA-Informationen 3/88 

— Bibliographische Reihe derSOA, Heft 2, Bir- 
ma 1988 

— Abkürzungen der Quellen: Far Eastern 
Economic Review (FEER) 1988/89 

— Handelsblatt (HB) 

— Le Monde 

— Neue Züricher Zeitung (NZZ) s 

— Informationen für Außenhandel (NfA) 
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Birmanesische Studenten im Camp = 


Vergessen im Dschungel 
Unterstützungsaufruf für 
die All Burma Student 
Democratic Front 


VielederStudenten, die nach der Nieder- 
schlagung des Volksaufstandes in Birma 
in den Dschungel geflüchtet sind, leben 
heute in Camps nahe der thailändischen 
Grenze. Sie haben sich angesichts der re- 
pressiven Situation in Birma für den Wi- 
derstand im Untergrund entschieden. 
Seit die thailändische Regierung im Zuge 
des birmanesisch-thailändischen Tau- 
wetters ihre Flüchtlingspolitik verschärft 
hat, ziehen sich die Studenten lieber auf 
birmanesisches Territorium zurück, ob- 
wohlssie dort keinerlei Unterstützung von 
internationalen Hilfsorganisationen er- 
warten können, da sie nicht den Statusei- 
nes Flüchtlings haben. Das Leben in den 
neun Flüchtlingscamps der Studenten 
entlang der thailändischen Grenze ist äu- 
Berst hart und voller Entbehrungen, 
meist reicht der Reis nur für eine karge 
Ration pro Tag. Die Studenten leben nun 
schon Monate mitten im Dschungel, 
mehrere Tagesmärsche entfernt von den 
letzten Straßen. Alssiedort ankamen, be- 
saßen die meisten nur ihre Kleider auf 
dem Leib, schliefen auf dem Boden, den 
Moskitos und dem Regen ausgesetzt. In 
der Zwischenzeit haben sie sich einfache 
Hütten gebaut und versuchen, eine medi- 
zinische Betreuungzu organisieren. Nach 
Aussagen eines Medizinstudenten, der 
im „Namkreik Camp“ die kleine Klinik 
betreut, haben sie kaum Medikamente 


um die vielen Malariafälle zu behandeln, 
weshalb esschon mehrere Todesfälle gab. 
Der Mangel an sauberem Wasser ist die 
Ursache für die häufigen hygienischen 
Probleme wie Diarrhoe. Es ist keine aus- 
reichende Ernährung möglich, und es 
fehlt praktisch an den notwendigsten Hy- 
gieneartikeln für die 400 Bewohner des 
„Namkreik Camp“. 

Der Führer des „Namkreik Camp“ 
und Chef vom regionalen Komitee der 
„All Burma Students Democratic Front“ 
(siehe nebenstehenden Beitrag) Ko Zaw 
Oo bittet, ihre Not in der internationalen 
Presse bekannt zu machen und sie zu un- 
terstützen. Er sieht die Gefahr, daß sie im 
Dschungel vergessen werden. 

Gleichzeitig benötigen sie dringend 
materielle Hilfe. Medikamente (gegen 
Malaria und andere Tropenkrankheiten, 
Verbandsmittel und Desinfektionsmit- 
tel) sind lebenswichtig. Da sie damitrech- 
nen, länger im Dschungel leben zu müs- 
sen, vielleicht für Jahre, wären Stipendien 
an ausländischen Universitäten hilfreich. 
Die Studenten vermissen im Camp Bü- 
cher in englischer Sprache, mit denen sie 
sich auf dem laufenden halten können. 
Außerdem wünschensiesicheine Büche- 
rei im Camp (Die englische Sprache ist 
den Studenten im allgemeinen geläufig). 

Natürlich sind außer Sach- auch Geld- 
spenden willkommen. 


Weitere Informationen sindbei Wolfgang 
Sachsenroder, 803 RELC-Building, 30 
Orange Grove Road, Singapore 1025, 
Tel. 7326927, fax 235 2142 erhältlich, 
der auch für die Weiterleitung der Sach- 
und Geldspenden sorgt. 
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Argentinien 


Regierungswechsel in der Krise 


Der Traum von Raul Alfonsin, 
als erster Präsident seit Juan 
Domingo Perön (1946 bis 
1952) wieder eine nach der 
Verfassung vorgesehene Amts- 
zeit von sechs Jahren durchzu- 
stehen, hat sich nicht erfüllt. 
Aufgrund der katastrophalen 
wirtschaftlichen Lage hat er 
fünf Monate vor dem regulären 
Ablauf der Amtszeit das Hand- 
tuch geworfen und ist zurück- 
getreten. Was jedoch bisher 
über die Programmatik des 
neuen Präsidenten Menem be- 
kannt ist, läßt für die breite 
Masse der Bevölkerung eben- 
falls nichts Gutes erwarten. 


Alfonsin erbte von der Militärdiktatur eine 
krisengeschüttelte Wirtschaft, 43 Mrd. $ 
Auslandsschulden, dreistellige Inflations- 
raten im Jahr und eine leere Staatskasse. 
Alfonsin vererbt an seinen Nachfolger eine 
ebenso leere Staatskasse, 60 Mrd. $ Aus- 
landsschulden, über 6 Mrd. $ Inlandsschul- 
den, dreistellige Inflationsraten im Monat 
und eine schwere wirtschaftliche Rezes- 
sion. Heute liegt das Lohnniveau unterdem 
von Haiti, der Mindestlohn beträgt umge- 
rechnet 20 Dollar, das reicht bei einer vier- 
köpfigen Familie ungefähr für den Kaufdes 
Lebensnotwendigsten für eine Woche. 
Währenddessen machen die Exporteure 
von Argentiniens reichhaltiger Agrarpro- 
duktion Rekordgewinne. Doch auch die 
Probleme mit der Militärkaste Argenti- 
niens sindam Endeder Amtszeit Alfonsins 
weit davon entfernt, gelöst zu sein. 

Der Nachfolger Alfonsins, der Peronist 
Carlos Menem, hatte bei der Präsident- 
schaftswahl am 14. Mai mit 46,4% der ab- 
gegebenen Stimmen eine eindeutige Mehr- 
heit im Wahlmännergremium gewonnen, 
das ihn fünf Wochen später zum nächsten 
Präsidenten ernannte. Zu Anfang reagierte 
die Wirtschaft nervös: In der Woche nach 
der Wahl setzte eine erneute Flucht in den 
Dollar ein, in wenigen Tagen verdoppelte 
sich der Dollarkurs, und auf den internatio- 
nalen Finanzmärkten sackte der Handels- 
wert argentinischer Schuldentitel unter die 
20-Prozent-Marke des Nennwertes ab. 
Wegen des populistischen Wahlkampfes 
Menems und aufgrund von Erfahrungen 
mit früheren peronistischen Regierungen 
befürchteten Teile der Wirtschaft einen 
Machtzuwachs der (peronistischen) Ge- 
werkschaften, ein Schuldenmoratorium, 
die Nationalisierung der Banken oder ähn- 
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liche Attacken auf die „freie“ Marktwirt- 
schaft. 


Diese Befürchtungen erwiesen sich 
schnell als unbegründet. Mit der Ankündi- 
gung der Ernennung von Miguel Roig zum 
Wirtschaftsminister und von Domingo Ca- 
vallo zum Außenminister machte Menem 
deutlich, wessen Interessen sich zukünftig 
auch politisch durchsetzen werden. Miguel 
Roig war bis vor kurzem der Vizepräsident 
des größten Konzerns südlich des Äqua- 
tors, Bungeund Born, dereinzigen weltweit 
operierenden Firma mit Sitz-in Argenti- 
nien. Bunge und Born gehört zu den größ- 
ten Grundbesitzern in Argentinien, ist Ar- 
gentiniens zweitgrößter Exporteur von 
Agrarprodukten und kontrolliert knapp 
ein Sechstel des weltweiten Getreidemark- 
tes. Weitere Schwerpunkte liegen in den 
Bereichen Chemie und Textilien. Eine Rei- 
he von Firmen der Holding beschäftigt sich 
ausschließlich mit Finanzgeschäften, wo- 
mit im inflations- und krisengeplagten Ar- 
gentinien seit langer Zeit die größten Profi- 
te einzustreichen sind. 

Außenminister Cavallo war bislang 
Chef des Wirtschaftsforschungsinstituts 
„Fundaciön Mediterranea“, das von 200 
nationalen und internationalen Banken 
und Industriekonzernen getragen wird. Ein 
deutliches Zeichen für die Einladung inter- 
nationalen Kapitals und für die Dominanz 
wirtschaftlicher Interessen in der Außen- 
politik. Der „Markt“ reagierte positiv. Als 
Alfonsin Mitte Mai seinen Rücktritt be- 
kanntgab, blieb der Dollarkurs stabil, dafür 
verzeichneten die Aktienkurse an der Bör- 
se von Buenos Aires erhebliche Kursge- 
winne. 


Argentinische Regierung: 
ratlos 


Konzerne an die Macht 


Die mächtigen Wirtschaftsverbände haben 
in Argentinien immer wieder versucht, 
nicht nur Lobbypolitik zu betreiben, son- 
dern Personen ihres Vertrauens in die ver- 
schiedenen Regierungen zu lancieren. Das 
gelang am direktesten während der diver- 
sen Militärdiktaturen, dieinder Regelnoch 
den „Vorteil“der Ausschaltung der gewerk- 
schaftlichen und politischen Opposition 
mit sich brachten. Aber auch unter peroni- 
stischen Regierungenhatdie Besetzungdes 
Wirtschaftsministeriums mit einem Unter- 
nehmer Tradition. In Peröns erstem Kabi- 
nett 1946 war es Miguel Miranda als Ver- 
treter des nationalen Kapitals, das die Poli- 
tik der Importsubstitution und der Förde- 
rung der nationalen Industrie aktiv unter- 
stützte. 1973 wurde Jose Ber Gelbard Wirt- 
schaftsminister, Vorstandsmitglied des In- 
dustriekonzerns Fate-Aluar, dessen Politik 
von einem Großteil der kleinen und mittle- 
ren Unternehmen mitgetragen wurde. 

Die Politik des Wirtschaftsminister Mar- 
tinez de Hoz (Ex-Vorstand des Stahlkon- 
zerns Acindar, Vorstandsmitglied bei Pan- 
Am, Western Telegraph u.v.a.m.) leitete ei- 
nen sogenannten „Gesundschrumpfungs- 
prozeß“ein, beidemein Großteil der natio- 
nalen kleinen und mittleren Industrie und 


. ganze Branchen wie die Elektronikindu- 


strie von der Bildfläche verschwanden. 
Durch eine monetäre Wirtschaftspolitik, 
den Wegfall von Importzöllen und einen 
extrem niedrigen Dollarkurs wurden Im- 
porte so billig, daß die auf den Binnen- 
marktorientierte Industrie nicht mehr kon- 
kurrenzfähig war. Der überwiegende Teil 
der im Ausland aufgenommenen Kredite 
wurde nicht für Investitionen eingesetzt, 
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werden. Die Gegenleistungdes Staates liegt 
in einem „extrem hohen“ Dollarkurs zur 
Förderung der Exporte (d.h. neue Abwer- 
tung),inder GarantierungdesSozialpaktes 
mit den Gewerkschaften und in der „pro- 
gressiven“ Reduzierung des Staatsdefizits. 

Um die Staatseinnahmen zu erhöhen, 
wird ein „sehr harter“ Anpassungsplan vor- 
ausgeschickt, der Tariferhöhungen für öf- 
fentliche Dienstleistungen, Energie, Post, 
Benzin etc. vorsieht, und zwar in einer Hö- 
he, die die Maßnahmen des venezolani- 
schen Präsidenten Perez Anfangdes Jahres 
in den Schatten stellt. 

Der Plan B.B, inspiriert vom amerikani- 
schen Ökonometrie-Theoretiker und No- 
belpreisträger Lawrence Klein, läuft aufein 
Exportmodell mit der Einladung zu aus- 
ländischen Investitionen im Billiglohnland 
Argentinien hinaus, mit Ausbau der Sozial- 
versorgung für die seit Mitte der 70er Jahre 
marginalisierten Massen, garantiert durch 
die rechten Gewerkschafter der „Gruppe 
der 15“ im Arbeitsministerium, die mehr- 
heitlich Wirtschaftssektoren des boomen- 
den Exportbereichs vertreten, so die Tex- 
til-, Erdöl- und Chemie-Gewerkschaften 
sowie die Bankangestellten. 

Im Mittelpunkt steht die Konsolidierung 
des seit der letzten Diktatur dominieren- 
den Wirtschaftsblocks der Industriekon- 
zerne, des Agrar- und Finanzsektors. Die 
wichtigsten Vertreter finden sich heute in 
der Gruppe der stärksten Wirtschaftsver- 
bände („Gruppe der acht“): der Industrie- 
verband UIA, die Gesellschaft der 
Großagrarier SRA, der Börsenverband, 
dieargentinische Handelskammer, die Ver- 
bände der in- und ausländischen Banken 
und zwei Verbände der Bauwirtschaft, die 
großteils von Staatsaufträgen leben. 

Die kleine und mittlere'nationale Indu- 
strie hat in der gegenwärtigen Krise ihren 


ökonomischen und politischen Einflußfast. 


völlig verloren, sie wird nur indirekt vom 
Plan B.B. profitieren, sollte die Nachfrage- 
steigerung tatsächlich Realität werden. 
Vorher wird noch eine Reihe weiterer Be- 
triebe Konkurs anmelden müssen, die sich 
nicht durch Exporte oder Finanzspekula- 
tionen über Wasser halten konnten wie die 
„Großen“. Roberto Alemann, Ex-Wirt- 
schaftsminister aus Diktaturzeiten, hält als 
Folge der Krise eine Arbeitslosenzahl von 
4 Millionen für realistisch. 


Die Militärs kehren zurück 


Der Abrritt nach fast acht Jahren Diktatur 
war für die Militärs deprimierend gewesen. 
Den Malvinenkrieg hatten sie schmählich 
verloren, ihren „Kampf gegen die Subver- 
sion“ wollte zu diesem Zeitpunkt keiner so 
recht würdigen — in Anbetracht der 
30.000 Verschwundenen, die aus den Fol- 
terzentren und Konzentrationslagern nicht 
mehr zurückgekehrt waren. Die Regierung 
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wagte es sogar, die verantwortlichen Kom- 
mandeure vor ein ziviles Gericht zu zitie- 
ren, nachdem das oberste Militärgericht 
keine Anhaltspunkte für Menschenrechts- 
verletzungen gefunden hatte und damit Al- 
fonsins Traum von einem „Selbstreini- 
gungsprozeß“ bei den Streitkräften wie ei- 
ne Seifenblase zerplatzt war. 

Am Ende der Regierungszeit Alfonsins 
hatten die Militärs ihre traditionell starke 
innenpolitische Machtstellung schon weit- 
gehend wieder zurückerobert. Druckmittel 
gegen die UCR-Regierung waren dreiMili- 
tärrevolten der nationalistischen Teile des 
Heeres unter Führung der Malvinen-Vete- 
ranen Aldo Rico bzw. Mohamed Ali Sei- 
neldin, sowie die erfolgreiche Niederschla- 
gungder KasernenbesetzungvonLa Tabla- 
da (siehe auch blätter des iz3w, Nr. 149, S. 
14-17). Mit dem „Schlußpunktgesetz“ und 
dem „Befehlsnotstandsgesetz“ hatte das 
Parlament 1987 noch mit UCR-Mehrheit 
Hunderte von Prozessen wegen Verbre- 
chen gegendie Menschenrechte eingestellt. 
Nach den Ereignissen von La Tablada 
räumte Alfonsin durch ein einfaches De- 
kret den Militärs wieder die Möglichkeit 
ein, auf dem Gebiet der Inneren Sicherheit 
tätig zu werden, geheimdienstlich und im 
Falle von schweren inneren Unruhen. Da- 
mit setzte sich Alfonsin über das erst An- 
fang 1988 vom Parlament beschlossene 
Nationale Verteidigungsgesetz hinweg, das 
die Aufgaben der Militärs eindeutig auf die 
Verteidigung des Nationalgebietes bei An- 
griffen von außen beschränkte. 

Während Alfonsin im Ausland immer 
noch Medaillen für seine Menschenrechts- 
politik zu Beginn seiner Regierungszeitein- 
heimst, beauftragteer beider Plünderungs- 
welle Ende Mai den militärischen Geheim- 
dienst mit der Ermittlung „subversiver Ak- 
tivitäten“, die hinter den Unruhen stehen 


würden. Unter den Bestimmungen des für 
30 Tage im ganzen Land verhängten Aus- 
nahmezustandes wurden über 40 Mitglie- 
derlinker Gruppen verhaftet und ohne An- 
klage und Prozeß festgehalten, z.T. für Wo- 
chen. In dem nach den Ereignissen von La 
Tablada eingerichteten „Nationalen Si- 
cherheitsrat“, indem auch oberste Generä- 
le vertreten sind, war sich Alfonsin mit sei- 
nen „Beratern“ einig, daß ein militärisches 
Eingreifen gegen die Plünderer nicht nötig 
sei und die normalen Sicherheitskräfte mit 
den Unruhen fertig würden. 


Mehr Einfluß für 

die „carapintada“ 

Mit der Wahl Carlos Menems zum neuen 
Präsidenten waren die Militärs zwar ein- 
verstanden — schätzungsweise 70% der 
wahlberechtigten Uniformierten haben ihn 
gewählt — zufriedengestellt sind sie jedoch 
noch nicht. Zum einen haben sie materielle 
Probleme. Unter der Regierung Alfonsin 
wurde der Militärhaushalt erheblich ge- 
kürzt, außerdem trifft sie der Reallohnver- 
lust wie alle anderen Gehaltsempfänger. 

Schwerer wiegt aus der Sicht der Mili- 
tärs, daß sie sich noch nicht vollständig re- 
habilitiert fühlen. Wegen Menschenrechts- 
verletzungen wurden sieben oberste Mili- 
tärs rechtskräftig verurteilt (sechs davon 
sind noch in Haft), gegen 18 weitere laufen 
immer noch Verfahren. Drei Kommandan- 
ten wurden wegen grob fahrlässiger Fehler 
bei der Kriegsführung um die Malvinen zu 
je 12 Jahren Haft verurteilt. 

Militärs und auch Carlos Menem hatten 
gehofft und Druck ausgeübt, daß noch die 
Regierung Alfonsin die Frage der Prozesse 
durch eine Amnestie oder Begnadigung 
„lösen“ würde. Diesistnichtgeschehen.Die 


‚Personalentscheidungen im Verteidigungs- 


ministerium machen allerdings deutlich, 
daß die Zeit für eine Amnestie jetzt nicht 
mehr fern ist. Mit Italo Luder wurde ausge- 
rechnet derjenige zum Verteidigungsmini- 
ster ernannt, der 1975 als damaliger Stell- 
vertreter der Präsidentin Isabel Perön das 
Dekret unterschrieb, das die Militärs mit 
der „Subversionsbekämpfung“ beauftragte 
— schon einige Monate vor dem Putsch. 
Aufdieses Dekret berufen sich die Militärs 
noch heute in Rechtfertigungihrer blutigen 
Repression. 


„Offen“ sind auch noch Hunderte von 
Prozessen und Disziplinarverfahren gegen 
Beteiligte an den Militärrevolten unter Ri- 
co und Seineldin, unter anderem die Ver- 
fahren gegen die beiden Anführer der we- 
gen ihrer Kriegsbemalung „carapintada“ 
genannten Meuterer. Dieser rechtsradikale 
Teil der Streitkräfte verfügt über ausge- 
zeichnete Beziehungen zu nationalisti- 
schen Teilen der peronistischen Partei, u.a. 
zum neuen Ärbeitsminister Jorge Triaca. 


Die „carapintada“ hoffen jetzt aufeine mili- 
tärinterne Amnestie, die jedoch auf den 
Widerstand bei einem Teil der militäri- 
schen Führung stößt, für den der „Bruch 
der Befehlshierarchie“ während der Revol- 
ten geahndet werden muß. 


Die „carapintada“ waren während ihrer 
Revolten von der UCR-Regierung zu 
Recht als antidemokratisch, putschistisch 
und faschistoid bezeichnet worden, wäh- 
rend allerdings gleichzeitig in Abgrenzung 
zu diesen Gruppen den „loyalen“ Kräften 
um die Heeresführung Zugeständnisse ge- 
macht wurden. 


Die „carapintada“ gehören 
jetztzuden loyalsten Anhängern der neuen 
Regierung. Ihr Einfluß innerhalbder Streit- 
kräfte wird voraussichtlich erheblich an- 
steigen, außerdem wird der Einflußder Mi- 
litärs insgesamt auf die Verteidigungs- und 
Innenpolitik zunehmen. 


Durch das Nachgeben Menems gegen- 
über den „carapintada“ und gegenüber der 
gesamten Militärkaste wird allerdings noch 
nicht das Problem des internen Macht- 
kampfes der verschiedenen reaktionären 
bis faschistischen Fraktionen in den Streit- 
kräften gelöst. Die Bereitschaft zur Unter- 
ordnung unter eine demokratisch gewählte 
Regierung reicht bei allen Fraktionen nur 
soweit, wie die eigenen Interessen nicht ge- 
stört werden. Harald Paul 


Argentinien 


Atem m 


erscheint 10x im Jahr, DM 4 


Im Schwerpunkt der Nr.127 zwanzi 
Seiten zur zehnjährigen internationalen 
Solidarität mit Nicaragua in den USA, 
Kotalonien/Spanischer Staat, Jopon, 
Mexico, Guatemala und in der BRD 
sowie über die praktische Solidarität vor 
Ort und die Einschätzung durch die 
NicaraguanerInnen. 

Außerdem Beiträge über die französische 
Revolution und Frankreichs Kolonien in der 
Karibik, den „Hungertango” in Argenti- 
nien, den Superbarrio - einem neuen 
Volkshelden in Mexico, die soziolen und 
ökologischen folgen des Balbina-Stau- 
damms in Amazonien, die Auseinonder- 
setzung um die IGFM auf dem Kirchen- 
tag, Nicarogua Solidaritätskongreß in 
Wuppertal, die Seminore zu „500 Jahre 
Kolonialismus” in Dietzenbach und „die 
psychosozialen Folgen von folter” in 
Hamburg, das Guotemola-Bundestreffen 
in Bonn u.c.m. 


Der Schwerpunkt unseres Septemberhefts 
(128) wird dem Kokain gewidmet sein, 
mit Beiträgen zu den wirtschaftlichen, 
politischen, sozialen, kulturellen und nicht 
zuletzt ökologischen Auswirkungen an 
den Beispielen Bolivien, Kolumbien und 
Peru lu.a. Sendero luminoso und die 


oka). 
Zusätzlich ein Hintergrundbericht zur 
„Stabilisierung” Boliviens, zu den 
Alternativen in Panama, Interviews mit 
Bernardo Jaramillo, dem Vorsitzenden der 
UP Kolumbiens, der argentinischen 
Sängerin Mercedes Sosa, dem pervoni- 
schen Abgeordneten Yehude Simon und 
eine Nachlese zur Berichterstattung zu 

10 Jahre Revolution in Nicaragua in der 
linken Presse u.v.m. 

Wir möchten auch auf unsere vergange- 
nen Schwerpunkte hinweisen: im Januar 
{Februar Kuba - 30 Jahre Revolution, im 
März Kolumbien - tucho por lo vida, im 
April Rechte Strategien gegen loteiname- 
rika, im Mai 1992 - Kein Grund zum fei- 
ern und im Juni Argentinien - Gelegen- 
heit verpoßt. 
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Die spätkapitalistische 
Gesellschaft ist die 
reichste und technisch 
fortgeschrittenste Gesell- 
schaft in der Geschichte. 
Sie bietet — oder sollte 
bieten — die größten 
und realistischsten 
Möglichkeiten einer 
befriedeten und 
befreiten menschlichen 
Existenz. Und sie ist 
gleichzeitig die 
Gesellschaft, die diese 
Möglichkeiten der 
Befriedung und 
Befreiung auf sehr 
wirksame Weise 
unterdrückt. Diese 
Unterdrückung durch- 
herrscht heute die 
Gesellschaft als Ganzes 
und kann daher nur 
aufgehoben werden 
durch eine radikale 
Veränderung der 
Struktur dieser 
Gesellschaft. 
Herbert Marcuse 
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ie katholische Präsidentin besucht 

eine Messe im Aachener Dom, 

knietniederundbetet. Die populä- 
re Präsidentin empfängt Filipinas, die in 
der Bundesrepublik leben. Die demokrati- 
sche Präsidentin fliegt nach West-Berlin, 
um an der Mauer vor der Bedrohung der 
Freiheit durch den Kommunismus zu war- 
nen. Die friedliebende Präsidentin legt ei- 
nenKranzfürdieOpferder Weltkriege nie- 
der.Das warendie Bestandteiledesoffiziel- 
len Programms der philippinischen Präsi- 
dentin Corazön Aquino bei ihrem Staats- 
besuch Anfang Juli in der Bundesrepublik. 
Es sind Bestandteile des Stoffs, aus dem — 
unterstützt durch entsprechende Fernseh- 
bilder und Kommentare — politische Le- 
genden gewoben werden. Und die bestän- 
dige Legende aus den Philippinen, die hier- 
zulande verbreitet wird, lautet, daß dortei- 
ne katholische, populäre, demokratische 
und friedliebende Präsidentin namens 
„Cory“ Aquino nicht nur einen Diktator 
verjagt, sondern sogar die Demokratie wie- 
derhergestellt habe. 

Störend beiderpropagandistischen Ver- 
breitungdieser politischen Fiktion sind nur 
die Fakten: soistdiese Präsidentinnichtnur 
katholisch, sondern stammt zudem aus ei- 
ner der größten Großgrundbesitzerfami- 
lien des Landes, weshalb sie deren Interes- 
sen verteidigt. Die von ihr unterzeichnete 
„Landreform“ blieb schon deshalb eine 
Farce. Sie fand zwar nicht die Unterstüt- 
zung der hungernden Landbevölkerung, 
dafür aber den Segen der rechtskatholi- 
schen Kreise Manilas, die sich der interna- 
tional agierenden Organisation „Opus Dei“ 
angeschlossen haben. Und so ist es keines- 
falls zufällig, daß Aquino den Dom zu Aa- 
chen besucht. Denn diese Stadt gilt als die 
bundesdeutsche Zentrale der reaktionär- 
katholischen Vereinigung „Opus Dei“ 

Das gewünschte Bild stört auch der Hin- 
weis darauf, daß viele der tausenden Filipi- 
nas, die in der Bundesrepublik leben und 
von denen die Präsidentin einige (Auser- 
wählte) empfängt, ihr Land verlassen muß- 
ten, weil auch unter Aquinos Regime wei- 
terhin zwei Drittel der philippinischen Be- 
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Kohl(e) für Cory 


Zum Besuch von Aquino in der BRD 


völkerung in Armut und Elend leben. Vom 
demokratischen Image, das sich diese Prä- 
sidentin zuzulegen versucht, bleibt wenig, 
wenn bekannt wird, daß fast alle philippini- 
schen PärlamentarierInnen im neu ge- 
schaffenen Kongreß zu den reichen Eliten 
gehören, die schon unter Diktator Marcos 
die Macht untereinander ausgehandelt ha- 
ben. Es stört zu wissen, daß Aquino die re- 
pressive Arbeitsgesetzgebungder Diktatur 
bis heute in den Betrieben anwendet. Das 
Streikrecht hat die Präsidentin sogar noch 
weiter beschnitten, wovon auch bundes- 
deutsche Firmen wie adidas oder Triumph 
in Manila profitieren. Zum Bild der fried- 
liebenden katholischen Heldin der „Ro- 
senkranz-Revolution“ paßt schon gar 
nicht, daß die Präsidentin der philippini- 
schen Befreiungsbewegung NPA (New 
Peoples Army) nicht nur wörtlich „den to- 
talen Krieg“ erklärt hat, sondern daß sie 
diesen Krieg auch tagtäglich führt. Betrof- 
fen davonsind weite Teileder Bevölkerung. 
Denn Aquinos Militär, Polizei und die von 


ihr gebilligten und geförderten ‚Vigilantes“ 
(Todesschwadrone nach zentralamerikani- 
schem Muster) gehen längst auch wieder 
gegen jede legale Form von Opposition vor: 
gegen christliche Basisgemeinden wie ge- 
gen GewerkschafterInnen, gegen die Orga- 
nisationen der Bauern wie die der Frauen. 
Allein von Januar bis November 1988 regi- 
strierte die philippinische Gefangenen- 
hilfsorganisation „Task Force Detainees“ 
2235 illegale Verhaftungen, 636 Fälle von 
Folter und 241 politische Morde. 


Ein philippinischer Journalist be- 
schreibt die jüngste „Befriedungsaktion“ 
der frommen Präsidentin „Cory“ so: „Am 
22. April 1989 starteten die Militärs eine 
großangelegte Operation mit Bomber-Flug- 
zeugen, Hubschraubern und Artillerie im 
Süden der Provinz Negros, wosiedie Gueril- 
la vermuten. Die Folgen: Über 30.000 Men- 
schen wurden aus ihren Dörfern vertrieben. 
Sie fliehen, ein paar Habseligkeiten aufdem 
Rücken, mit ihren wenigen Farmtieren. Es 
sind die klassischen Vietnam-Bilder von der 
Säuberung einer Region durch das Militär, 
der größte Flüchtlingsstrom in unserem 
Land seit dem zweiten Weltkrieg. Diese Ver- 
treibung wird mit Unterstützung aller philip- 
pinischen Regierungsbehörden betrieben.“ 
Hierzulande wird eine Präsidentin, die für 
Militärterror dieser Art verantwortlich ist, 
vom Bundespräsidenten Richard von 
Weizsäcker zu den Klängen einer Bundes- 
wehrkapelle „mit allen militärischen Eh- 
ren“ empfangen. Und das ist nicht einmal 
eine Ironie des Schicksals. Schließlich be- 
sucht die philippinische Präsidentin die 
Bundesrepublik mit der erklärten Absicht, 
sich genau für diese Politik, die Repression 
an die Stelle von Veränderungen setzt, bun- 
desdeutsche Unterstützung zu sichern. Vor 
ihrem Abflug aus Manila sagte sie in einem 
dpa-Interview, sie suche bundesdeutsche 
Wirtschaftshilfe, um damit „der Guerilla 
die Spitze zu brechen“. 

Dieses Vorhaben muß ihr keineswegs 
abwegig erscheinen. Denn längst helfen 
bundesdeutsche Steuergelder auf den Phi- 
lippinen bei der „Aufstandsbekämpfung“. 


a a 
Aquinos vergeblicher Versuch in der Menge zu baden 


Im Mai dieses Jahres hat die Bundesregie- 
rung auf der Halbinsel Bondoc, 200 Kilo- 
meter südlich der philippinischen Haupt- 
stadt Manila, ein ländliches „Infrastruktur- 
programm“ begonnen, für das — allein für 
die ersten drei Jahre — 30 Millionen DM 
bewilligt wurden. Das Projekt sieht vor al- 
lemden „Bau von Straßen“ vor,diedemMi- 
litär das Eindringen in ein unwegsames 
Guerilla-Gebiet erleichtern werden. Auch 
„soziale Hilfsmaßnahmen“, wie Bewässe- 
rungsprojekte, sollen nur denjenigen zu 
Gutekommen,diediedortbestehendenra- 
dikalen Bauernvereinigungen verlassen 
und in neu gegründete, von der Provinzre- 
gierung, sprich:den Militärs, kontrollierba- 
re Organisationen eintreten. Dieses BMZ- 
Projekt entspricht damit genau den zwei 
Komponenten der Aufstandsbekämp- 
fungs-Strategie der philippinischen Regie- 


Philippinen 


Foto: A. Wilms-Schröder 


rung, die nach brutaler militärischer „Säu- 
berung“ von Guerilla-Gebieten die „Be- 
friedung“ der betroffenen Bevölkerung mit 
Hilfe von „Sozialprogrammen“ vorsieht. 
Darüberhinaus will Aquino die Bundes- 
regierung für eine Beteiligung an einem so- 
genannten „Mini-Marshall-Plan* gewin- 
nen. Dieses „Philippine Assistance Pro- 
gram“ soll finanzielle Hilfen in Höhe von 10 
Milliarden Dollar in den nächsten fünf Jah- 
ren umfassen und wird von der Weltbank 
koordiniert. Vorgeschlagen wurde es von 
den USA. Ein Protokoll des Unteraus- 
schusses für Asien und den Pazifik des US- 
Repäsentantenhauses enthüllt, daß damit 
vor allem der weitere Erhalt der giganti- 
schen US-Militärbasenaufden Philippinen 
gegen die wachsende Opposition im Land 
gesichert werden soll. Dort heißt es: „Ob- 
wohldie multinationale Hilfsinitiativenicht 


direkt in Bezug zu den bevorstehenden 
Verhandlungen Endedes Jahres steht, wird 
ihre erfolgreiche Umsetzung zu einem gün- 
stigen Klima auf den Philippinen für die 
Verlängerung des Stützpunkteabkommens 
beitragen.“ 


Die Bundesregierung soll also — von 
NATO-Partner zu NATO-Partner — hel- 
fen, die gemeinsamen strategischen und 
ökonomischen Interessen auf den Philippi- 
nen und im Pazifik zu sichern. Der Koordi- 
nator dieses „Philippine Assistence Pro- 
grams“, Roberto Villanueva, war deshalb 
einer der wichtigsten Begleiter der Präsi- 
dentin bei ihrem Staatsbesuch. Und Aqui- 
no erreichte was sie wollte. 1989 stellt die 
Bundesregierung ihrem Regime 110 Mil- 
lionen DM „Entwicklungshilfe“ zur Verfü- 
gung. Das ist eine Steigerung um 50 Pro- 
zent. Und für das „Aufbauprogramm“ ver- 
sprach BMZ-Minister Jürgen Warnke — 
„vorbehaltlich der parlamentarischen Zu- 
stimmung“ „300 Millionen DM in den 
nächsten drei Jahren.* 


Doch jeder Dienst hat seinen Preis und 
deshalb erleichtert die philippinische Prä- 
sidentin im Gegenzug die Absatz- und In- 
vestitionsmöglichkeiten für ausländische 
— auch bundesdeutsche — Kapitalgrup- 
pen. Im Mai stimmte die Aquino-Regie- 
rung den jüngsten IWF-Auflagen zu, die — 
neben einem Stop der Löhne bei gleichzei- 
tiger Erhöhung der Preise für Grundnah- 
rungsmittelwie Reis— den Wegfallvon400 
der letzten Importbeschränkungen bein- 
halten. Und im Schlepptau der offiziellen 
Aquino-Delegation besuchte eine weitaus 
größere undnicht nurzahlenmäßigbedeut- 
samere Wirtschaftsdelegation der „Philip- 
pine Chamber of Commerce and Industry“ 
(Philippinische Industrie und Handels- 
kammer) die Bundesrepublik, um zumBei- 
spiel Siemens und MBB zu weiteren Inve- 
stitionen im Land der Billiglöhne zu er- 
muntern. 30.000 GewerkschafterInnen 
demonstrierten am 1. Mai in Manila gegen 
diesen von Aquino betriebenen „weiteren 
Ausverkauf der nationalen Wirtschaft auf 
Kosten der Arbeiter“. Die Protestierenden 
wurden mit Schlagstöcken, Tränengas und 
scharfer Munition auseinandergetrieben — 
auch im Interesse bundesdeutscher Unter- 
nehmer. Für sie ist das Investitionsklima 
nur dann „günstig“, wenn Ruhe herrschtim 
Land, in den städtischen Fabriken ebenso 
wie auf den exportorientierten Großplan- 
tagen. 


Nur für den Versuch, diese Ruhe gegen 
die wachsende Opposition auf den Philip- 
pinen zusichern, erhältdie katholische Prä- 
sidentin die bundesdeutschen Silberlinge, 
auch wenn der zuständige Ministerfür wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit, Jürgen 
Warnke, noch so oft wiederholt, Prästden- 
tin Aquino verdiene „unsere Achtung, weil 
sie dem Aufbau der Demokratie und der 
Achtungder Menschenrechte verpflichtet“ 
sei. Karl Rössel 
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EI Salvador 


Kalkulierte Inkohärenz 


ARENA marschiert 


auf dem Weg zum totalitären Staat 


Als Anfang Juni Alfredo Cristiani zum neuen Präsidenten El Sal- 
vadors gekürt wurde, feierte seine Partei, die ultrarechte ARE- 
NA, den letzten Schritt, der zur Übernahme der totalen Macht 
noch gefehlt hatte. Das Nationalparlament, zwei Drittel der Ge- 
meindevertretungen, die Schaltstellen in der Justiz und die wich- 
tigsten Medien des kleinen mittelamerikanischen Landes hatte 
ARENA zuvor schon unter Kontrolle gebracht. Seit der Beset- 
zung der Exekutivgewalt gibt es im gesamten salvadorianischen 
Staatswesen keinen Bereich mehr, den die Partei der Oligarchie 
unter den Militärs nicht offen und formal dominiert. Lauthals 
grölt seitdem das Parteivolk die ARENA-Hymne, die den hun- 
derttausendfachen Mord verheißt: „El Salvador wird das Grab der 


Roten sein.“ 


Zwei Monate nach der Amtseinführung 
des neuen Kabinetts zeichnet sich — aller 
Machtfülle zum Trotz — noch immer keine 
kohärente Politik ab. Gestritten wird über 
wirtschaftspolitische Fragen, vor allem 
aber über die Art der Kriegsführung, die 
künftig zur Bekämpfung der immer stärker 
gewordenen Befreiungsarmee der FMLN 
eingeschlagen werden soll. Vollmundigfor- 
dern die Hardliner unter den Militärs die 
Abkehr von der US-gestützten Strategie 
des „Low-Intensity-Conflict“ Denn 
schneller und effektiver käme der offene 
Krieg zum Ziel, und wenn dies 100.000 
oder 200.000 Tote zur Folge hätte. Die ver- 
meintlichen „Tauben“ verweisen auf die Be- 
deutungder2 Mio, US-$ Militär- und Wirt- 
schaftshilfe, die tagtäglich von den USA ins 
Land gepumpt werden, und ohne dienichts 
mehr in El Salvador funktionieren würde. 
Den USA aber scheint gegenwärtig an ei- 
ner Eskalierung des Krieges nicht gelegen 
zu sein, zumindest nicht an einem Krieg, 
der in der Weltpresse Schlagzeilen machen 
würde. 

Alfredo Cristiani, der Sproß einer 
schwerreichen Kaffeeplanzerfamilie, hält 
sich bei all den Auseinandersetzungen be- 
deckt. Der Pharmagroßhändler mit einem 
Diplom der Washingtoner Georgetown- 
Universität kümmert sich lieber um die 
Pflege seines moderaten Images. Im Ton 
des weltgewandten Politikers plaudert er 
über die Konzepte, mit denen er El Salva- 
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dor aus der schweren ökonomischen Krise 
herausführen will, die Reprivatisierungder 
Banken, die Aufhebung der Staatsmono- 
pole im Außenhandel und die Beseitigung 
der Überreste jener Agrarreformbemü- 
hungen, mit denen sein Vorgänger, Napole- 
on Duarte, so nachhaltig gescheitert war. 
Getreu den neoliberalen Vorbetern in aller 
Welt setzt Cristiani auf den totalen Markt. 
Nur ein von allen staatlichen Einmischun- 
gen erlöstes Unternehmertum garantiere 
den Aufschwung. 

„Man kann nicht von einer Reaktivierung 
der Wirtschaft reden, ohne zuvor einen mili- 
tärischen Sieg über den Feind erlangt zu ha- 
ben“, kontert Orlando de Sola, Präsident 
des freien Unternehmertums und zugleich 
einer der härtesten Vertreter der Oligar- 
chie. „Das Ziel darf nicht der Frieden sein, 
sondern der Sieg, der den Krieg beendet.“ 
Bei jenem Teil der ARENA-Basis, die den 
Wahlsieg nun auch auskosten möchte, trifft 
de Sola auf offene Ohren. Vor allem die To- 
desschwadrone fühlen sich durch solche 
Aufforderungen ermuntert, und langsam 
kehren die altbekannten Kommandeure 
der Killerkommandos, die während der 
Amtszeit Duartes aus Opportunitätsgrün- 
den das Land verlassen mußten, nach EI 
Salvador zurück. Private Sturmbataillone 
entstehen, die ihre schmutzigen Dienste an- 
bieten. Über 500 Menschen sind seit dem 
ARENA-Wahlsieg im März den mörderi- 
schen Aktivitäten der Todesschwadrone 


zum Opfer gefallen. 352 Personen wurden 
willkürlich verhaftet, 57 „verschwanden“, 
so die Bilanz der regierungsunabhängigen 
Menschenrechtskommission bis Mitte Ju- 
ni. „Wir wissen, daßjeder vor uns der nächste 
sein kann“, sagte mit im April Isabel Her- 
nandez vom „Christlichen Komitee für die 
Kriegsvertriebenen EI Salvadors“ (CRIP- 
DES), kurz bevor sie selbst verhaftet wurde 
und nach schwerster Folter hinter Gefäng- 
nismauern verschwand. Alle, auch die ein- 
fachen Mitglieder der unabhängigen Ge- 
werkschaften, der Frauenorganisationen, 
Arbeitslosenkomitees, Mütterverbände 
und selbst der Kirchen sind bedroht. 


it Attentaten und offenem Ter- 
M ror bereiten rechte Komman- 

dounternehmen das Terrain für 
die Verschärfung der Repression vor. Am9. 
Juni, kurz nach seiner Amtseinführung 
wurde der Präsidialamtsminister Rodri- 
guez Porth ermordet. Kaum jemand zwei- 
felt daran, daß Oberst Bustillo, der bein- 
harte Luftwaffenchef und Intimus von Ro- 
berto d’Aubuisson, ARENA-Gründer und 
Drahtzieher der Todesschwadrone, den 
Anschlag veranlaßt hat. Aus Rache, denn 
Porth soll es gewesen sein, der die Ernen- 
nung Bustillos zum neuen- Verteidigungs- 
minister verhindert hat. Derweil bemüht 
sich ein alter Pokerfreund d’Aubuissons, 
der ARENA-Innenminister und Vizeprä- 
sident Francisco Marino, den Terrorderei- 
genen Partei gegen die Volksorganisation 
zu wenden, die er kurzerhand als ‚Tarnor- 
ganisationen“ der FMLN diffamiert. Öf- 
fentlich bezichtigt: Marino katholische 
Geistliche der Kollaboration mit der Gue- 
rilla. Eine offene Morddrohung, die die To- 
desschwadrone geradezu staatlich lizen- 
siert. 


Er solle Cristiani nicht verärgern, warnte 
Mitte Juni der US-Vizepräsident Dan 
Quayle den starken Mann im Hintergrund, 
Roberto d’Aubuisson. Doch der Präsident, 
so scheint es, ärgert sich gar nicht. Miteiner 
bemerkenswerten Ruhe verfolgt Cristiani 
die Entwicklung, wofür er vom Erzbischof 
Rivera y Damas bereits öffentlich gelobt 
wurde. Diese Ruhe freilich gibt zu denken. 

Die, Gleichzeitigkeit von moderatem 
Image und offenem Staatsterror scheint 
weniger der Ausdruck einer fehlenden Ko- 
härenz der ARENA-Politik zu sein als viel- 
mehr einer kalkulierten Strategie zu folgen. 
Esist eine geschickte Arbeitsteilung, dieei- 
ner Methode abgeschaut ist, die die Re- 
pressionskräfte ElSalvadors allerdings seit 


langem in Perfektion beherrschen: die Fol- 
ter. 

Jede paradoxe Botschaft, jede Zweideu- 
tigkeit schafft Verwirrung. Darauf setzt die 
wissenschaftlich fundierte Folter, die plan- 
voll mit solchen Situationen arbeitet, um 
die Widerstandskraft der Gefangenen zu 
brechen. Aus den Berichten Gefolterter ist 
bekannt, wie der Haß und die Selbstach- 
tung, die für die Abwehr notwendig sind, 
zusammenzubrechen drohen, wenn nach 
der physischen Folter ein Offizier auftritt, 
der sich korrekt und anständig gibt. Plötz- 
lich ist das Opfer in der Zweideutigkeit ge- 
fangen, denn der vermeintlich „gute“ Offi- 
ziert verfolgt ja kein anderes Ziel wie der 
„böse“ Folterer. Mit der Verwirrung, die 
nun eintritt, geht die Fähigkeit verloren, 
zwischen gut und schlecht zu unterschei- 
den. Das Resultat einer solchen systemasti- 
schen Zerstörung der Bezugs- und Ab- 
wehrsysteme ist die Regression in den Zu- 
stand einer völligen Abhängigkeit und die 
Aufgabe der eigenen psychischen Identität. 
Nicht wenige Opfer werden zu lebenden 
Toten, die in ihrem Denken und ihrer 
Wahrnehmung von der Manipulation 
durch andere abhängig bleiben. 

Die Foltermethoden sind in den letzten 
50 Jahren systematisch weiterentwickelt 
worden, und zunehmend deutlicher wird 


Noch ist nichts entschieden 


heute, daß die Folter zur Manipulationund 
Einschüchterung ganzer Bevölkerungen 
eingesetzt werden kann. 

Alle entscheidenden Ministerien El Sal- 
vadors sind auffallend doppelt besetzt. 
Dem „gemäßigten“ Präsidenten ist mit Ma- 
rino ein Vize beigeordnet, der keine Gele- 
genheit ausläßt, den Ausnahmezustand, 
die Todesstrafe oder die Verhängung des 
Kriegsrechts zu fordern. General Larios 
Lopez, der neue Verteidigungsminister, ein 
Verfechter des „Low-Intensity-Conflict“, 


El Salvador 


hat gleich zwei Scharfmacher an seiner Sei- 
te:OberstZepeda,derzuvor Kommandeur 
der berüchtigten 1. Brigade war, und 
Oberst Montana, der in kürzester Zeit mit 
bemerkenswerten Gesetzesvorschlägen 
von sich Reden machte: darunter die zen- 
trale Registrierung der Fingerabdrückeder 
gesamten Bevölkerung über zwölf Jahre. 

Nach wie vor setzen ausländische Diplo- 
maten auf den korrekt wirkenden Cristiani, 
und mehr und mehr macht sich Verwirrung 
auch in El Salvador breit, zumindest inden 
größeren Städten, wo wirtschaftliche Per- 
spektivlosigkeit und Kriegsmüdigkeit be- 
reits so manchen Wähler in die Fänge der 
ARENA getrieben haben. Die Strategie 
des „Low-Intensity-Conflict“ erweist sich 
andieser Stelle vor allemalsein psychologi- 
scher Krieg, derin ElSalvador heute aufei- 
ner höheren Ebene seine Fortsetzung fin- 
det. 


it dem gesamten Repertoire ih- 
M rer Möglichkeiten: mit militä- 

risch-polizeilichen, psychologi- 
schen und zunehmend auch mit legalisier- 
ten Mitteln zielt die Repression auf die 
schrittweise Umgestaltung des Staates in 
einenmodernen totalitären Herrschaftsap- 
parat, der nur noch eine Freiheit zu vertei- 
digen hat:die Freiheit des Privateigentums. 


Alles, wasdiesen Prozeß stören könnte, soll 
aus dem Weg geräumt werden, zuallererst 
der „demokratische Raum“, der in den Jah- 
ren der Duarte-Regierung unter großen 
Verlusten von den Massenorganisationen 
erfochten wurde. 


Mit Hochdruck arbeitet die ARENA- 
Regierung an einer neuen Gesetzgebung, 
die allerdingseine weitreichende Beschnei- 
dungder Grund-und Bürgerrechtezum In- 
halt haben wird. Ein „Antiterrorgesetz“, 


nur zwei Wochen nach der Machtübernah- 
me im Parlament eingebracht, sieht vor, 
sämtliche Vergehen, die im Zusammen- 
hang mit „bewaffneten Gruppen und deren 
Tarnorganisationen* begangen werden 
könnten, der zivilen Gerichtsbarkeit zu 
entziehen und vor Militärtribunalen zu ver- 
handeln. Nicht nur ausgeführte oder ver- 
suchte Taten ständen unter Strafe, sondern 
auch solche, „die begangen werden könn- 
ten“. Füreine vorläufige Festnahme sollbe- 
reits der Verdacht oder einer jener Hinwei- 
se genügen, die über das landesweite Netz 
von Denunzierungsbüros, deren Einrich- 
tung Merino angekündigt hat, eingehen 
könnten. Tritt das Gesetz in Kraft, wäre der 
Willkür Tür und Tor geöffnet: ganz legal. 


Anstelle des unzeitgemäß gewordenen 
diktatorialen Unrechts und jener anrüchi- 
gen Repression, die sich heute noch in der 
Grauzone insgeheim operierender Todes- 
schwadrone bewegt, sollein „starker Staat“ 
entstehen, der mit wenigeranrüchigen, weil 
gesetzlich verankerten Mitteln das Gleiche 
erreicht: die Niederwerfung jeglichen Wi- 
derstandesder wirtschaftlich Ausgeschlos- 
senen. 


Trotz der düsteren Perspektive ist der 
Krieg in El Salvador noch nicht entschie- 
den: denn gegen das totalitäre Projekt von 
ARENA steht ein massenhafter Wider- 
stand vor allem der ländlichen Bevölke- 
rung. Seine Stärke ist nicht alleine über die 
Anzahl der verfügbaren Waffen zu ermes- 
sen,sondernauchüberdas, wasderehema- 
lige KZ-Häftling Bruno Bettelheim „Das 
bewußte Herz“ genannt hat. Während der 
mehrstündigen Belagerungvon CRIPDES, 
die mitder Verhaftung von 60 Personen en- 
dete,habeich diese Formder Widerstands- 
kultur erlebt. Trotz der kaltlächelnden 
Drohung, uns alle umzubringen und trotz 
aller Versuche, die Eingeschlossenen psy- 
chisch zu zermürben, gab es zu keiner Zeit 
Anzeichen von Panik. Die Menschen be- 
hielten ihre würdevolle Haltung und nutz- 
ten selbst die bescheidensten Gründe, um 
ihr Selbstwertgefühl gegen die Bedrohung 
zu verteidigen. Noch in der extremen Situa- 
tion der Stürmung des CRIPDES-Gebäu- 
des und der unmittelbaren Konfrontation 
mitdenSoldaten gelangesihnen, das ganze 
militärische Gehabe zu entzaubern und auf 
einfache menschliche Handlungen zurück- 
zuführen, denen sie sich moralisch haus- 
hoch überlegen wußten. „Wir können es’ 
nicht erlauben, daß diese Leute alleine be- 
stimmen, wie die Welt aussieht.“ 

Thomas Gebauer 


medico international unterstützt die 
salvadorianischen Volksorganisationen 
beim Aufbau einerlandesweiten medizi- 
nischen Notversorgungsstruktur. Spen- 


den für diemedizinische Hilfe für ElSal- 
vador auf das Konto 1800 Frankfurter 
Sparkasse (BLZ 500 501 02), Stich- 
wort: El Salvador. 
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Ghana 


Bildungsreform 


im Schlepptau 
der Weltbank 


r 


Kurz nach der Machtübernah- 
me Ende 1981 hatte sich die 
PNDC-Regierung (Provisional 
National Defence Committee) 
unter der Führung des Flieger- 
leutnants Jerry Rawlings einem 
beispiellosen Wirtschaftspro- 
gramm unter der Regie von 
IWF und Weltbank unterwor- 
fen. Fast auf den Tag genau sie- 
ben Jahre später gab sie ein 
weitreichendes Reformpro- 
gramm des Bildungssystems 
bekannt, bei dem die Federfüh- 
rung der Weltbank offensicht- 
lich wird. Die Folgen werden 
nicht weniger fatal als in der 
Wirtschaftspolitik ausfallen. 
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Staatspräsident Jerry Rawlings bei einer öffentlichen Ku 


EN 


ndgebung 


Als K.B. Asante, Minister für Erziehung 
und Kultur, am 16. Dezember 1988 in Ac- 
cra seine Bildungsreform der Öffentlich- 
keit vorstellte, mußte er sich gleich drei Be- 
amte zur Seite stellen, die eifrigbemüht wa- 
ren, die Reform ihres Chefs zu verteidigen. 
Asantestellte gleich zu Anfangklar: Alsall- 
gemeines Kriterium gelte fortan, daß die 
Regierung sich nicht mehr für den Lebens- 
unterhalt der rund 8000 ghanaischen Stu- 
denten zuständig fühle wie bisher. Wie für 
andere Politikbereiche gelte künftig auch 
für das Bildungs- und Erziehungssystem 
die Zauberformel der Weltbankstrategen: 
„Costeffectiveness“— also Kostendeckung 
— nun auch im Bildungsapparat. Was der 
Minister der Zuhörerschaft mit dieser eu- 
phemischen Umschreibung als Weih- 
nachtsgeschenk präsentierte, bedeutet 
nicht weniger als die Abkehr von der „free 
education“, wie sie 1957 von Nkrumahein- 
geführt wurde und die jahrzehntelang Vor- 
bildcharakter und Anziehungskraft für 
ganz Afrika besessen hatte. 


Erosion des 
Ausbildungssystems 


Noch bis Mitte der 70er Jahrebesaß Ghana 
eines der am besten entwickelten Bildungs- 
systeme in Westafrika. Heute vollzieht sich 
die staatliche Ausbildung auf drei Haupt- 
ebenen: Es gibt rund 6000 Grundschulen 
und 4591 Mittelschulen (Secondary und 
Junior Secondary Schools eingeschlossen), 
des weiteren 28 technische und 25 sonstige 
Fachschulen auf der mittleren Ebene (Se- 
cond Cycle Education), sowie 4 Polytech- 
nics, eine Art Fachhochschule und drei 
Universitäten.' Dazu kommen noch 41 
Ausbildungsstätten für Lehrkräfte. 

Die zunächst beeindruckenden Zahlen 
verschleiern allerdings den tatsächlichen 
Zustand. Als indirekte Folge des wirt- 
schaftlichen Niedergangs? hat sich nun- 
mehr auch die Qualität des Bildungssy- 
stems fatal verschlechtert. Jahrelange Bud- 
getkürzungen führten zu permanenten 
Engpässen, verwahrlosten Schulgebäuden 
und mangelnder Ausstattung. Das Lehr- 
und Unterrichtsmaterial ist, wenn über- 
haupt vorhanden, äußerst knapp und in ei- 
nem miserablen Zustand. Infolge von Ge- 
haltseinsparungen kam es während der 
80er Jahre zu starken Abwanderungen 
qualifizierter Lehrkräfte in die angrenzen- 
den Nachbarländer, Der Lohn reichte zum 
Leben nichtmehr aus. Umden Lehrbetrieb 
mehr schlecht als recht aufrechtzuerhalten, 
mußte neues Personal eingestellt werden, 
so daß momentan rund jede/-r zweite Leh- 
rerIn ohne Ausbildung unterrichten muß. 

Der Anteil der staatlichen Bildungsaus- 
gaben am Bruttoinlandsprodukt sank von 
6,4% (1976) auf 1% (1983). 1986 ist er in- 
folge von Lohnerhöhungen wieder leicht 
angestiegen und wird nunmehr auf 3,3% 
geschätzt. Mit dieser Quote liegt Ghana je- 
doch immer noch auf dem unteren Niveau 
im Vergleich zu anderen afrikanischen 
Ländern. Schließlich hat sich im Bildungs- 
system die IWF-Roßkur besonders deut- 
lich niedergeschlagen: Zwischen 1979 und 
1985 sanken die Haushaltsausgaben für 
das Bildungswesen real um zwei Drittel. 

Steigende Einschulungszahlen machen 
jedoch eine Veränderung des Systems not- 
wendig, um dessen Kapazität vor allem im 


Grundschulbereich zu erhöhen. Da die 
IWF-Auflagen eine Anhebung der staatli- 
chen Bildungsausgaben verbieten, bleibt 
nur eins: Der Bildungshaushalt muß intern 
umgeschichtet werden, es findet also eine 
Art „interne Anpassung“ statt. Gespart 
wird künftig an den Universitäten und 
Fachhochschulen, profitieren sollen davon 
die Primary Schools, also die Primärebene. 
Zudem verspricht sich die Weltbank da- 
durch auch neue Finanzierungsquellen. 
Die Zahlderin Ghana zugelassenen Privat- 
schulen wird nach Meinungder Bank rasch 
ansteigen und dadurch das Staatssäckel zu- 
sätzlich entlasten. Das Weltbankallheilmit- 
tel Privatisierung soll also auch im Bil- 
dungsbereich Wunder vollbringen. 

Das Einsparungskonzept im Bildungs- 
bereichüber Kostendeckungaufder Hoch- 
schulebene, Privatschulen im Primär- und 
Sekundärbereich und die Einführung von 
Studiendarlehen dürfte auch die künftige 
Politikempfehlung für andere Länder sein. 
Ghana ist wieder einmal mehr Ver- 
suchskaninchen, derzeit prüft die Bank in 
Pakistan, Senegal und Malawi,obdort ähn- 
liche Reformen durchzusetzen sind. 


Die Kosten der „Sanierung“ 


Das nun anlaufende Reformpaket zielt in 
erster Linie auf die weiterführenden Aus- 
bildungsgänge, insbesondere der Fach- 
schulen und der Universitäten, obwohl sich 
mittelfristigauch die Grundschulerziehung 
verteuern wird.” Der Kostenanteil der 
höchsten Ausbildungsstufe am Bildungs- 
etat soll durch folgende Maßnahmen von 
derzeitrund 30% auf 22% gesenkt werden. 

— Die staatliche Förderung wird auf Dar- 
lehensbasis umgestellt und soll verzinst 
zurückgezahlt werden. 

— Für universitäre Dienstleistungen wie 
Unterkunft, Bibliotheksbenutzung, etc. 
werden Gebühren erhoben. 

— 20-30% aller nichtunterrichtenden An- 
gestellten werden entlassen. 

Die genauen Einsparungssummen infol- 
ge der Reform sind derzeit nocht nicht aus- 
zumachen, da das eingesparte Kapital teil- 
weise wieder investiert werden muß. Will 
Ghana sein derzeitiges Ausbildungsniveau 
halten, müssen nach Schätzungen der Welt- 
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bank künftig 1500 Klassenzimmer pro Jahr 
gebaut werden undallein für dieSecondary 
Schools 5 Millionen Schulbücher gedruckt 
werden. Dennoch geht die Bank in ihren 
Szenarien davon aus, daß allein 1989 rund 
10% des Bildungsetats eingespart werden 
können. 


Neben den Entlassenen sind die Studen- 
tcn am härtesten betroffen: Die bisherige 
Unterhaltsförderung von 51 Cedis pro Tag 
(„daily student feeding allowence, 
»PAYE«“, entspricht derzeit ungefähr 27 
Pfennigen) sowie das jährliche Büchergeld 
von 5000 Cedis wurden zum Beginn des 
neuen Akademischen Jahres Anfang Fe- 
bruar ersatzlos gestrichen. An deren Stelle 
ist nunmehr ein staatliches Kreditschema 
getreten, das den StudentInnen einen Kre- 
dit von jährlich bis zu 50.000 Cedis, also 
ungefähr 265 DM einräumt. Künftig be- 
kommen Studierende eine Sozialnummer 
zugeteilt, über welche die Kredite abgewik- 
kelt werden sollen. Die Trägerschaft und 
die genauen Ausführungsbestimmungen 
waren zunächst unklar, mittlerweile hat 
sich jedoch die Social Security and Natio- 
nal Insurance Trust (SSNIT), eine staatli- 
che Versicherung, zur Abwicklung bereit- 
erklärt.’ 

Mit diesem Maßnahmenpaket hat der 
PNDC einem Bildungskonzept zuge- 
stimmt, wie es von der Weltbank lange favo- 
risiert und der ghanaischen Regierung na- 
hegelegt wurde. Der Grundgedanke ist so 
uniform wie die gesamte Weltbankpolitik: 
„In manchen Ländern überschreiten die 
Unterhaltszuschüsse an viele Studenten den 
Kostenaufwand für Unterkunft, Verpflegung 
und Fahrgeld.“° Angesichts der tatsächli- 
chen Verhältnisse kann diese Einschätzung 
nur noch als höhnisch bezeichnet werden. 
Mit der bisherigen Unterhaltsförderung 
konnte mansich Ende 1988 gerade nochei- 
ne Mahlzeit am Tag leisten, das „Bücher- 
geld“ für ein ganzes Studienjahr reichte 
nichteinmal mehr füreineeinzige Anschaf- 
fung. 

Dice Weltbank honoriert die Reformwil- 
ligkeit ihres speziellen Zöglings auch 
prompt mit cinem Sonderbeitrag im jüng- 
sten Weltentwicklungsbericht von 1988. 
Darin heißt es: „Mirgewisser internationaler 
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Unterstützung begann die gegenwärtige Re- 
gierung mit der Sanierungihres Erziehungs- 
wesens.” Was schönfärberisch „Sanie- 
rung“ genannt wird, ist tatsächlich eine ra- 
dikale Umgestaltung des Erziehungssy- 
stems, die langfristig negative Folgen brin- 
gen wird. Die Weltbank scheut sich aber 
nicht noch einen Schritt weiterzugehen, um 
in gewohnter Manier die Tatsachen aufden 
Kopf zu stellen. Zitat: „Für die höheren 
Schulen und die Hochschulen werden Dar- 
lehenssysteme und Stipendienprogramme 
entwickelt, um den Schulbesuch auch fürär- 
mere Studenten zu ermöglichen. * 


Fatale Folgen 


Tatsächlich wird durch das neue Darle- 
henssystem das Gegenteil eintreten. Gera- 
de ärmere StudentInnen werden in Zu- 
kunft kaum mehr studieren können. Ver- 
gleichbar mit der hiesigen Bafög-Novellie- 
rung wird es auch in Ghana zu einer noch 
stärkeren Konzentration einkommensstar- 
ker Familien an den Universitäten kom- 
men,als diesohnehin schon der Fall ist. Das 
Studium wird künftig noch teurer werden. 
Bei unsicheren Berufschancen werden es 
sich ärmere Familien fortan zweimal über- 
legen müssen, ob sie ihren Kindern ein Stu- 
dium ermöglichen können oder nicht. Um- 
verteilung von unten nach oben. 

War Bildung während der letzten 30 
Jahre in Ghana noch relativ frei zugänglich, 
wird sie künftig wieder zum Klassenprivi- 
leg verkommen. Ob dies den derzeitigen 


Strukturen innerhalb der Universität zugu- 
tekommt, ist zu bezweifeln. Momentan stu- 
diert bereits ein Drittel aller ghanaischen 
StudentInnen im Ausland. Der Anteil dürf- 
tesichnocherhöhen. Zusätzlich sind davon 
die Frauen in besonderem Maße betroffen. 
An den Unis gibt es knapp ein Drittel 
Frauen, auch hier wird die Reform ihre 
Spuren hinterlassen und den Frauenanteil 
weiter nach unten drücken. 

Fatal wird die Situation allerdings für 
den ghanaischen Norden werden. Die Bil- 
dungsmöglichkeiten konzentrieren sich al- 
le aufdie südlichen Landesteile. Bereitsun- 
der der alten Förderungsregelung war es 
für die Bewohner der Upper East, Upper 
West und Brong Ahafo Region schwer ge- 
nug, das Ausbildungsangebot des Südens 
in Anspruch zu nehmen. Weite Entfernun- 
gen zu den Eltern, entsprechende Fahrtko- 
sten und mangelnde Versorgung von son- 
stigen Familienmitgliedern benachteiligten 
bislang die nördlichen Regionen stark. Das 
interne Nord-Süd-Gefälle wird durch die 
Neuregelung wesentlich verstärkt werden, 
der ohnehin strukturschwache, agrarisch 
ausgerichtete Norden wird noch stärker 
isoliert und vom Südenabgekoppelt,dadas 
Kreditschema nicht differenziert. Egal wo 
man herkommt, der Kredit muß reichen. 

Doch nicht allein prinzipielle Bedenken 
sprechen gegen die Reform. Auch auf die 
grundlegenden immanenten Probleme hat- 
te nicht mal Erziehungsminister Asante 
Antworten bereit, als er sein Konzept prä- 
sentierte. Wie solle man als arbeitsloser 
Akademiker die Kredite zurückbezablen, 
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wollte ein Zuhörer wissen? Dazu Asante: „ 

Then weareintrouble.*Erweißwohlnurzu 
gut, daß die „Selbstfinanzierung“ ala Welt- 
bank über einen revolvierenden Stipen- 
dientopfunterdenderzeitigenghanaischen 
Verhältnissen kaum funktionieren wird. 
Und daß die Kredithöhe doch ungenügend 
wäre, wie ein weiterer Zuhöhrer meinte, 
mußte Asante ebenfalls einräumen, aber 
man bemühe sich, führte er an, im Privat- 
sektor „Ferienjobs“ für die Studenten ein- 
zurichten — ein Vorschlag, über den ange- 
sichts der Arbeitsmarktsituation im Saal 
niemand mehr lachen konnte. 


Eine neue Protestbewegung 


Das Reformpaket setzt den vorläufigen 
Schlußpunkt untereine lange und schmerz- 
volle Auseinandersetzung zwischen dem 
PNDC und der Studentenschaft. Die Na- 
tional Union of Ghana Students (Nugs) 
hatte sich lange gegen die nun festgeschrie- 
bene Reform gewehrt und ihre eigenen Re- 
formvorstellungen formuliert: Eine Anhe- 
bung der staatlichen Förderung von 51 Ce- 
dis pro Tag auf den gesetzlichen Mindest- 
lohn von derzeit 120 Cedis/Tag, eine ver- 
bindliche Erklärung der Regierung, daß 
das staatliche Förderungssystem langfristig 
erhalten bleibt und keine Rückverlagerung 
der Kosten auf die Familien stattfinden 
werde und schließlich die Ausdehnung der 
Förderung auf die Absolventinnen der 
Fachhochschulen. 


Die Regierung blieb jedoch hart, so daß 
es im Juni 1988 zum bislang längsten Uni- 
versitätsstreik der ghanaischen Geschichte 
kam. Die Unis mußten für vier Monate ge- 
schlossen werden, Prüfungen fielen aus, die 
Zeitplanung für das neue Akademische 
Jahr kam völlig durcheinander. 

Die Regierung hatte während der Aus- 
einandersetzung mit einer doppelbödigen 
Strategie agiert. Einerseits trat die Polizei 
den studentischen Demonstrationen, Stra- 
Benblockaden und Aktionen auf dem 
Campus mit großer Härte entgegen, ande- 
rerseits signalisierteder PNDC immer wie- 
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der Verhandlungsbereitschaft. Noch im Ju- 
li 1988 hatte Erziehungsminister Asante 
erklärt, es werde zu keiner Streichung der 
staatlichen Förderung kommen.” Insge- 
samt spielte die Regierung auf Zeit und 
letztlich gelang es ihr damit auch, den an- 
fänglich breiten Widerstand an den Hoch- 
schulen zu brechen und die Studenten- 
schaft zu spalten. 

So hat die Nugserwartungsgemäß gegen 
die Bildungsreform scharf protestiert und 
ihren Widerstand angekündigt. In einer er- 
sten Stellungsnahme hieß es: „Alles was wir 
wollen ist, daß die ghanische Politik nicht in 
einer Katastrophe endet.“ 

Obdie Nugs in der Lage ist, einen erneu- 
ten breiten Widerstand zu organisieren, er- 
scheint zumindest fraglich. Der Unistreik 
imletztenJahrhat vielEnergiegekostet,die 
StudentInnen haben bereits ein Semester 
verloren und können sich weitere Versäum- 
nisse nicht mehr leisten. Außerdem hat die 
Regierung mit dem Kreditschema einen 
weiteren Hebel gegen oppositionelle Stu- 
dentInnen in der Hand: Wer aufmüpfig ist, 
wird einfach von der Kreditvergabe ausge- 
schlossen. 

Obwohl es an den Universitäten derzeit 
ruhig ist, ist das Widerstandspotentialnicht 
klar einzuschätzen. Die Nugs ist letztlichei- 
ne schlagkräftige Organisation, die zusam- 
men mit der Association of Recognized 
Professional Bodies (ARPB), einem Zu- 
sammenschluß von Freiberuflern, Rechts- 
anwälten und anderen Akademikern, 
schon manche politische Erfolge zu verbu- 
chen hatte. So zwangen beide Organisatio- 
nen beispielsweise 1971 die Busia-Regie- 
rung, ihre Kontakte zu Südafrika einzustel- 
len, drei Jahre später waren sie maßgeblich 
am Sturz des damaligen Militärregimes be- 
teiligt. 


Unaufhaltsamer Legitimations- 
verlust des PNDC 


Wie sich auch der Widerstand gegen das 
neue Bildungsmodell im einzelnen gestal- 
ten wird, eines steht jedenfalls fest: Die 
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der „ 


en Revolution“ 


PNDC-Regierung hat sich mit diesem 
Schritt endgültig gegen die Studenten bzw. 
die Intellektuellen gestellt und bei ihren 
einstigen Anhängern während der Frühta- 
ge der „ghanaischen Revolution“ letztlich 
jeden Rückhalt verspielt. Nach der Arbei- 
terklasse, die mit dem Wirtschaftskurs der 
letzten Jahre verprellt wurde, hat sie sich 


nun erstmals mit direkten Maßnahmen ge- 


gen die StudentInnen gerichtet, obwohl 
sich längst große Teile vom PNDC abge- 
wandt hatten und ihre einstigen Hoffnun- 
gen auf grundlegende Veränderungen im 
ghanaischen Machtgefüge begraben hat- 
ten. 

Noch ist nicht genau abzuschätzen, was 
sich aus diesen Veränderungen ergeben 
wird, Der Streik an den Universitäten im 
letzten Jahr wurde von der Bevölkerung 
stark unterstützt und insbesondere der Ge- 
werkschaftsdachverband TUC (Trade 
Union Congress) erkannte eine Vielzahl 
gemeinsamer Positionen mit der Studen- 
tInnenorganisation Nugs. Ökonomisch sit- 
zen Arbeiterinnen und StudentInnen im 
gleichen Boot. 

Einmal mehr hat die Regierung damit 
deutlich gemacht, daß sie auf ihre einstige 
politische Klientel nicht mehr zählt. Sie be- 
ruft sich ausschließlich auf die neue Staats- 
klasse, die ja tatsächlich fast die alte geblie- 
ben ist, nämlich die, die vom derzeitigen 
Wirtschaftskurs profitiert: Die Handels- 
bourgoisie, insbesondere im Export/lm- 
portgeschäft, Teileder nationalen Industrie 
und, neu dazugekommen, wenige cash- 
crop Farmer. Wenn es derzeit zwar auch 
nicht danach aussieht, so könnte sich der 
PNDC doch schnell in einer Situation wie- 
derfinden, die für ihn ein Alptraum wäre: 
ArbeiterInnen und Intellektuelle gehen ge- 
meinsam zu Demonstrationen aufdie Stra- 
ßen, nur nicht — wie 1982 — für den 
PNDC, sondern diesmal gegen die Regie- 
rung. 

Klaus Enderle 
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Vorbemerkung 


Unser Themenschwerpunkt ist eine Zu- 
sammenstellung von drei Artikeln, die 
von völlig unterschiedlichen Standorten 
aus Blicke auf die Volksrepublik China 
werfen. Abschließende Antwortenaufdie 
Fragen, die das Massaker aufgeworfen 
hat, erscheinen uns verfrüht. Zum jetzti- 
gen Zeitpunkt kann es nur darum gehen, 
Bausteine einer Erklärung zusammen- 
zutragen. 

Der wirtschaftliche und gesellschaftli- 
che Hintergrund der Ereignisse vom Juni 
1989 ist das Thema unseres ersten Arti- 
kels, der von dem Freiburger Sinologen 
und Politologen Rainer Hoffmann 
stammt. Hoffmann bewertet die 1978 
eingeleitete Reformpolitik sehr kritisch, 
ohne komplementär den Maoismus, mit 
dem er immer sympathisiert hat, zu idea- 
lisieren. An dessen historischer Niederla- 
ge gibt es nichts zu rütteln— eine Abkehr 
Chinas von dem Ende der 70er Jahre ein- 
geschlagenen Weg der Modernisierung ist 
Hoffmann zufolge nicht mehr möglich. 
Die alte Garde betätigt derzeit nur die 
Bremse. Sobald sie abtritt, ist freie Fahrt 
angesagt in Richtung bürgerliche Gesell- 
schaft. 

Von wesentlich mehr Optimismus ge- 
tragen istder kurze Beitrag „Stärkung.der 
Parteimacht...“, der aus der Feder eines 
Beteiligten stammt. Der Autor vertritt 
nebenanderenrecht überraschenden The- 
se die, daß unter der blutigen Repression 
Teng Hsiao-p’ingseinepolitische Opposi- 
tionskraft entstanden ist, die über die un- 
mittelbaren Ereignisse hinaus Bestand 
haben wird, Welche Berechtigung diese 
These hat, wird sich zeigen. 

Zuhoffenist, daßdie weitere Entwick- 
lung in der VR China nicht unserer drit- 
ten Autorin, Marina Schmidt, recht gibt, 
derzufolge die aktuelle Repressionpolitik 
einer ganzen Generation kulturell und 
politisch aktiver Menschen einen Schlag 
versetzt hat, von dem diese sich kaum 
wird erholen können... 


Perfekte Propaganda 


Rundfunk und Eernsehen 
in der VR China 


„An alle Landsleute, die Frei- 
heit und Demokratie lieben, an 
alle Chinesen. Ich will euch 
mitteilen, was auf dem Tianan- 
men passiert ist...“, so begann 
der Aufruf des chinesischen 
Studentenführers Uerkesh 
Daolet, bekannt geworden un- 
ter dem Namen Wu Er Kaixi, 
der anfang Juli von dem Sender 
NBC im US-Fernsehen ausge- 
strahlt wurde. 

„Auf den Tiananmen zeigten 
die reaktionären Kriegsherren, 
die reaktionäre Regierung und 
die von Li Peng und Yan 
Shangkun angeführten — und 
von Deng Xiaoping aus dem 


Hintergrund manipulierten — 
faschistischen Truppen offen 
ihr häßliches Antlitz. Sie eröff- 
neten das Feuer auf Zehntau- 
sende friedlich demonstrieren- 
der Studenten. Ich kann euch 
natürlich keine genauen Zah- 
len über die getöteten Men- 
schen angeben, ich kann euch 
aber sagen, daß in dieser Nacht 
auf dem Tiananmen Tausende 
getötet worden sind. Es ist 
nicht übertrieben, wenn-ich be- 
haupte, daß im Verlauf der Un- 
terdrückung der Bewegung in 
ganz Peking Zehntausende 
starben.“ 
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Uerkesh Daolet ist einer der 21 Studenten- 
führer, deren Steckbriefe in den Wochen 
nachdem Massaker pausenlosüber die 100 
Mio. chinesischen Bildschirme flimmerten. 
Er ist einer von denen, die es wagten, die 
Führung der KP China für 600 Mio. Fern- 
sehzuschauer sichtbar, zu kritisieren. 

Nachdem Tode Hu Yao Bangsbegannen 
die ersten Demonstrationen für mehr Pres- 
sefreiheit, Demokratisierungund Abschaf- 
fung der Korruption. Wochenlang demon- 
strierten die Studenten friedlich und mit 
größter Disziplin für ihre Forderungen. 
Demonstrationszüge bestimmten auch 
Anfang Mai das Straßenbild des Pekinger 
Nord-West-Distrikts, eines tristen, trostlo- 
sen Stadtgebietes, das durch seine grau- 
braunen Appartmentblocks, staubige Luft 
und Baustellen geprägt ist. Ausden 47 Uni- 
versitäten Pekings, die sich zum größten 
Teil in diesem Distrikt befinden, zogen die 
Studenten mit ihren roten Fahnen und wei- 
Ben Spruchbändern geordnet und zielstre- 
big zu ihrem Versammlungslort: dem Platz 
des Himmlischen Friedens. Fast unbeweg- 
lich standen sie in der glühenden Mittags- 
hitze. Sternförmig, geordnet nach den ein- 
zelnen Universitäten, zogen sie auf den 
Platz, der sich innerhalb einer Stunde mit 
fast einer Million Menschen füllte. Weil die 
Führung ihre Forderungen nicht hören 
wollte, begannen sie am 13. Mai mit einem 
Hungerstreik und zwangen die Regierung 
Gorbatschow durch die Hintertür zu emp- 
fangen und das Besuchsprogramm zu än- 
dern. Die Hungerstreikenden wurden von 
großen Teilen der Bevölkerung unterstützt. 
Um größere Unruhen während des Gor- 
batschow-Besuches zu verhindern, unter- 
nahm die Führungsseite keine ernsthaften 
Versuche, die Studenten an ihren Kundge- 
bungen zu hindern. Noch Mitte Mai kün- 
digte sie an, daß niemand wegen radikalen 
Außerungen verhaftet würde, solange die 
Protestveranstaltungen friedlich seien. Als 
die ersten Studenten im Krankenhaus me- 
dizinisch betreut werden mußten, stattete 
die Parteiführung Kondolenzbesuche ab, 
die im chinesischen Fernsehen „CCTV* 
übertragen wurden. 

„Die meisten Leute haben zur Zeit keine 
Hoffnung mehr. Das größte Problem ist die 
Korruption unter den Beamten. Wenn die 
Partei Ansehen genießen will, muß die 
Führung mit ihren eigenen Söhnen begin- 
nen. Was das Volk am meisten verabscheut, 
ist die Korruption.“ Mit diesen Worten ver- 
suchte ein junger Student, blaß und hager, 
bekleidet mit einem weißen T-Shirt, das 
Stirnband weist ihn als Hungerstreiker aus, 
Zhao Ziyang, zu dieser Zeit noch Partei- 
führer, zu erklären, wie er die Partei zu füh- 
ren hat. 

„Die Hoffnungslosigkeit der letzten Zeit 
hat vier Gruppen von Studenten hervorge- 
bracht: Die Mahyongspieler,die Streberfür 
das englische Sprachexamen, die, die stän- 
dig tanzen gehen, und die, die den ganzen 
Tagdurch die Stadt bummeln. Ich habe kei- 
ne Hoffnung für unser Land. Wir wollen 
das Prestige der Partei wiederherstellen, 
damit das Volk wieder Vertrauen zu seiner 
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Führung hat. Stimmen Sie mir zu?“ Die 
vierköpfige Parteidelegation nickt einstim- 
mig mit dem Kopf. 

Dies waren die härtestenunddirektesten 
Vorwürfe, die in den 30 Jahren, seit dem 
das chinesische Fernsehen existiert, über 
den Äther kamen. ‚Während des Gorbat- 
schow-Besuches hatten wir drei glorreiche 
Tage der Pressefreiheit“, frohlockten die 
Journalisten von CCTV. 2.700 ausländi- 
sche Journalisten belagerten die Haupt- 
stadt des Reichesder Mitte. AlleHotels wa- 
ren restlos ausgebucht. Die Eurovision 
mietete eine komplette Etage im „Great- 
Wall“ Hotel, flog tonnenweise Equipment 
ein, darunter eine eigene Satellitenboden- 
station und ließ sich 15 internationale Tele- 
fonschaltungen verlegen (ganz Peking ver- 
fügt über 10 internationale Schaltungen). 


Beamte des Informationsministeriums 
erschienen im „Great-Wall“ Hotel und zo- 
gen persönlich alle Stecker der Eurovi- 
sionsanschlüsse aus der Wand. Alle Satelli- 
tenschaltungen für Auslandsübertragun- 
gen wurden gekappt. Die Journalisten von 
CCTV versuchten mit allen Mitteln, ihren 
Protest gegen die Regierungspolitik auszu- 
drücken. Die Verhängung des Kriegsrech- 
tes wurde nicht, wie für Nachrichten imchi- 
nesischen Fernsehen üblich, durch eineN 
SprecherIn vermittelt. Aus Protest zeigte 
man nur die Schrifttafeln, die den Ausnah- 
mezustand verkündeten, mit schwarzer 
Umrandung. In den folgenden Tagen er- 
schienen die Ansagerinnen ungeschminkt 
und in trister Kleidung aufdem Bildschirm, 
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Zweiter Tag des Hungerstreiks 


CCTV vermietete die Hälfte seiner Studios 
an ausländische Fernsehanstalten. Diemei- 
sten Kollegen des chinesischen Fernsehens 
sympathisierten offen mit den Forderun- 
genderStudenten nach mehr Pressefreiheit 
und Beendigung der Korruption. Eine Wo- 
che vor Verhängung des Kriegsrechtes 
(20.5.) wurden die Gespräche, die Li Peng 
mit den Studenten in der großen Halle des 
Volkes führte, fünf Stunden lang im Fernse- 
hen übertragen. Selbst die Titelseiten der 
regierungsamtlichen Zeitungen, die bis 
zum 4. Mai keine Zeile über die Studenten- 
unruhen gedruckt hatten, berichteten über 
die Demonstrationen. Als beispiellos in ih- 
rer detaillierten und freizügigen Berichter- 
stattung wurde die „Science and Technolo- 
gy Daily“ gerühmt. 


Als Gorbatschow das Land verließ, und 
die Hardliner um Deng Xiaoping, Li Peng 
und Yang Shangkun den Machtkampf in- 
nerhalb der Partei gewannen, wurde das 
Kriegsrecht verhängt. Damit fand auch die 
nr Pressefreiheit ihr abruptes 

nde. 
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schauten dabei das Publikum nicht mehr 
an, sondern hielten den Kopf zu Boden ge- 
senkt. 

30 Stunden nach dem Massaker erreich- 
te ein Telex von CCTV die Koordinations- 
zentrale des Fernsehnachrichtenaus- 
tauschsystems „Asiavision“ in Kuala Lum- 
pur, an dem 13 asiatische Fernsehanstalten 
beteiligt sind. 

„Liebe Kollegen, das tragischste Massa- 
ker seit dem Zweiten Weltkrieg erreignete 
sich am 3. Juni. Die faschistischen Truppen 
eröffneten das Feuer auf unbewaffnete, 
friedliche Zivilisten. Wir schätzen, daß 
2.000 Menschen getötet und mehr als 
10.000 verwundet wurden, darunter 
Frauen, Kinder und alte Leute. Das staatli- 
che Fernsehen und Radio kann nur berich- 
ten, was die Diktatoren erlauben. Es gibt 
überhaupt keine Sicherheit für die Bevöl- 
kerung, das Blutvergießen geht weiter.Bitte 
laßt die ganze Welt wissen, was hier am 3. 
Juni 1989 geschah. Unter diesen Umstän- 
den werden wir euch keine Beiträge mehr 
senden, weil wir nichts, was der Wahrheit 
entspricht, anbieten können. Entschuldigt 
uns, wir melden uns wieder, wenn wir dazu 
in der Lage sind“ 


Das Risiko für diejenigen, die das Telex 
an ihre asiatischen Kollegen sendeten, ist 
lebensbedrohlich. Kurz nach dem Massa- 
ker hatte ein Fernsehansager die Nerven 
verloren und während der Sendung den 
Nachrichten hinzugefügt, daß bereits über 
1.000 Menschen ermordet wurden. Er 
wurdedirektausderSendunggeholtund ist 
heute nicht mehr am Leben. Die Fernseh- 
ansagerInnen haben sich dem Druck beu- 
gen müssen und verlesen ihre Texte wieder 
mit aufrechtem Blick und betonten Sätzen. 
CCTV berichtete über Verhaftungen, an- 
gezündete Autos, Verbrecher, die während 
der Demonstrationen vergewaltigten und 
plünderten: Konterrevolutionäre Bandi- 
ten. Es zeigte ermordete und verwundete 
Soldaten mit aufgeschlitzten Leibern, an 
Grausamkeiten wurde nicht gespart. Esrief 
ständig zur Denunziation auf, gab Telefon- 
nummern, unter denen man die Konterre- 
volutionäre und Verbrecher melden konn- 
te, und präsentierte gefolterte und zu Tode 
verurteilte Menschen. 

Die Nachrichtensendungen wurden bis 
zu zwei Stunden verlängert und trichterten 
der Bevölkerung pausenlos ein, ein Massa- 
ker habe es nie gegeben, sonderneine „kon- 
terrevolutionäre Bewegung“ sei niederge- 
schlagen worden. Die Steckbriefe der Stu- 
dentenführer kamen per Bildschirm in je- 
des Dorfvom Dachder Weltbisindie Mon- 
golei. Steckbriefe derselben Studenten, de- 
nen Li Peng noch vor ein paar Wochen die 
Hände geschüttelt oder über den Kopf ge- 
strichen hatte. Dem folgten politische Kon- 
ferenzen, auf denen die Lehren Deng Xiao- 
pings studiert wurden. 


erselbe Deng, der während der 
D Kulturrevolution wegen seiner Po- 

litik der offen Tür und seinen Re- 
formbestrebungen in Ungnade fiel, hat alle 
Freiheitsbestrebungen brutal im Keim er- 
stickt. Zum ersten Mal seit der Kulturrevo- 
lution wird wieder vom Klassenkampf ge- 
redet, der sich jetzt einer mächtigen Propa- 
gandamaschinerie bedienen kann. Bisher 
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Inder Redaktion von’China Daily 


In einer Rundfunkstation 


hat noch jede Parteiführung versucht, die 
Massenmedien für ihre Ziele zu manipulie- 
ren.So wurde und wirddieStrukturderchi- 
nesischen Presse und des Rundfunksdurch 
die Parteipolitik bestimmt, weil fast alle Be- 
schäftigten in diesen Bereichen Parteimit- 
glieder sein müssen. 

Für Mao Zedong war vor allem der 
Rundfunk ein wichtiges Werkzeug zur 
Durchsetzung seiner politischen Ziele. Er 
diente der kollektiven Propaganda, der 
Agitation, der Kontrolle und Volkserzie- 
hung. Die über 100 Mio. Lautsprecher, die 
über Drahtverbindungen an leistungsstar- 
ke Funkempfänger angeschlossen waren, 
erreichten damals genausoviele Menschen 
wic heute das Fernsehen. Die Lautsprecher 
hingen in Bäumen, an Straßenlaternen, auf 
allen öffentlichen Plätzen, in Schulen, Fa- 
briken und auf Reisfeldern. Damit wurde 
das Volk tagein tagaus mit Revolutionslie- 
dern und öffentlicher Erziehung beschallt, 


Sogenannte „Barfußkorrespondenten“ 
wurden in den Massenmedien eingesetzt. 
Bauern und Arbeiter sollten direkt ausdem 
Volk berichten und nicht professionelle 
Journalisten oder Intellektuelle, die für 
Mao „ein stinkendes Übel“ waren. Das 
Fernsehen war fürMaogenausoein unnöti- 
ges Übel, für das im revolutionären China 
kein Platz war. Von 1966 bis 1969, in Hoch- 


zeiten der „proletarischen Kulturrevolu- 
tion“ stellt das Fernsehen fast vollständig 
seinen Betrieb ein. Als es Anfang der 70er 
Jahre wieder zu senden begann, bestanden 
18 von 26 Minutender abendlichen Haupt- 
nachrichten aus Schrifttafeln, die Maos 
Leitgedanken dem Volk präsentierten. 
Dies wurde musikalisch mit Stücken aus 
„Der Osten ist Rot“ untermalt. Der Restdes 
Programms bestand aus Revolutionslie- 
dern und acht Revolutionsopern, die Maos 
Frau Chiang Ching persönlich empfohlen 
hatte. 
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Nach dem Sturz der Viererbande voll- 
zog das Fernsehen eine drastische Wende. 
Der während der Kulturrevolution in Un- 
gnade gefallene Deng Xiaoping konnte 
nach dem Tod Tschou Enlais wieder bis an 
die Spitze der Macht vordringen. Für ihn 
war das Fernsehen kein unnötiges Übel, 
sondern ein Symbol des Fortschritts, der 

ung und des Zeitalters der Moderne, 
Sicherlichhat erauch früh die Macht dieses 
Mediums erkannt. Getreu seinem Motto 
„Egal ob die Katze schwarz oder weiß ist, 
Hauptsache, sie fängt Mäuse“, sorgte sein 
pragmatischer Kurs nicht nur für eine ra- 
sche Verbreitung des Fernsehens, sondern 
auch für die Ausstrahlung ausländischer 
Sendungen und dies mit hohen Werbean- 
teilen. Seit dem 1983 mit der amerikani- 
schen Fernsehanstalt CBS abgeschlosse- 
nen Vertrag zeigte CCTV neben einigen ja- 
panischen Werbesendungen auch amerika- 
nische Werbespots. Raumschiff Enterpri- 
se, Inspektor Colombo, Micky Maus und 
Tatort hielten Einzug in die chinesischen 
Wohnzimmer. Mit amerikanischen Kon- 
serven ließen sich nicht nur die Kanäle fül- 
len, sondern obendrein noch Geld verdie- 
nen, wenn man die im Paket enthaltene 
Werbung ausstrahlte. Die Kommerzialisie- 
.rung wurde in den letzten Jahren in fast al- 
len Medien vorangetrieben. Die Filmindu- 
strie, staatlich organisiert und kontrolliert, 
muß neuerdings auch profitorientiert ar- 
beiten. Und das gelingt nur, wennder Publi- 
kumsgeschmack berücksichtigt wird und 
der Yüan über das Werbegeschäft rollt. 


Auch die Printmedien erlebten in den 
80ern einen wahren Boom. Die ersten 
Frauen-, Jugend-, Film- und Modezeit- 
schriften erschienen, die Regenbogenpres- 
se begann sich zu entwickeln. Die in China 
heißgeliebten Abenteuer-, Liebes- und 
Kung-Fu-Geschichten waren wieder zu ha- 
ben. Aber auch eine Vielzahl von Fachzeit- 
schriften, hauptsächlich in den Bereichen 
Wirtschaft, Handel, Recht und Technolo- 
gie wurden herausgegeben. Selbst par- 
teiamtliche Presseorgane gaben Revolver- 
blätter heraus, um „Mäuse zu fangen“. 


CCT\V, als auch der Direktor der Pe- 

kinger Filmakademie und die Leite- 
rin der zentralen Filmverleihorganisation 
erzählten mir noch Anfang Mai, daßin den 
letzten 10 Jahren seit dem EndederKultur- 
revolution doch alles ganz anders gewor- 
den sei. Eine große Erleichterung war in ih- 
ren Gesichtern zu sehen und hinterließ ei- 
nen Hauch von Ahnung über dieSchrecken 
der Kulturrevolution. 

„Die Hauptaufgabe des chinesischen 
Fernsehens hat sich verändert. Wir wollen 
das Volk unterhalten und entspannen. Na- 
türlich lassen wir Erziehung und Bildung 
nicht ganz außer acht, aber unser Schwer- 
punkt liegt im Unterhaltungsbereich“, 
meint der Nachrichtenchef. CCTV finan- 
ziert sich mittlerweile zum größten Teil aus 
Werbung und nicht mehr aus staatlichen 
Geldern. 


S owohl der Nachrichtenchef von 
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[ EVT INEN THey WENT SO FAR AS 


China 


Durch diese Entwicklung hat sich das 
Fernsehen zu einem beliebten Medium 
entwickelt, das seit fünf Jahren den Draht- 
funk völligabgelösthhat.DiealtenLautspre- 
cher sind zwar noch überall zu finden, wer- 
den aber kaum noch in Betrieb genommen. 
In Peking kann der Drahtfunk sogar für 
Werbezwecke gemietet werden. Der prag- 
matische Reformkurs hat zwar zu einem 
Wechsel von politischen Debatten und 
Dogmatismus hin zur leichten Unterhal- 
tung geführt, aber kaum zu mehr Presse- 
freiheit. 

Chinas auflagenstärkste Zeitung „Ren- 
min Ribao“, die Volkszeitung, erscheint in 
einer Auflage von 6 Mio. Exemplaren. Die 
vom ZK herausgegebenen täglichen 8 Sei- 
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ten bestimmen nach wie vor die Nachrich- 
ten- und Leitartikelagenda für alle chinesi- 
schen Zeitungen. Auch Radio und Fernse- 
hen haben sich in dieser Hinsicht nach den 
Vorgaben der „Renmin Ribao“ zu richten, 
so daß sich das Informationswesen in ei- 
nem quasi geklonten, uniformen Zustand 
befindet und sich auf die jeweils vorherr- 
schenden Leitgedanken und Ziele der Par- 
teiführung konzentriert. Ob man die Zei- 
tung liest, sich einen Kinofilm anschaut 
oder sich Radio und Fernsehen widmet, 
überall, abgesehen von den puren Unter- 
haltungsbereichen, spiegelt sich der Partei- 
standpunkt wider. 

Kritik oder Beschwerden sind nurinLe- 
serbriefen möglich, die einen wichtigen 
Platz in den Zeitungen einnehmen. Beste- _ 
chung, Fehlverhalten von Beamten und 
Parteikadern oder sonstige Beschwerden 
werden seitenweise abgedruckt. Aber nur 
so lange, wie sie die unteren Chargen be- 
treffen, Kritik an der Parteiführung war bis 
zum Mai unmöglich. Daß ausgerechnet 
Teens und Twens in den glorreichen Tagen 
der Pressefreiheit öffentlich die Parteifüh- 
rungkritisierten, istnichtnurder Anwesen- 
heit der Weltöffentlichkeit zu verdanken, 
sondern der Zerstrittenheit der Parteifüh- 
rung in diesen Wochen. Diejenigen, die das 
Machtvakuum ausnutzten und aktiv fürdie 
Pressefreiheitkämpften, müssenjetztdafür 
mit dem Leben bezahlen. Sie werden ge- 
hetzt, gejagt, gefoltert undhhingerichtet.Der 
Klassenkampf wird wieder über die Me- 
dien propagiert. 

Deng Xiaopings Reformpolitik ist es zu 
verdanken, daß ein 600 Mio. starkes Fern- 
sehpublikum täglicherfahren durfte,daßes 
nie ein Massaker aufdem Tiananmen gege- 
ben hat. Die Machthaber in Peking haben 
die wichtige Rolle des Fernsehens für die 
Herrschaftsausübung erkannt. Die Propa- 
gandamaschinerie funktioniert perfekt. 
Nach der gnadenlosen Verfolgung der Stu- 
denten und Arbeiterführer setzt nun auch 
wieder die Säuberungswelle im Kulturbe- 
reich ein. Man kehrt zu den Grundsätzen 
Maos zurück. „Schlechte Bücher, Zeit- 
schriften und Videokassetten sowie ange- 
faulte, rückständige Kultur“ soll wieder 
„verurteilt, verneint und weggeworfen“ 
werden. Die heißgeliebten Liebes-, Aben- 
teuer- und Kung-Fu-Geschichten werden 
wieder nur für einige über den Schwarz- 
markt zu bekommen sein. Die Treffpunkte, 
in denen man per Video ausländische Fil- 
me sehen konnte, wird es nicht mehr lange 
geben. Intellektuelle und Künstler sehen 
noch härteren Zeiten entgegen. 

Für die Generation der 30- und 40-jäh- 
rigenklingt diesnoch sehr bekannt und läßt 
die Wunden der traumatischen Ereignisse 
während der Kulturrevolution wieder auf- 
brechen. Angst ist jetzt neben der Hoff- 
nungslosigkeit wieder das vorherrschende 
Lebensgefühl vieler Chinesen. Jetzt hat die 
Unmenschlichkeit der Machthaber in Pe- 

king wiedereinmal eine Generation junger 
Menschen jeglicher Hoffnungen für eine 
bessere Zukunft beraubt. 
Marina Schmidt 
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Nicht allein das Ausbleiben einer der 
wirtschaftlichen Liberalisierung ent- 
sprechenden politischen Liberalisie- 

rung treibt die chinesische Gesell- 
schaft in die Krise — die Wirtschafts- 
reformen selbst haben eine Entwick- 
lung eingeleitet, in deren Zuge sich 
massive ökonomische und soziale 
Probleme auftürmten. 

Zum Verständnis der Ereignisse von 
1989 ist es daher unerläßlich, die 
ökonomische Entwicklung in der 
Volksrepublik einer differenzierten 
Betrachtung zu unterziehen. 

Der folgende Artikel steigt nach ei- 
nem sehr knappen Überblick über die 

Vorreformphase direkt in eine Unter- 
suchung der Reformpolitik seit 1978 

ein. Zu diesem Zeitpunkt wurde der 
Machtkampf zwischen den Anhän- 
gern des maoistischen Kommunemo- 
dells und Anhängern einer pragmati- 
schen Modernisierungspolitik, der so 
alt ist wie die Volksrepublik selbst, 
vermutlich endgültig zugunsten der 
zuletzt genannten Gruppe entschie- 
den. 
Der Autor vertritt die These, daß die 
derzeitige Politik nur ein kurzes Zwi- 
schenspiel darstellt. Der 1978 einge- 
schlagene Weg läßt inzwischen keine 
Umkehr mehr zu. red. 


China 


Reform und Krise 


Hintergründe der Ereignisse 


in der VR China 


Die moderne chinesische Geschichte hat 
zwei eng verbundene Probleme auf die Ta- 
gesordnung gesetzt: die nationale und die 
soziale Frage. Zum einen mußte die semi- 
feudale Agrarverfassung geändert werden, 
zum anderen forderte das neuerwachte Be- 
wußtsein gebieterisch, den halbkolonialen 
Zustand zu beenden und dieser uralten 
Kultur wieder den ihr zukommenden Platz 
unter den Staaten zu sichern. 

Die Kuomintang unter Chiang-Kai- 
schek, eng mit den grundbesitzenden 
Schichten verflochten, setzte allein auf die 
nationale Karte. Da sie außerstande war, ei- 
ne gründliche Reform des Hinterlandes 
durchzuführen, verlor sie Krieg und Bür- 
gerkrieg. Das „Mandat des Himmels“ ging 
an die siegreichen Kommunisten über. 


Für die Maoisten stellte sich dasselbe 
Problem, nur in anderer Reihenfolge: spä- 
testens nach dem Scheitern des Großen 
Sprunges wurde deutlich, daß der Versuch, 
die Agrarfrage im Zeichen eines kleintech- 
nologisch orientierten Bauernkommunis- 
mus zu lösen, nicht imstande war, genügend 
Produktivkraft freizusetzen, um China ei- 
nen Großmachtstatus zu sichern. In den 
sechziger Jahren war der durchschnittliche 
Bevölkerungszuwachs hartnäckig höher 
als die wirtschaftliche Zuwachsrate, das 
maoistische Kommunemodell konnte mit 
anderen sich industrialisierenden Gesell- 
schaften nicht mithalten. Die Politik des 
Großen Vorsitzenden war auf eine anthro- 
pologische Grenze gestoßen, — dieideellen 
Anreize reichten bei weitem nicht aus, um 
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die Massen zu der harten Arbeit zu moti- 
vieren, die nötig gewesen wäre, um China 
aus eigener Kraft aus dem Sumpf der Ar- 
mut zu ziehen. Dazu hätte jener neue 
Mensch schon vorhanden sein müssen, der 
doch erst am Ende einer langen sozialisti- 
schen Erziehung stehen konnte. 

Die Vorgänge vom Frühjahr 1969 haben 
diese Lage schlaglichtartig beleuchtet: rus- 
sische Divisionen mit modern ausgerüste- 
ten Teilen konnten der VBA eine empfind- 
liche Niederlage bereiten. Die Stunde der 
Wahrheit hatte geschlagen, — das maoisti- 
sche System war unfähig, China mit der nö- 
tigen Rüstungskapazität zu versorgen. 

Damals begann Chou En-lai, dem nach 
der heißen Phase der Kulturrevolution und 
dem Scheitern des Lin Piao Putsches die 
Aufgabe zufiel, Einheit und Ordnung im 
Lande wiederherzustellen, die vorsichtige 
Öffnung nach außen und die gleichzeitige 
Reformpolitik nach innen. Er, nicht Teng 
Hsiao-p’ing, prägte die Devise von den 
„Vier Modernisierungen“ (szu-hsien))). 
Fast sechs Jahre lang, bis zum Tode des 
Vorsitzenden, herrschte eine geradezu 
schizophrene Situation: der von der Par- 
teilinken dominierte ideologische Apparat 
belieferte die Öffentlichkeit mit radikalen 
Parolen, während sich die Spitzen von Par- 
teiund Regierung in die genaue Gegenrich- 
tung bewegten. 


Erst der coup d’etat vom Oktober 1976 
klärte die Lage: gemäßigte Maoisten unter 
Führung des designierten Parteivorsitzen- 
den Hua Kuo-feng machten gemeinsame 
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Sache mit dem Reformflügel um Teng 
Hsiao-p'ing, um die sogenannte „Vierer- 
bande“ zu stürzen. Aber Huaund Teng ver- 
traten zu unterschiedliche Positionen, um 
gemeinsam regieren zu können. Nach zwei- 
jährigem Ringen wurde auf dem dritten 
Plenum.deselften ZK vom Dezember 1978 
der Machtkampf entschieden. Zugunsten 
der Reformer, die nach der Ausschaltung 
der „Restmaoisten“ grundlegende Verän- 
derungen durchsetzten. 


Die Weichenstellungen der Re- 
former 


1. Landwirtschaft: Die Volkskommune 
wird aufgelöst und der Familienbetriebfak- 
tische Grundlage der bäuerlichen Produk- 
tion. Was über einen festen Betrag hinaus- 
geht, darf auf den neu erstandenen freien 
Märkten verkauft werden, Folgeistein Pro- 
duktionsschub in den stadtnahen Gebie- 
ten. Viele Familien wandeln sich in soge- 
nannte „Spezialisierte Haushalte“ um, die 
von Getreidefrüchten auf cash-crops um- 
stellen (z.B. Tabak) oder sich auf Kleinun- 
ternehmungen werfen (Transport, etc.). 


2. Industrie: Die betriebswirtschaftliche 
Komponente wird gestärkt und das Mana- 
gement gegenüber der Parteibürokratie 
aufgewertet. Die Betriebe werden dem 
Wind der Konkurrenz ausgesetzt und sind 


Ma0o-Standbild in Wuhan 


gehalten, sich ihre Rohstoffe selbst zu be- 
schaffen. Die kontrollierende und koordi- 
nierende Tätigkeit der Pekinger Wirt- 
schaftsministerien verringert sich. 


3.Dienstleistungssektor: In den Städten 
werden kleine Unternehmen dem freien 
Markt überlassen. Überall entstehen neue 
Läden und Verkaufsstände aller Art. Nach 
unten verfließt der legale in einen breiten 
informellen Sektor, eine Grauzone, die 
wiederum fließend in die eigentliche Illega- 
lität übergeht. 


4. Technisch-wissenschaftliche Intelli- 
genz: Das Erziehungssystem ändert sich: 
hatte der Maoismus die ländlichen Massen 
bevorzugt, so begünstigen die neuen Aus- 
wahlkriterien Kinder mit städtisch-bürger- 
lichem Hintergrund. Schulen und Hoch- 
schulen praktizieren ein striktes Leistungs- 
prinzip. Dasalte „yu-hungyu-chuan“? wird 
aufgegeben und der in dieser Formel inhä- 
rente Widerspruch zugunsten des rein 
Fachlichen entschieden. Mit maoistischen 
Augen gesehen eine eher konservative 
Wende, denn die so ausgebildeten Speziali- 
sten dürften kaum Gelegenheit haben, ein 
„sozialistisches Bewußtsein“ aufzubauen. 


5. Die Wirtschaftssonderzonen 
(WSZ): Entlangder Küstewerden Gebiete 
bezeichnet, dieeinen besonderen Statuser- 
halten: sie sollen ausländisches Kapital an- 
locken, außerdem high-technology und 
know-how. Zugleich sollen sie alsSchuleei- 
ner neuen chinesischen Managerelite die- 


nen. Die Absicht dahinter ist, aufdiese Wei- 
se in den Markt der hochindustriellen Na- 
tionen einbrechen zu können. 

Es ist gerade der enorme Erfolg der Re- 
formen, der zueiner krisenhaften Entwick- 
lung führt. Schon im Sommer 1986 wird 
deutlich, daß sich der wirtschaftliche Be- 
reich nicht mehr abschotten läßt, — seine 
Dynamik ist dabei, auf Politik und Gesell- 
schaft überzugreifen. 


In diesem Augenblick spaltet sich die 
Führungselite. Teng Hsiao-p’ing hat im Ge- 
gensatz zu Gorbatschow immer versucht, 
die ökonomische Liberalisierung mit ei- 
nem politischen Autoritarismus zusam- 
menzubinden. Am Primat der Partei und 
ihrem Recht, die Normen für den gesell- 
schaftlichen Raum zu setzen, sollte nicht 


China 


Mißstände in allen Bereichen 


Diese Vorwürfe waren keineswegs aus der 
Luft gegriffen. Wasin der hiesigen bürgerli- 
chen Presse regelmäßig als Ressentiment 
einiger alter Männer hingestellt wurde, 
gründete durchaus in objektiven Mißstän- 
den: 


1. Auf dem Lande führte die privatwirt- 
schaftliche Wirtschaftsweise zu einer 
schnellen Ausdifferenzierung der Bauern- 
schaft. Familien mit günstigeren Startbe- 
dingungen waren reichgeworden, andere 
hingegen sanken auf die Stufe eines ländli- 
chen Proletariats ab. Was man die „Neo- 
konfuzianische Allianz“ genannt hat, half 


Diese hatte sich bis in die Moderne 
durchgehalten, nur daß die „kuan“? durch 
die Beamten der Nanking-Regierung, diese 
seit 1949 durch die maoistischen Kader 
(kan-pu) ersetzt worden waren. Erst die 
letzten zwölf Jahre, als sich der Staat vom 
flachen Lande weitgehend zurückzog, ha- 
ben die alte Ordnung empfindlich gestört. 
Mit dem Ende der Kommune verschwan- 
den auch die Basiskader, das rein private 
Interesse (szu) siegte über die öffentlichen 
Belange (kung). Während man die Böden 
überstrapazierte und auslaugte,wurdendie 
infrastrukturellen Maßnahmen sträflich 
vernachlässigt. Allenthalben ging die Pro- 
duktion zurück. Nach einem achtjährigen 
Produktionsschub hatte die Losung des fa- 
ts’ai („Werdet reich!“) in eine schwere land- 
wirtschaftliche Krise geführt. 


Reisbauer in einer Südprovinz. 


gerüttelt werden. Das hieß aber verkennen, 
daß Politik, Gesellschaft und Wirtschaft ei- 
ne Einheit darstellen, eine Totalität im G. 
Lukacs’schen Sinne dieses Begriffes. 

Hu Yao-pang, seit dem XII. Parteitag (Au- 
gust 1982) VorsitzenderderKP Chinas, hat 
klarer gesehen: seit 1984 warerbestrebt,ei- 
nen „Chinesischen Weg des Sozialismus“ 
zu finden, der das Land in die Richtung ei- 
nes vorsichtigen Pluralismus öffnen sollte. 
Hu scheute sich auch nicht, das Gespräch 
mit systemkritischen Intellektuellen wie 
Wang Jou-wang und Fang Li-chih zu su- 
chen, die immer lautstarker das herrschen- 
de Einparteienmodell verurteilten. 

Als sich im Herbst an den Universitäten 
Unruhe ausbreitete und es zu Massende- 
monstrationen kam, war der Flügelkampf 
nicht mehr zu verheimlichen: die Alte Gar- 
de um Ch’en Yün, Li Hsien-nien, P’eng 
Chen, Po Yi-po und Hu Ch’iao-mu trat zur 
Gegenoffensive an. Auf mehreren Politbü- 
rositzungen vom August und September 
1986 beschuldigte sie die marktwirtschaft- 
lich ausgerichteten Reformer um Hu Yao- 
pang, die Restauration von kapitalistischen 
Verhältnissen zu betreiben. 


kräftig mit, diesen Vorgang zu beschleuni- 
gen: den Vorgang nämlich, daß wie im Chi- 
na der alten Dynastien Beamte und lokale 
Oberschicht kollaborierten mit dem Ziel, 
sich die Vorteile gegenseitig zuzuschieben 
und illegalen Machenschaften nachträglich 
den Schein des Rechts zu verleihen. Kein 
Zweifel, daß Ch’en Yün nicht phantasierte, 
wennerineinem Bericht davon sprach, daß 
sich auf den Dörfern die gesellschaftlichen 
Verhältnisse des ancien regime restituier- 
ten. 


1986/87 begannen sich die Informatio- 
nen zu verdichten, daß die ländlichen Infra- 
strukturen vernachlässigt wurden. China 
war seit Urzeiten eine „Hydraulische Ge- 
sellschaft“ (K.A. Wittfogel), d.h., die Agrar- 
produktion lebte vom ausgebauten Bewäs- 
serungsnetz. Die Großbürokratie (Man- 
darinat) sorgte dabeifürdieSchwerwasser- 
bauten, während die Leichtwasserbauten 
von derortsansässigen Gentry betreut wur- 
den. Im Zusammenspiel beider stellte sich 
her, wasmanden Chinesischen Stilgenannt 
hat, eine Wirtschaftsverfassung „more 
sinico“. 


" Foto: Audiei Schlor 


Dies besonders in den Ungunstgebieten. 
Während die Küste und das Umland der 
Städte eindeutig profitiert hatten, war die 
Lage in den nordwestlichen und südwestli- 
chen Provinzen ganz anders. 

Dem zuvor 
bitterarmen hsi-pei” (Shansi, Shensi und 
Kansu) konnte die maoistische Kommune- 
bewegung einen bescheidenen Wohlstand 
bringen. In kollektiver Anstrengung war es 
gelungen, die noch in der Zeit der Republik 
von ständigen Hungersnöten heimgesuch- 
ten Gebiete soweit zu sanieren, daß das 
nackte Elend gebannt wurde. Hier brachte 
die Auflösung der Volkskommune und die 
damit einhergehende Zerschlagung der 
„Eisernen Reisschüssel“ einen großen 
Rückschlag. Als sich Ende 1984 in Peking 
die Politik des ‚Wer hat, dem wird gegeben“ 
durchsetzte, als die Regierung beschloß, 
künftig noch mehr in die Gunstgebiete zu 
investieren und das Hinterland leer ausge- 
hen zu lassen, kam es zu mehreren Protest- 
märschen der einheimischen Bevölkerung. 
Neben Transparenten mit „Lieber Maos 
Kommune als Tengs hohe Preise“ führten 
die Leuteauch Bilder des Vorsitzendenmit. 
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Auch 1986 wurden Berichte veröffent- 
licht, in denen Agrarexperten zitiert wur- 
den, die angeben, daß bei weiterer Moder- 
nisierung des flachen Landes rund 300 
Millionen Menschen überflüssig werden. 
Wohin mit diesen „supernumeres“? Auf 
diese Frage der Alten Garde konnten die 
Reformer keine Antwort geben. 


2. Auch der industrielle Sektor entwickelt 
Probleme. Die neue Situation der Konkur- 
renz machte offenbar, was Experten schon 
lange vermutet hatten: daß die öffentlichen 
Unternehmen hoffnungslos überbelegt 
sind. Die Arbeiterschaft der großen Betrie- 
bewarinjeder Hinsicht privilegiert, mit ho- 
hen Löhnen und einem ausgefeilten Prä- 
miensystem, sowie Sozialleistungen, von 
denen die Bauern nur träumen konnten. In 
einer Art „Industriefeudalismus“ wurde 
der Arbeitsplatz häufigals Erbhof gesehen 
und an den Sohn oder Enkel weitergege- 
ben. 

Verständlich, daß diese Arbeiteraristo- 
kratie die Einführung marktwirtschaftli- 
cher Elemente mit einer gewissen Besorg- 
nis betrachtete. In den letzten fünf Jahren 
mußten etwa 30.000 Betriebe schließen 
oder wurden „umorganisiert“, wasden Ver- 
lust zahlreicher Stellen mit sich brachte. So 
ist es fast zu erwarten, wenn bei einer Um- 
frage 1987 72% der Arbeiter inden Staats- 
betrieben der Ansicht waren, das Tempo 
der Modernisierung solle vermindert und 
die planwirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen beibehalten werden. 

Ein gewisser Konservatismus war hier 
Tradition. Während der maoistischen Kul- 
turrevolution weigerte man sich, radikale 
Kommuneexperimente mitzumachen 
(Schanghaier Kommune), jetzt, 1986- 
1989, ist man auch nicht bereit, radikalde- 
mokratische Forderungen zu unterstützen. 
Als im April dieses Jahres Tausende von 
Studenten vor die Tore des riesigen Stahl- 
werkes ziehen, das an Peking angrenzt, und 
den Generalstreik fordern, holen ssiesichei- 
ne ziemliche Abfuhr: die übergroße Mehr- 
heit der Belegschaft folgt dem Aufruf der 
offiziellen Gewerkschaften, die Produk- 
tion weiterlaufen zu lassen. Der Pekinger 
Autonome Gewerkschaftsverband, der vor 
allem wenig abgesicherte Jungarbeiter faß- 
te, hat kaum mehr als 2.000 Mitglieder. 
Und beiden Demonstrationen der Studen- 
ten sind immer wieder Transparente mit 
der Aufschriftzusehen: „‚Wobistdu, Chinas 
Lech Walesa?“, — was auf knappste Weise 
die unterschiedliche Rolle verdeutlicht, die 
die Industriearbeiterschaft im gegenwärti- 
gen Polen und in der chinesischen VR 
spielt. 


3. Die Wirtschaftssonderzonen (WSZ) 
konnten die ihnen zugewiesene Funktion 
als Lokomotive der chinesischen Wirt- 
schaftsreform nicht ausfüllen. Während die 
VR China zuerst an know-how und dann 
am Export Interesse hatte, wollten die aus- 
ländischen Investoren auf anderes hinaus: 
mit relativer low-technology Anlagen er- 
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richten, dieimstande waren, in den chinesi- 
schen Binnenmarkt vorzustoßen.Sehrbald 
begannen dieinden WSZ hergestellten Ar- 
tikel in hundert Kanälen ins Hinterland zu 
fließen und den schlechteren einheimi- 
schen Erzeugnissen Konkurrenz zu ma- 
chen (Radios, Kühlschränke, etc.). Die Fir- 
men waren selbstverständlich nicht bereit, 


erstklassige Technologie nach China zu 


transferieren. Ab 1986 wird dasProjektder 
WSZ zum Sorgenkind der Reformer. 


4. Die Bürokratie machte Schwierigkeiten. 
Hier herrscht wie in der Sowjetunion die 
Sorge, das materielle Niveau und das ge- 
seltschaftliche Prestige der Kader könnten 
leiden. Man mauert, wo man kannundzieht 
energisch die Bremse. Ein Beispiel: nach 


> 


Die Verheißungen der 


Ber 


modernen Welt 


dem XII. Parteitag (August 1982) sollten 
die Investitionen im schwerindustriellen 
Bereich zurückgestuft werden. Nach vier 
Jahren wurde deutlich, daß sich die Pla- 
nungsbürokratie einfach nicht an die Di- 
rektiven gehaltenund ihre Lieblingsprojek- 
te weiterhin vorrangig gefördert hatte. 
Herrschaft ist eben im Alltag Verwaltung. 


5. Die städtische Jugend. Ein Blick zurück 
ist angebracht: Maoismus war vor allem der 
Versuch, das Hinterland auf Kosten der 
Städte zu fördern. Jahrzehntelang wurden 
die urbanen Ressourcen abgeschöpft, um 
die Kluft zwischen Stadt und Land zu ver- 
ringern. Der Reformkurs hat die Prioritä- 
ten umgekehrt: seit 1980 werden die Städte 
bevorzugt. Eine Folge davon ist die Land- 


flucht, die seit 1984 gewaltige Dimensio- 
nen angenommen hat. Die Städte platzen 
aus den Nähten, Schanghai ist heute die 
größte Metropole der Welt, wobei keiner 
die genaue Zahl kennt: die Verwaltung hat 
längst aufgegeben, den Strom von Men- 
schen, der täglich ankommt, registrieren zu 
wollen. 

Die Jugendlichen, die in die Zentren 
strömen, erhoffen sich hier die Neue Welt 
(ta-shih-chieh); was an konfuzianischen 
oder maoistischen Restwerten etwa noch 
vorhanden war, verflüchtigt sich rasch, die 
herrschende Parole wird: „fa-ts’ai“ (Reich- 
werden) oder, auf Formel gebracht: Dollar. 
Die um sich greifende Anomie zeigt sich 
daran, wie schnell die Rate der Schwerver- 
brechen ansteigt, allein zwischen Januar 
1987 und Januar 1988 um mehr als 30%. 
Es ist vorgekommen, daß man sich wegen 
einer besondersmodischen Hongkongbril- 
le umgebracht hat. Westler vermerken mit 
Wohlgefallen, daß in Schanghai die fröhli- 
chen Zustände vor der Revolution wieder- 
gekehrt sind:Spielkasinos, Alkohol, Prosti- 
tution. Über mangelnde Unterhaltung 
braucht sich niemand mehr zu beklagen. 

Der Graben zwischen der Generation 
der LongMarcherund den Coca-Cola kids 
ist kaum noch zu überbrücken. Für die Jun- 
gen, die die Städte mit ihrer Lebenslust an- 
füllen, sind die Alten Herren nurmehr Ge- 
spenster einer längst verschollenen Zeit. 
Fürdie alten Führer, dienoch um die Opfer 
wissen, die die Revolution gekostet hat, ist 
dieser geschichtslose Wille zum Glück un- 
verständlich. Sie sehen darin einen Kon- 
sumrausch, der in die Katastrophe führen 
muß. Es herrscht Sprachlosigkeit. Zweiun- 
terschiedliche „promessesde bonheur“ ste- 
hen sich gegenüber: Glück als kollektives 
Ereignis, und: Glück als freie individuelle 
Entfaltung. Zwei Lebenswelten, die nicht 
mehr zu vermitteln sind. 


Die Krise spitzt sich zu 


Ende 1986 siegt die Alte Garde, was sich 
politisch im Sturz des energischen Refor- 
mers Hu Yao-pang niederschlägt. Teng, 
bislang eher Zünglein an der Waage, wech- 
seltinskonservative Lager: ihm ist der neue 
Kurs schon zu weit gegangen. Als im De- 
zember Studentenunruhen ausbrechen, 
bildet sich eine Einheitsfront, die Hu in ei- 
ner erweiterten Politbürositzung vom Ja- 
nuar 1987 zwingt, seine Ämter niederzule- 
gen. 

Das gesamte Jahr 1987 ist Chinas Innen- 
politik von dem Bestreben beherrscht, den 
Bruchirgendwie zu kitten und nochmalsei- 
ne Kompromißformel zu finden. In zähen 
Verhandlungen gelingt es, eine neue Al- 
lianz zu schmieden. Subjektiver Ausdruck 
des Kompromisses ist die Personalent- 
scheidung, die der XIII. Parteitag im Okto- 
ber 1987 annimmt: Li P’eng, Adoptivsohn 
von ChouEn-laiund Verfechtereiner „har- 
ten Linie“, wird Regierungschef, während 
der eher marktwirtschaftlich orientierte 
Chao Tzu-yang den Parteivorsitz über- 
nimmt. 


China 


Wenn diese Wahl Chinas Probleme be- 
heben sollte, so ist die Rechnung nicht auf- 
gegangen. Das Land gleicht einem Wagen, 
dessen Gespannin zwei verschiedene Rich- 
tungen zieht. Folge isteine Lähmung auf al- 
len Gebieten. M. Oksenberg hat von einer 
„general paralysis“ gesprochen, Ordres 
undcontreordres folgen sich auf dem Fuße, 
die widersprüchlichen Signale führen dazu, 
daß die staatliche Maschine lahmgelegt 
wird. Die Chinesen, deren Opportunismus 
sich hinter dem Druck von Jahrtausenden 
autoritärer Regierung zu einer hohen 
Kunst entwickelt hat, warten ganz einfach 
ab, — irgendwann muß sich der Macht- 
kampf entscheiden. 

Eine morose Stimmung breitet sich aus. 
Verdüsterung, Verdrossenheit, Unbeha- 
gen, diese Vokabeln kennzeichnen die in- 
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njunger Manninden Reihen deralten Garde: 
der 61jährige Li P'eng 


nenpolitische Atmosphäre der letzten an- 
derthalb Jahre. Nichts läuft, wie es soll. Die 
Inflation klettert auf ungekannte Höhen, 
das Transportwesen ist am Zusammenbre- 
chen, die Zeitungen voll von schweren Ei- 
senbahn- und Straßenunglücken. Die 
Energiewirtschaft sorgt gleichfalls für ne- 
gative Schlagzeilen: in vielen Teilen des 
Landes kann nur nochdrei Tage pro Woche 
gearbeitet werden, weil der Strom fehlt. 
1988 werden Zahlen veröffentlicht, die 
geeignet sind, das allgemeine Unbehagen 
weiter zu steigern. So wird deutlich, daß die 
Politik des Ein-Kind-Systems als geschei- 
tert betrachtet werden muß, vor allem weil 


die Kader in den Dörfern nicht mehr bereit . 


waren, gegen den massiven Widerstand der 
Bevölkerung den Staatsbüttel zu spielen: 
die demographische Lawine rollt also wei- 
ter... Im Norden zeigen die Statistiken wei- 
tere Zunahmen der Austrocknung, der 
Wassermangel wird immer katastrophaler: 
die jetztige Generation erhält die Rech- 
nung für zwei Jahrtausende Raubbau prä- 
sentiert. Aus Südchina werden ausgelaugte 


Böden gemeldet, die forcierte Steigerung 
der Agrarproduktionseit 1978 erweistsich 
als höchst problematisch. Die „Gute Erde“ 
ist zur „Schlechten Erde“ geworden, — so 
der Buchtitel eines westlichen Experten, 
der Chinas landwirtschaftliche Zukunft in 
eher düsteren Farben malt. 

Im Frühjahr 1989 treiben die Verhältnis- 
se einer Entladung entgegen: die Inflation 
erreicht bei Lebensmitteln nahezu 40% 
und erzeugt bei den Schichten, deren Ein- 
kommen fixiert ist, große ökonomische 
Härten. Vor allem bei den Studierenden, 
von denen es allein in Peking mehrere Hun- 
derttausend gibt, die mit lächerlichen 40 
RMP (= yüan) wirtschaften sollen — wäh- 
rend gleichzeitig die Korruption alle Rück- 
sichten fallen läßt und schamlos den neuen 
Reichtum zur Schau stellt. Unternehmer 
und Geschäftsleute, die Lizenzen oder 
Rohstoffe brauchen, sind freigiebigmittteu- 
ren Geschenken, vor allem amerikanischen 
Autos. Die Presse berichtet von den be- 
rühmten „Drei-Tage-Banketten“, wo Geld- 
leute und Bürokraten in trauter Eintracht 
das gute Leben genießen. Alles wie in frü- 
heren Zeiten, als sich Mandarine und 
shang-jen auch die Vorteile zuschoben. 

Den Zünder an der aufgehäuften 
Sprengmasse bildeten zwei weitere Ereig- 
nisse: Erstens der Tod von Hu Yao-pang, 
der den Reformprozeß wie kein zweiter 
verkörpert hatte. Und zweitens der Sieb- 
zigste Jahrestag der „Wu-szu Yün-tung“ 
(Bewegung des Vierten Mai), der Geburts- 
stunde des Neuen China. Viele Führer der 
späteren Kuomintang und KP hatten’ da- 
mals ihre politische Feuertaufe erhalten. 
Die Lähmung schlägt in einen massiven 
Aktivismus um: die Demonstrationen rei- 
Bennicht mehr ab, derStromschwilltanzur 
Flutwelle einer landesweiten Bewegung. 

Die Machthaber sind, wie schon lange, 
gespalten. Teng Hsiao-p’ing, Yang Shang- 
k’un und Li P’eng befürworten ein hartes 
Durchgreifen, der Leitartikel der „Volks- 
zeitung“ vom 26. April, der die Proteste als 
konterrevolutionär brandmarkt, trägt die 
Handschrift dieser Gruppe. Chao Tzu- 
yang und seine Anhänger sind für Gesprä- 
che und Entgegenkommen. 

Der 19. Mai wird zum Tag der Entschei- 
dung: Chao Tzu-yang verläßt Chung-nan 
hai (das Regierungsviertel) und begibt sich 
zu den hungerstreikenden Studenten. 
Während seiner Abwesenheit tagt das Po- 
litbüro und verhängt das Kriegsrecht über 
die Hauptstadt. 


Das Verhalten der Armee 


Die Volksbefreiungsarmee (VBA) war ge- 
nauso gespalten wie alle anderen Staatsor- 
gane. Der eine Flügel konnte nicht verwin- 
den, daß die Armee die hohe Stellung ver- 
loren hatte, die sie in der maoistischen Ara 
besaß. Damals war es eine Ehre, in ihren 
Reihen zu dienen; jetzt, wo materieller Ge- 
winn an der Spitze der Wunschliste steht, 
verliert das Militär, das einen Ruf von Ar- 
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mut und Askese genießt, immer mehr An- 
ziehungskraft. Von daher der Widerwille 
vieler alter Kommandeure gegen den Re- 
formkurs, der nach ihrer Meinung zur Re- 
stauration kapitalistischer Verhältnisse 
führen wird. 

Ein zweiter Flügel ist weniger politisch 
und eher professionell ausgerichtet. Er ist 
vor allem an der Ausrüstung mit hochmo- 
dernen Geräten interessiert. Chao Tzu- 
yang hatte es durchaus verstanden, diesen 
Kräften Versprechungen zu machen. Ziel 
war, einemobile „force de frappe“ zusschaf- 
fen, bei Verringerung des Personalbestan- 
des, — also eine vollständige Absage an das 
maoistische Modell der Volks- und Parti- 
sanenarmee. 

Als Chao Tzu-yang seine Sezession voll- 
zog, konnte er sich ausrechnen, daß ihn die 


Truppe der Pekinger Militärregion (MR) 
unterstützen würden. Ch’in Chi-wei, der 
dieseMR von 1980-1988 geführt hatteund 
danach zum Verteidigungsminister aufge- 
rückt war, Yen T’ungmao, der Komman- 
deur der Pekinger Garnison, und beson- 
ders Hsü Ch’inhsien, der Chef des 38. Ar- 
meckorps, sie alle sind Freunde des Re- 
formkurses. In den 15 Tagen, vom 19. Mai 
bis 3. Juni, während derer diese Soldaten 
Peking beherrschen, bleibt das Kriegsrecht 
totes Papier. Im Gegenteil, viele Landser, 
die selber aus der Hauptstadt und ihrer 
Umgebung stammen, verbrüdern sich mit 
den demonstrierenden Massen. 


Das ändert sich mit einem Schlag, als 
Yang Shang-k’ung als Generalsekretär der 
ZMK? Truppen von außen heranholt. Es 
ist kein Zufall, daß diese Mannschaften, die 
das Massaker auf dem T’ien-an Men Platz 
verüben, ausdennordwestlichen Teilen des 
Landes stammen, die von den Reformen 
am wenigsten profitiert hatten. Ihre Offizie- 
re bestärken sie in dem Glauben, die 
Hauptstadt aus der Gewalt eines konterre- 
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volutionären Aufstandes befreien zu müs- 
sen. 

Im Juni 1989 sieht die Militärkarte Chi- 
nas folgendermaßen aus: Die Alte Garde 
kann sich auf die beiden MR Lanchow und 
Shanyang (= Mukden) verlassen. Peking 
und Chengtu sind eher auf der Gegenseite 
angesiedelt, Chengtu deshalb, weil Chao 
Tzu-yang lange Parteichef von Szuchuan 
war und sich im Südwesten einen guten Na- 
men gemacht hat. Wuhan, Nanking und 
Kanton unterstützen dieZMK zwar verbal, 
sind aber faktisch nicht bereit, es aufeinen 
Schlagabtauschmitanderen Truppenteilen 
ankommen zu lassen. 

Von besonderem Interesse ist die Rolle 
der Luftwaffe. Sie hatte die Welle der Mo- 
dernisierungen, u.a. durch die Zusammen- 
arbeit mit den USA, kräftig unterstützt. 


Verständlich, daß sich Wang Hai, ihr Ko- 
mandeur, noch am 5. Juni von den Aktio- 
nen.der Zentrale distanzierte. Wenn das 27. 
Armeekorps, das am 3. Juni Peking besetz- 
te, zuallererst auf den großen Ringstraßen 
FLAK-Geschütze installierte, hatte dies 
durchaus seine Berechtigung. 

Mitte Juni war deutlich geworden, daß 
sich die Zentrale gegen die abweichenden 
Kräfte durchgesetzt hatte, — vor allem des- 
halb, weil keiner der Generäle es wagte, ei- 
nen Bürgerkrieg mit eventueller Spaltung 
Chinas in Küste und Hinterland zu riskie- 
ren. 


Der eingeschlagene Weg wird 
fortgesetzt 


Wie wird es in der Volksrepublik weiterge- 
hen? Man darf sicher voraussagen, daß die 
augenblickliche Politik nureinen kurzfristi- 
gen Rückschlag bedeutet: die Reform wird 
weitergehen. Warum? 


In neuerer Zeit gab es nur zwei in sich 
stimmige gesellschaftliche Entwürfe: den 
maoistischen Basissozialismus, der sich in 


reinster Gestalt in der Volkskommune ver- 
körpert und das privatkapitalistische Ver- 
wertungsmodell. Beide gründen auf einem 
unterschiedlichen Menschenbild, sie sind 
gleichsam auf einen verschiedenen anthro- 
pologischen Grundton gestimmt. Als die 
Gruppe um Teng Hsiao-p’ing die chinesi- 
sche Volkswirtschaft unter das Gesetz der 
„materiellen Anreize“ stellte, begann sie ei- 
nen Weg, an dessen Ende der Sozialismus 
zum Schemen verblaßt. Denn eine Gesell- 
schaft ist das System ihrer Bedürfnisse: wer 
unter riesigem Reklameaufwand westliche 
Waren anpreist, der darf sich nicht wun- 
dern, wenn sich die Massen eine konsum- 
kapitalistische Mentalität zulegen. Wer A 
sagt,mußB sagen, und am Endedes Alpha- 
bets erscheinen die Konturen von Hong- 
kong. Der Versuch der Reformer, zwischen 
Wirtschaft und Gesellschaft einen cordon 
sanitaire zu legen, erweist siealsIgnoranten 
in Sachen Massenpsychologie. 

Spätestens 1986 war der point of no re- 
turnerreicht:diejungen, aktiven, intelligen- 
ten Teile der chinesischen Gesellschaft hat- 
ten sich für das westliche Modell entschie- 
den: Fang Li-chih ist hier nur der Sprecher 
einer ganzen Generation. Keine Regierung 
der Welt kann dauerhaft gegen ihre aktive 
Minderheit herrschen, vor allem wenn die- 
sesogroßist wieinder Chinesischen Volks- 
republik. Wenn sie es versucht, wird sieden 
wirtschaftlichen Marasmus riskieren, 
Schon jetztbesagen Berichte ausdenchine- 
sischen Großstädten, daß die Menschen 
nur noch ein Minimum arbeiten. Die Pro- 
duktion geht zurück, die Versorgung wird 
immer schwieriger. 

Wie eingangs erwähnt, sind die Eliten 
der Volksrepublik angetreten, ein starkes 
China zu schaffen, das sich in der Welt Gel- 
tung verschaffen kann. Sie können diese 
enorme Schwächung nicht hinnehmen. 
Wenn die Alte Garde verschwindet, was 
nur noch die Frage von wenigen Jahren sein 
kann, wird die Reformmühle weiterge- 
dreht, — wahrscheinlich konsequenter und 
schneller als vorher. . 

Die letzten zwei Jahrzehnte haben al- 
lenthalben gezeigt, daß die großen Alterna- 
tivmodelle gescheitert sind: das Kapital ist 
als letztes Subjekt der Geschichte übrigge- 
blieben. Computerbewehrt bereitet es ge- 
genwärtig einen neuen Durchmarsch vor, 
der geeignet ist, auch noch die Randzonen 
dem universellen Verwertungsprozeß ein- 
zuverleiben. 

Was einem Mao Tse-tung in günstigeren 
Zeitläuften nicht gelang, wird ein Li P’eng 
in dieser späten Stunde erst recht nicht er- 
reichen. Chinas Weg in die Bürgerliche Ge- 
sellschaft wird weitergehen. 

Rainer Hoffmann 


Anmerkungen: 

1) Gemeint sind die Modernisierungen in den Berei- 
chen Landwirtschaft, Industrie, Wissenschaft und 
Militär. 

2) Fachwissen gekoppelt mit revolutionärer Gesin- 
nung: „sowohl Spezialist als auch rot“ 

3) Die konfuzianischen Beamten 

4) Der Nordwesten 

5). Zentrale Militärkommission beim ZK 


Zum jetzigen Zeitpunkt läßt sich noch 
kaum die Tragweite der jüngsten Ereig- 
nisse in China ermessen. Die folgende 
Analyse hat daher notwendig einen 
vorläufigen Charakter. Interessant und 
damit veröffentlichungswürdig er- 
scheint sie uns, weil sie aus der Feder 
eines Chinesen stammt, der dabei 
war. Notwendigerweise hat er einen 
ganz anderen Zugang zur politischen 
Kultur in China als ein Außenstehen- 
der. Er zeigt, daß sich hinter dem Mas- 
saker vom 4. Juni durchaus Rationali- 
tät verbirgt und daß esnicht einfach auf 
einen Amoklauf seniler Kader zurück- 
geht. 


1. Über die wahre Natur des sogenannten 
Machtkampfes, dern den letzten Monaten 
in China stattfand, herrschte bislang wenig 
Klarheit. Wichtig ist zu begreifen, daß sein 
Ausgang von Anbeginn an feststand: Deng 
Hsiaopeng und seine Verbündeten verlo- 
ren die Kontrolle über die Ereignisse zu 
keiner Zeit. Eshandeltesich somit garnicht 
umeinen Kampfumdie Macht als vielmehr 
umein Manöver der starken Männer an der 
Parteispitze, ihre Macht zu festigen. 

Die Studentenbewegung und die Volks- 
bewegung für Freiheit und Demokratie 
hatten keinen direkten Einfluß auf diese 
Vorgänge innerhalb der Partei. Siebildeten 
eher den Hintergrund, vor dem die par- 
teiinterne Auseinandersetzung und die 
schließliche Machtkonsolidierung_statt- 
fand. Allerdings einen notwendigen Hin- 
tergrund. (...) 

Es war Lin Biao, der sagte, daß von Zeit 
zu Zeit eine „große Unordnung“ entstehen 
muß, damit die eigentlichen Probleme ans 
Licht treten und sich in der Folge das Gute 
und das Schlechte voneinander scheidet. 
Das große Chaos der vergangenen Wochen 
hat sicherlich einen solchen „Klärungspro- 
zess“in Ganggesetzt.Es warein Chaos, von 
dem die Partei wollte, daß es zustande kam. 


China 


Stärkung 


der Parteimacht 
als oberste Maxime 


Die Studentendemonstrationen hätten zu 
einem viel früheren Zeitpunkt, auf ver- 
schiedene Weisen, gestoppt werden kön- 
nen, Aber dies zu tun, bevor sämtliche Wi- 
dersprüche bloßgelegt waren, war nicht im 
Sinne der Partei. 

Allerdings entwickelte die Studentenbe- 
wegung schließlich eine zu gefährliche Dy- 
namik: Die Parteiobersten haben vermut- 
lich nicht damit gerechnet, daß die Unter- 
stützung für die Studenten so massiv sein 
würde. Das hilft zuerklären, warum die Be- 
wegung mit so brutalen Mitteln niederge- 
schlagen wurde. 

2. Inszeniert wurden die Demonstratio- 
nen allerdings nicht. Vermutlich verhält es 
sich so, daß Leute wie Deng, Yang Shang- 
kun und Li Peng lediglich etwas Öl ins Feu- 
er gegossen haben. Möglicherweise hatten 
sieihre Hand im Spiel, als Maoportraits ab- 
gerissen wurden; oder sie haben Studenten 
zu Gewaltakten angestiftetoderihnen Waf- 
fen zugespielt... 

3. InzwischensindinderKPCHdiejenigen 
in den Vordergrund getreten, deren ober- 
stes Anliegen eine Konsolidierung der 
Macht ist. „Antikonsolidationisten“, „Par- 
teispalter“, „Konterrevolutionäre“ oder 
wie man sie sonst nennen will, wurden als 


Strömung ebenfalls klar identifiziert. 

Mit dieser Gruppe, die die Mächtigen in 
der Partei als unbedeutende Minorität ab- 
tun, wird man in nächster Zeit vermutlich 
hart ins Gericht gehen. Zwischen ihr und 
den „Konsolidationisten“ bewegen sich die 
„Zauderer“, die von den Konsolidationi- 
sten auf die eigene Seite gezogen und damit 
neutralisiert werden können. Von deren 
Standort aus betrachtet sind sie unbedeu-. 
tend, und sie werden sich mit Leichtigkeit 
einschüchtern lassen durch die Kampagne 
kontrollierten Terrors, die im Juni begon- 
nen hat. 

4. Es macht wenig Sinn, einzelnen Perso- 
nen die Etiketten „konservativ“ oder „libe- 
ral“ anzuheften. 

Um was es aus der Perspektive Dengs 
letztlich immer gehen muß, ganz gleich ob 
man Reform-oder sonstige Politik betreibt, 
ist die Stärke und Geschlossenheit der Par- 
teiführung. Jemand kann ohne weiteres ein 
Liberaler sein und dennoch für ein hartes 
Durchgreifen plädieren — im Namen eben 
jenes Liberalismus, dem er von oben herab 
zum Siegverhelfen will. Umgekehrt kannes 
sein, daß ein in der Partei als konservativ 
geltender Kader ganz und gar unfähig ist, 
die Parteiautorität zu verteidigen, wenn es 
darauf ankommt. Dieser Parteilogik zufol- 


ge darf jedes Mittel angewandt werden, 


wenn es darum geht, die Einheit und die 
Stärke der Partei zu festigen. Wenn nämlich 
die Partei geschwächt wird, die das ganze 
Land zusammenhält und die somit als 
„Zentrum“ fungiert, dann geht es mit der 
Volksrepublik bergab. Die Nation fällt aus- 
einander und alles, was bislang erreicht 
wurde, von der Revolution bis heute, war 
umsonst. 
5, Im Falle der jüngsten „großen Unord- 
nung“ fand die Konsolidierung der Partei- 
führung zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
statt, schon bevor die Truppen auf den 
Tiananmen geschickt wurden. Zu keinem 
Zeitpunkt bestand ernsthaft die Gefahr, 
daß ein Bürgerkrieg ausbrechen würde. 
Aber die bloße Möglichkeit eines Bürger- 
krieges kam Teng sehr zugute, weil sie zu 
der gewünschten „großen Unordnung“ bei- 
trug. 

Zu örtlich begrenzten Zusammenstößen 
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zwischen Armee und Demonstranten wird 
es auch in naher Zukunft noch kommen 
und auch die allgemeine Unruhe wird noch 
andauern. Für die Partei ist die Fortdauer 
eines solchen Zustandes sehr willkommen, 
weil sie den „Ordnungsprozess“, in dessen 
Verlauf sich die Spreu vom Weizen trennt, 
auch aufden unteren Parteiebenen forciert. 
6. Die Räumung des Tiananmen war keine 
emotionale Reaktion oder ein schlichter 
Racheakt gegen Studenten, die die Partei- 
führer zu hart angegriffen oder beleidigt 
hatten. Die Räumung war ein wohlüberleg- 
tes Stück politischer Strategie. Und die 
Brutalität des Vorgehens war nicht Folge 
eines völligen „Hohldrehens“ der Partei- 
mächtigen, sondern einfach Parteipolitik 
auf einem anderen Niveau. 

Zhao Ziyangs unverzeihlicher Fehler 
war, daß er die Dinge zu entschieden in die 


China 


chenach dem Wahren. Individuelle Tugend 
hilft bei dieser Suche nicht weit; wichtiger 
ist ein klarer Blick auf Kräfte und Ereignis- 
se, die gesellschaftlich relevante Folgen ha- 
ben werden. Man kann sich Deng Hsiao- 
peng vorstellen wie er sagt: „Was sind einige 
tausend Studenten gemessen an den Mil- 
lionen, die durch Hunger oder Bürgerkrieg 
umkämen, sobald wir keine starke zentrali- 
stische Führung mehr hätten?“ Oder Yang 
Shangkun, der hinzufügt: „Wir handelnmo- 
ralisch, aber im Sinne unserer eigenen chi- 
nesischen sozialistischen Moral. Wo waren 


* denn all unsere „Freunde“ aus den westli- 


chen „Demokratien“, als während der 
schwierigen Zeitderfrühen sechziger Jahre 
Millionen sterben mußten? 

Moral, wie die KPCH sie versteht, muß 
sich am gesellschaftlich Notwendigen ori- 
entieren. Die Schwäche einer solchen Auf- 


eigene Hand nahm. Er schätzte die Situa- 


tion falsch ein, als er sich auf den Tianan- 
menplatz begab, um mit den Studenten zu 
sprechen: Mit dieser Aktion überschritt er 
die Grenze desnoch Geduldeten. Sie zeigte 
Deng, daß sein gewählter Nachfolger ein 
potentieller „Kapitulationist“ war und zu 
emotional reagierte. Man ist geradezu ver- 
sucht sich vorzustellen, daß Zhao weinte, 
alser sich auf dem Tiananmen befand, weil 
er zu dem Zeitpunkt wußte, daß er mit sei- 
ner Politik gescheitert war, daß viele Stu- 
. denten sterben würden und daß seine Zeit 
an der Parteispitze vorüber war, Wir wer- 
den niemals einen Quiao Shi odereinen Li 
Peng um Studenten weinen sehen oder bei 
einem ähnlich sentimentalen Akt erleben. 
7. Die moralische Dimension des Parteibe- 
schlusses, den Tiananmen räumen zu las- 
sen, sollte man auf keinen Fall unter den 
Tisch fallen lassen. Wieunmenschlich auch 
die Anordnung im nachhinein erscheinen 
mag — vom moralischen Standort der Par- 
teikader aus gesehen ist sie durchaus ratio- 
nal, 
Die Moral der Parteihöchsten läßt sich 
am besten kennzeichnen als eine überindi- 
viduelle Moral, die geleitet wird vonder Su- 
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fassung liegt darin, daß sie die Funktion ei- 
ner Sache mit der Sache an sich verwech- 
selt. Die Studenten auf dem Tiananmen et- 
wa waren in hohem Maße von moralischen 
Grundsätzen geleitet, sie verstanden sich 
nicht so sehr als politische Bewegung. Aber 
die KPCH erkannte ziemlich klar, daß die 
Aktionen weitreichende politische Folge- 
wirkungen haben würden. Folglich, aus der 
Perspektive Deng Hsiaopengs wurde sie zu 
einer politischen Bewegung, die niederge- 
schlagen werden mußte. 

Doch die Folgen auch von Dengs Han- 
deln laufen seiner Intention zuwider: Die 
Studenten sind nach dem Massaker nicht 
mehr nur das, was sie zuvor waren: das mo- 
ralische Gewissen der Nation. Sie sind nun 
tatsächlich zu einer permanenten politi- 


schen Oppositionskraft geworden. 
Schlecht organisiert zwar, aber bedeutend, 
weil viele an der Zahl. 


8. Auf die Phase der großen Unordnung 
folgt laut Mao eine Phase großer Ordnung. 
Die jetzige Regierung hat längst eine Kam- 
pagne gestartet, um die Demokratiebewe- 
gung in Verruf zu bringen. Sie wird mit Si- 
cherhiet viele Leute davon überzeugen 
können, daß es sich bei der Bewegung um 


einen konterrevolutionären Komplott ge- 
handelt hat. 80% der Chinesen leben noch 
auf dem Land und werden bereitwillig der 
Version der Regierung Glauben schenken, 
da sie nicht die Möglichkeit haben, etwas 
anderes in Erfahrung zu bringen. 

Besonders traurig ist, daß auch große 

Teile der städtischen Bevölkerung die re- 
gierungsamtliche Version akzeptieren und 
darüber sehr schnell wieder zur Tagesord- 
nung übergehen werden. 
9. Nahezu jeder überschätzte die Wirkung 
der ausländischen Berichterstattung auf 
das Vorgehen der chinesischen Regierung. 
Das Tiananmen-Massaker zeigt, daß die 
chinesische Regierung eine Einmischung 
von außen nichtakzeptiert. Diebrutale Un- 
terdrückung muß dementsprechend als 
Ausdruck des „Sozialismus chinesischer 
Prägung“, so wie ihn Deng Xiao Ping ver- 
steht, betrachtet werden. Die Unterdrük- 
kung gilt als „sozialistische Modernisie- 
rung“ mit anderen Mitteln. 

Diese Politik wird sich jedoch nicht un- 
bedingt negativ auf die Wirtschaft auswir- 
ken. Einige Leute in Hongkongs Geschäfts- 
welt prophezeien schon jetzt verbesserte 
Geschäftsbedingungen in einem neu stabi- 
lisierten China. Mithilfe der Machtder wie- 
dergefestigen Führung werden erneut 
Schritte unternommen, um ausländisches 
Kapital zu Investitionen zu ermuntern, 
wahrscheinlich zu sehr vorteilhaften Be- 
dingungen. Leute, die in der KPCH als Li- 
berale abgestempelt wurden, tauchen mög- 
licherweise wieder auf, um ausländische 
Geschäftsleute als „gute Freunde“ zurück- 
zugewinnen. Sie werden schweigen und ih- 
ren Vorteilausder neuen Regierungziehen, 

Auch die kulturellen Austauschpro- 

gramme wird die chinesische Regierung 
langfristig weiterlaufen lassen. Sie werden 
die neue Ordnung in keiner Weise stören, 
dabei aber das Prestige der Regierung he- 
ben. Es muß angemerkt werden, daß die 
Programme sogut wiekeine Auswirkungen 
auf die chinesische Politik haben. 
10. Zum erstenmal seit 40 Jahren existiert 
nun in China eine politisch ernstzuneh- ° 
mende Kraft außerhalb irgendwelcher 
staatlicher Institutionen. Sie mag schwach 
und schlecht organisiert sein, aber sie hat 
einigen Rückhalt bei einer nicht kleinen 
Gruppe der städtischen Bevölkerung, vor- 
nehmlich bei Intellektuellen. Langfristig 
wird diese politische Kraft Erfolg haben... 

Sie verdient und benötigt Unterstützung 
aus dem Ausland. Daher dürfen sich Aus- 
länder durch die Erfahrung, daß die bishe- 
rigen Kulturaustauschprogramme offen- 
sichtlich keine Auswirkung auf die chinesi- 
sche Politik hatten, nicht dazu verleiten las- 
sen, die Drähte der Kommunikation nach 
China zu kappen. Kommunikation und 
Austausch ist eine Möglichkeit, der Demo- 
kratiebewegung den Rücken zu stärken. 


Anmerkung: 
Der Text des Autors ist stark gekürzt. Einige Passagen 
wurden ganz weggelassen, in einigen Fällen wurden 


. Textteile umgestellt. 


Die Übersetzung ist ziemlich frei. 


Dritte-Welt-Handel 


Von der Politik zum Kommerz 


Zum entwicklungsbezogenen Handel 


Die Aktion Dritte Welt Handel steckt 
derzeit in einer schweren Krise. 
Funktionierte sie bisher als kritischer 
Kontrapunkt herkömmlicher Ent- 
wicklungspolitik, so droht sie nun 
zum machtlosen Werkzeug dieser 
Entwicklungspolitik zu werden. Kri- 
senherd ist nicht der Nahe oder Ferne 
Osten, sondern der ganz nahe We- 
sten, das idyllische Schwelm und dort 
genauer die GEPA mbH — Gesell- 
schaft zur Förderung der Partner- 
schaft mit der Dritten Welt. 

Die beiden Autoren kennen die Aus- 
einandersetzungen in der GEPA aus 
eigener Anschauung, denn sie waren 
bis vor kurzem als Mitarbeiter der 
GEPA in der Gruppen- und Projekt- 
beratung tätig. 


ie Waren, mit denen die Dritte- 

Welt-Läden und Aktionsgruppen 

in der BRD ihre Arbeit betreiben, 
werden zum größten Teil über die GEPA 
mbH, der Gesellschaft zur Förderung der 
Partnerschaft mit der Dritten Welt, mit Sitz 
in Schwelm bei Wuppertal, importiert. 
Wenn man so will, ist die GEPA die Han- 
delsorganisation der A3WH (Aktion Drit- 
te Welt Handel),deren Namenszugsieauch 
als Untertitel führt. Träger (Gesellschafter) 
der GEPA sind das Bischöfliche Hilfswerk 
Misereor e.V., die Arbeitsgemeinschaft 
Kirchlicher Entwicklungsdienst der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland (AG 
KED), die Arbeitsgemeinschaft Dritte 
Welt Läden e.V.(AG 3 WL e.V.), die Regio- 
nalkonferenzen der Aktion Dritte Welt 
Handel, der Bund der Deutschen Katholi- 
schen Jugend (BDKJ), die Arbeitsgemein- 
schaft Evangelischer Jugend (AEJ). 

Zur A3WH zugehörig verstehen sich al- 
le Gruppen und Organisationen, die mit 
Produkten aus Projekten in der Dritten 
Welt arbeiten.Mitdieser Arbeit verfolgt die 
A3WH wie auch die GEPA zwei Ziele: die 
Projektunterstützung von entwicklungsbe- 
zogenem Handel und die entwicklungspo- 


litische Aufklärung hier in der BRD. 

Bereits 1977 haben die Träger der GE- 
PA einen Katalogvon Kriterien verabschie- 
det, der Richtlinien für die Auswahl von 
Produzenten und Produkten gibt. In einer 
Präambel zu diesem Kriterienkatalog wer- 
den Zielvorstellungen, entwicklungspoliti- 
scher Hintergrund und die Entwicklungs- 
bezogenheit von Handel und Bildungsar- 
beit deutlich gemacht. Der Handel der GE- 
PA, ihrer Partner und ihrer Abnehmer 
grenzte sich mit solchen Kriterien ganz 
deutlich vom herkömmlichen Handel mit 
Ländern der Dritten Welt ab. 

In diesen Grundregeln der GEPA ist das 
festgehalten, was die A3WH politisch will: 
Die eigenständige Entwicklung von Produ- 
zenten in der Dritten Welt soll durch „be- 
hutsamen“ und „selektiven Handel“ geför- 
dert werden. Die GEPA verfolgt also, wie 
andere Organisationen auch, entwick- 
lungspolitische Ziele. Der Handel ist dabei 
Mittel zum Zweck. Höhere Preise und/ 
oder andere Handelsvorteile, die die GE- 
PA ihren Partnern gewährt, sind also nicht 
Ziel, sondern Instrument des Dritte-Welt- 
Handels. Die Anwendung dieser Instru- 
mente ist nur sinnvoll, wenn sie Autonomie 
und Selbsthilfe der Produzenten vorantrei- 
ben helfen. 


Entwicklungsbezogener Handel 
— Schein und Wirklichkeit 


Der entwicklungsbezogene Handel, den 
die GEPA im Rahmen der A3WH betrei- 
ben sollte, ist eine spezielle Methode der 
Entwicklungshilfe/Entwicklungszusam- 

menarbeit. Die GEPA ist dieser Zielset- 
zung allerdings nicht gerecht geworden. 
Obwohl das Dilemma zwischen dem Ziel 
der Handelsintensivierung einerseits und 
dem Ziel des Abbaus von einseitiger Ex- 
portabhängigkeit der Dritten Weltanderer- 
seits erahnt wurde, sind keine ernsthaften 
Anstrengungen unternommen worden, um 
diesem Dilemma zu entgehen. Anschei- 
nend haben schon die Verfasser der Pro- 
jektpartner-Kriterien der GEPA an der 
Realisierung der politischen Ansprüche 
durchein Wirtschaftsunternehmen gezwei- 
felt, als sie die Verbindlichkeit der Grund- 


regeln zurücknahm. In der Tat sind diese 
Regeln kein „schlüssiges“ System. Vor al- 
lem sind sie aber nicht brauchbar, weil sie 
nicht eingehalten werden müssen. 

Nun stören die politischen Ansprüche 
seit Jahren die Handelsorganisation, die 
um kommerziellen Erfolg bemüht ist. Die 
politischen Ansprüche sind ein störender 
Fremdkörper innerhalb der GEPA, der 
diese ständig zu wahren Kunstgriffen der 
Legitimation zwingt. Beispiele hierfür sind 
die Argumente für den Import von kanadi- 
schem Wildreis, der Herstellung von 
Mischkaffee und die Notwendigkeit des 
Versandhandels. Ein Argument wird aller- 
dings nie benannt — die Ertragssicherung 
und -steigerung, die mit dem Vertrieb des 
Delikatessproduktes „Wildreis“ oder dem 
Massenprodukt „Mischkaffee“ und der 
Absatzstrategie „Versandhandel“eindeutig 
verfolgt wird. 

Die entwicklungspolitische Orientie- 
rungslosigkeit des GEPA-Handels offen- 
bart sich auch dem interessierten Laien bei 
der Lektüre der einschlägigen Informa- 
tionsbroschüren. Niemand weiß, was unter 
Selbsthilfe zu verstehen ist, gerade aber 
starke, an hohen Umsätzen orientierte 
Partner sind auf keinen Fall Selbsthilfe- 
gruppen. Bei Tee, Kaffee und Wein handelt 
es sich teilweise um große staatliche Orga- 
nisationen oder sogar um reine Privatun- 
ternehmen. Baumwolltextilien werden 
größtenteils von einem indischen Genos- 
senschaftsverband gekauft, deren Selbst- 
hilfe-Charakter allgemein angezweifelt 
wird. 

Andere Projekte sind durch die GEPA 
erst recht in Export-Abhängigkeit geraten 
— Jute aus Bangladesh. Da zu zielgerichte- 
tem entwicklungspolitischen Handeln 


blätter des iz3w, Nr. 159, August 1989 91 


B 
y ® 


nicht fähig, werden alle möglichen Beglei- 
terscheinungendes GEPA-Handelsnunals 
Vorteile für die Partner herausgestellt (bio- 
logischer Anbau, höheres Einkommen), 
ohne auf ihre entwicklungspolitische Be- 
deutung überprüft zu werden. Ein Zusam- 
menhang zu den Zielen der A3WH ist nicht 
mehr zu erkennen. 

Warum ist es so gekommen? Ist das Ziel 
des entwicklungsbezogenen Handels nur 
ein Rest überholter idealistischer Vorstel- 
lungen der 70er Jahre? Ist die Förderung 
autonomer Selbsthilfe in der Dritten Welt 
zwar gut gemeint aber wegen der allgemei- 
nen Vernetzung (!) unrealistisch und naiv? 

Weder die GEPA noch die dominanten 

‚ kirchlichen Träger MISEREOR und AG- 

KED können diese Fragen beantworten. 

Eben weil sie sich in der Vergangenheit 

nicht an den Zielen entwicklungsbezoge- 

nen Handelns orientiert haben. Niemals ist 
inder GEPA systematischer entwicklungs- 
bezogener Handel betrieben worden: 

— Zentrale Begriffe sind vage mit Inhalt 
gefüllt, schlecht abgegrenzt und daher 
nicht eindeutig umsetzbar (z.B. Abhän- 
gigkeit, Selbsthilfe) 

— Die Kriterien machen Angaben zu Pro- 
duzenten, Produkten und Vermarktung. 
Es wird nicht deutlich, wie zu bewerks- 
telligen ist, daß der Import die Export- 
Abhängigkeit der Partner reduziert. Se- 
lektiver Handel als Methode ist über- 
haupt nicht entwickelt. 

— Notwendige Gewichtungen im Regel- 
werk werden nicht vorgenommen. Was 
sind unverzichtbare Merkmale bei Pro- 
duzenten und Produkten? Was sind Re- 
geln wert, mit denen sich letztendlich 
doch alles rechtfertigen läßt (auch Pro- 
dukte aus Monokulturen, Kolonialpro- 
dukte, Grundnahrungsmittel)? 

— Die tatsächlichen Auswirkungen des 
GEPA-Handels sind weitgehend unbe- 
kannt, weil sie nicht überprüft werden. 
So ist es möglich, daß der Dritte-Welt- 
Handel die Exportabhängigkeit ver- 
stärkt (Jute aus Bangladesh, Bio-Tee), 
also genau das bewirkt, waser vorgibt zu 
bekämpfen. 

— Die GEPA ist ein Handelsbetrieb und 
keine Organisation der Entwicklungs- 
hilfe. Aufbau und Struktur der GEPA 
lassen gar keinen entwicklungsbezoge- 
nen Handel zu. Esfehlen entsprechende 
Fachkräfte und entwicklungspolitisches 
Fachwissen, die konzeptionelles ent- 
wicklungspolitisches Handeln gewähr- 
leisten. 

— Den vorgesehenen Organen (Ausschüs- 
sen) ist wirksame Kontrolle der Projekt- 
und Produktpolitik nicht möglich. 
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Dadie vorstehenden Mängel der GEPA 
schon länger bekannt sind und auch immer 
wieder von Seiten entwicklungspolitisch 
orientierter Gruppen herausgestellt wur- 
den, bleibt natürlich die Frage, warum ak- 
tuelles entwicklungspolitisches Fachwis- 
sen, das ja die Methoden „angepaßter Hil- 
fe“ (Grundbedürfnisstrategie, Stelbsthilfe- 
förderung) immer fragwürdigererscheinen 
läßt, aufdie Arbeit der GEPA bis heute nur 
den Einfluß hat, daß sie versucht, eben jene 
Gruppen und Kritiker mundtot zumachen. 
Wie kann es angehen, daß eine solche Or- 
ganisation über Jahre mit unklaren Zielen 
und diffusen Methoden handelt? 

Entwederfehltanentscheidender Stelle, 
und das wären die beiden kirchlichen Trä- 
ger AGKED und Misereor, die politische 
Bereitschaft, die GEPA zielgemäß auszu- 
richten oder aber esfehlt die professionelle 
Kompetenz zur Umsetzungder vorgegebe- 
nen Ziele, Dies führt zu generellen Zwei- 
feln ander Arbeit der kirchlichen Hilfswer- 
ke. Es stellt sich nämlich die Frage, durch 
welche Vorstellungen von Unterentwick- 
lung, Entwicklungshilfe und -planungdiese 
Organisationen ihre Projektarbeit in der 
Dritten Welt leiten lassen, wenn der maß- 
gebliche Einfluß auf die GEPA keine ent- 
wicklungspolitisch fundierte Arbeit zur 
Folge hat. 


Flucht nach vorne — 
Fairer Handel als Ideologie 


Die Erkenntnis, daß die GEPA niemals sy- 
stematisch entwicklungsbezogenen Han- 
del betrieben hat und daßhierdurch die po- 
litische Wirksamkeit der A3WH insgesamt 
gehemmt wird, setzt sich auf der Ebene der 
Macht leider nicht durch. Haben wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte bislang eher im 
Verborgenen die Politik der GEPA be- 
stimmt, wird nun die Kommerzialisierung 
offen zum Programm erklärt. Diese Kom- 
merzialisierung ist trauriges Ergebniseiner 
falsch verstandenen Professionalisierungs- 
diskussion. Der entwicklungsbezogene 
Handel wird keineswegs professionell ge- 
handhabt. 

Die Idee heißt fairer oder alternativer 
Handel. Sie soll die Unmoralim herkömm- 
lichen Handel zum Anlaß nehmen, Partner 
in der Dritten Welt nach sozialen Gesichts- 
punkten auszuwählen und diesen „faire“ 
Bedingungen anbieten. Die geplante Aus- 
weitung dieses Modells soll die Tauschbe- 
dingungen für Produzenten in der Periphe- 
rie verbessern helfen und so zu gerechteren 
Handelsbedingungen beitragen. 

Was hier einleuchtend klingt, ist — wie 
noch zu zeigen ist — eine schädliche, unpo- 


litische Illusion, die in Alltagsvorstellungen 
von Welthandel und Weltmarkt verhaftet. 
bleibt. Die Selbsthilfeförderung soll nun 
auch programmatisch ad acta gelegt wer- 
den. Statt dessen sollen Produzenten auf 
breiter Ebene dazu gebracht werden, für 
den Export zu produzieren. Dieses Kon- 
zept ist aber nicht nur eine Gefahr für sol- 
che Produzenten, die der Verlockung 
schneller Exporterlöse nicht widerstehen 
können. Es beeinträchtigt ebenso die 
Glaubwürdigkeit der Dritte-Welt- 
Gruppen und -Läden, die noch auf GEPA- 
Produkte angewiesen sind. Obwohl diese 
Gruppen durch ihre ehrenamtliche Arbeit . 
die GEPA eigentlich tragen und groß ge- 
macht haben, sollen sie in Zukunft kaum 
mehr als symbolischen Einfluß haben. 
Erstaunlich ist, daß die Idee des fairen 
Handels und die damit einhergehenden 
Strukturveränderungen in der GEPA of- 
fensichtlich auf die Initiative des evangeli- 
schen Trägers AG-KED zurückzuführen 
sind. Es fragtsich,obdiein diesem Konzept 
enthaltenen Ideen zu Welthandel und 
Selbsthilfe tatsächlich den entwicklungs- 
politischen Standpunkt evangelischer Or- 


ganisationen und der evangelischen Kirche 
wiedergeben. 


Der Pragmatismus der Verwal- 
tung 

Aus organisationstheoretischer Sicht läßt 
sich gut erklären, warum entwicklungspoli- 
tisches Fachwissen die Politik der GEPA 
nie wirklich bestimmt hat und warum die 
Idee des fairen Handels so vehement ver- 
treten wird: 

Derkirchliche Einfluß beider Wahrneh- 
mung „artfremder“ Aufgaben — hier ent- 
wicklungsbezogener Handel — ist be- 
schränkt auf die Herleitung aus dem Vor- 
bild kirchlicher Verwaltungsroutine, die 
mit der Beschaffung, Verwaltung und Ver- 
teilung von Mitteln beschäftigt ist. Im Falle 
des Dritte-Welt-Handels wurde ein berufs- 
mäßig organisiertes (Handels-)Unterneh- 
men (GEPA) — durchgesetzt mit Elemen- 
ten solcher Verwaltung, den Ansprüchen 
des HGB (Handelsgesetzbuch) zur Genü- 
ge — geschaffen. Dieses Unternehmen 
wurde so strukturiert, daß es nicht in den 
politischen Zielen, sondern im Handel 
selbst seine typische Eigendynamik entfal- 
tet. Entsprechend dieser Dynamik wollen 
die kirchlichen Hilfswerke nun die Kom- 


Dritte-Welt-Handel 


merzialisierung des Dritte-Welt-Handels 
vorantreiben. Das bereits vollzogene Auf- 
geben der ursprünglichen Ziele wird nach- 
träglich durch das „Konzept“ desalternati- 
ven.oderfairen Handels gerechtfertigt. Die- 
ses „Konzept“ ist ein rein wirtschaftliches, 
das sich durch entwicklungspolitische 
Konzeptlosigkeit auszeichnet. 


Kritik der bisherigen Praxis im 
einzelnen 


Dieser Dritte Welt Handel wird nicht von 
den Selbsthilfe- und Überlebensinteressen 
marginalisierter Gruppen in der Dritten 
Welt bestimmt, sondern vonder Nachfrage, 
d.h. von den Konsuminteressen einer ent- 
sprechenden Käuferschicht in der BRD. 
Als Partner/Lieferanten kommen so ver- 
stärkt große Organisationen in Frage, die 
willigsind und Möglichkeiten haben, „ihre“ 
Produzenten zu weltmarktorientierter Pro- 
duktion zu bringen (z.B. wie die indische 
Großorganisation Cooptex). Im Falle des 
erfolgreichen Bio-Teeshhat gareinkommer- 
zieller Teekonzern für die GEPA die Rolle 
des Partnersübernommen. Dieser Tee wird 
nicht von Selbsthilfegruppen gekauft, son- 
dern wie jeder andere Tee auch gehandelt, 
über einen der größten Tee-Exporteure Sri 
Lankas. Der Trend geht insgesamt zu lei- 
stungsfähigen Lieferanten, denen in der 
Konkurrenz zu Schwächeren die Anpas- 
sung an moderne Anforderungen des Ex- 
port so lange gelingen kann, bis der Markt 
hier andere Produkte verlangt, die sie nicht 
mehr liefern können. Die neuen GEPA- 
Vermarktungsmethoden und -absichten 
erfordern jetzt bereits eine prospektfähige 
Standardisierung der Produkte. Gruppen 
und Organisationen, für die exportorien- 
tierte Produktion neben sozialer und politi- 
scher Arbeit nur eine (Neben-)Sache ist, 
kommen dann in den Genuß der GEPA- 
Handelsvorteile, wenn sie das Schwerge- 
wicht ihrer Arbeit auf die Herstellung ver- 
käuflicher Produkte verlagern. 

Die drastischen Umsatzeinbrüche bei 
Jute und anderen Handwerksartikeln ha- 
ben gezeigt, daß niemand den Produzenten 
hilft, wenn entsprechende Produkte nicht 
mehr gefragt sind. Zwar kann die GEPA 
den Partnern gegenüber mahnend den Fin- 
ger heben: „nichts währet ewiglich“, damit 


istsieaber nicht ausderentwicklungspoliti- 
schen Verantwortung entlassen. Nach dem 
neuen Konzept, frei von entwicklungspoli- 
tischen Notwendigkeiten, will man sich auf 
dem Weltmarkt diejenigen Lieferanten 
auswählen, die attraktive Produkte und 
notwendige Handelsspannen versprechen. 


Das Risiko trägt immer der Partner. 

Hier offenbart sich auch, wieabsurd und 
ideologisch verschleiernd die Haltung der 
GEPA ist, wenn behauptet wird, durch 
Handelsförderung könne man den Part- 
nern Kontinuität und sichere Handelsvor- 
teile einräumen, Jute, Alpaka, Chutneys 
und vieles mehr zeigen, daß weder Handel 
noch Nachfrage vonderGEPA kontrolliert 
werden können. Wie jedesandere Handels- 
unternehmen auch kann die GEPA ledig- 
lich die eigene Existenzabsichernindemsie 
im Hinblick auf Absatz- und Bezugsmög- 
lichkeiten flexibel ist. 

Generell müssen die so hervorgehobe- 
nen Vorteile des GEPA-Handels genauer 
unter die Lupe genommen werden, Infor- 
mationsmaterial und Prospekte genau und 
auch zwischen den Zeilen gelesen werden. 
Meist ist kaum nachzuvollziehen, wieviel 
der Produzent tatsächlich für seine Ware/ 
Leistung erhält. Preise, die aufden Export- 
hafen bezogen sind (FOB = free on Board), 
geben keinerlei Auskunft über den Produ- 
zentenanteil, der ist nämlich in der Regel 
nur ein Bruchteil dieses Exportpreises und 
im Vergleich zum Gesamtpreis oder zur 
GEPA-Handelsspanne verschwindend ge- 
ring. So bringt der Dritte Welt Handel der 
GEPA weitaus mehr als den Produzenten. 

Der Begriff Partnerschaft wird ideologi- 
siert und damit Gleichheit und Gegensei- 
tigkeit vorgetäuscht, die nicht vorhanden 
ist. Im Gegenteil verfestigen sich typische 
einseitige Abhängigkeiten und vergrößern 
sich sogar. Kommerzialisierung eines sol- 
chen Dritte Welt Handels sind nicht Refor- 
men zum Wohlder Partner sondern bbedeu- 
ten Verstärkung externer Abhängigkeiten 
für diejenigen, die bislang dem Weltmarkt 
noch nicht direkt ausgesetzt waren. 


Das Vorhaben Kommerzialisierung ist 
letztlich nichts anderes als ein Rezept zur 
marktgerechten Anpassung eines Han- 
delsunternehmens an die herrschenden 
Gegebenheiten. Weil es keine wirklichen 
Veränderungen gibt, ist dieser Handel we- 
derfairnochgerecht und deshalb auch kein 
Modell. Solche Ideen sind eher ein Beitrag 
zur Verschleierung des Welthandels als In- 
strument kapitalistischer Durchdringung - 
und neo-kolonialer Aneigung. Diese Neu- 
auflage subtiler Modernisierungstheorien 
hilft das zu legitimieren, was ursprünglich 
Angriffspunkt der A3WH sein sollte. Ge- 
lingt es nicht, die geplante Entwicklung zu 
stoppen, wird der Dritte Welt Handel zur 
lukrativen Geschäftsidee, dieinder Versor- 
gung des gehobenen Bürgertums mit at- 
traktiven Produkten, versehen mit einem 
moralischen 'touch‘, ihre Marktchancener- 
kennt. Und dies geschieht dann auch noch 
auf Initiative kirchlicher Hilfswerke. 

Michael Sommerfeld und Rainer Stahl 
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In Heft 157 haben wir uns ausführlich mit den Gewerkschaften in der „Dritten Welt“ auseinanderge- 
setzt. Dabei ist eine Kritik der DGB-Politik im internationalen Bereich herausgefallen. Diese wichtige 
Auseinandersetzung wollen wir jetzt nachholen: Der Beitrag von Ulla Mikota zeigt die Rahmenbedin- 
gungen internationaler Gewerkschaftsarbeit und die Schwierigkeiten des DGB mit internationaler So- 
lidarität auf. Eine schärfere Kritik formulierte Karl Rössel auf dem 2. Treffen gewerkschaftlicher Soli- 
daritäts- und Aktionsgruppen in Köln im Oktober letzten Jahres. Wir dokumentieren seine Rede in 
dieser Ausgabe. Der DGB hat offenbar Probleme im Umgang mit der Kritik und hat die Ergebnisse 
des Treffens leider bis heute nicht veröffentlicht. 


Gewerkschaftlicher 
Internationalismus 


- ein Mauerblümchen 


Der Internationalismus der 
bundesdeutschen Gewerk- 
schaften führte in den letzten 
Jahrzehnten ein wenig be- 
achtetes,ausgesprochen be- 
schauliches Schattendasein. 
Dies bedeutet jedoch nicht, 
daß sich nicht einige, wenn 
auch sehr verschiedene ’Ge- 
wächse’ entwickelt hätten, 
die von festverwurzelten, 
kaum entwirrbaren institu- 
tionellen ’Verästelungen’ ge- 
werkschaftlicher Außenpoli- 
tik über beeindruckende 
Blüten’ auf der Spielwiese 
gewerkschaftlicher Jugend- 
arbeit bis hin zu zarten, 

aber hoffnungsvollen ’Knos- 
pen’ der Erkenntnis weltwei- 
ter Bedrohungen durch das 
bisher gelebte Wachstums- 
modell reichen. Obwohl die- 
se ’Vegetation’ keineswegs 
üppig ist, scheint dagegen 
der Mythos naturwüchsigen 
gewerkschaftlichen Interna- 
tionalismus’ ein schier un- 
verwüstliches Immergrün zu 
sein. 
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Vergleicht man die theoretisch-verbalen 
Ansprüche und Absichtserklärungen ge- 
werkschaftlichen Internationalismus‘, die 
sich die Arbeiterbewegung seit ihrer Ent- 
stehung auf die Fahnen geschrieben hat mit 
der tagespolitischen Realität, scheinen 
Enttäuschung, Wut, moralische Empörung 
und politische Ablehnung vorprogram- 
miert und verständlich. 

Dies insbesondere, wenn gewerkschaftli- 
cher Internationalismus mit Bereichen ’in- 
ternationalistisch Engagierter’ in Berüh- 
rungkommt, für die internationale Solidar- 
itätein wichtiger Bestandteil oder oft sogar 
zentraler (politischer) Punkt ihres Alltags 
ist. Obwohl dieses Engagement aufdie ver- 
schiedensten Motivationen, zurückzufüh- 
ren ist, ist ihm jedoch eines gemeinsam: die 
individuelle Entscheidung über Art und 
Ziel der Aktivität. Eine Entscheidung, die 
dann in der Regel zum Anschluß an eine 
Initiative etc. führt. 

Wenn wir über den Internationalismus der 
Arbeiterbewegung - und im speziellen der 
Gewerkschaften - reden, haben wir es mit 
einem völliganderen politischenSubjekt zu 
tun: einer politischen Großorganisation 
mit ca. acht Mio. Mitgliedern jeder politi- 
schen Couleur, einer sog. Einheitsgewerk- 
schaft. Unterderen Dachverband DGBfin- 
den sich 16 Mitgliedsgewerkschaften mit 
den unterschiedlichsten Problemlagen und 
Interessen wieder, vondenen die meistenin 
diesen Jahrenbereitsihr 100jährigesBeste- 
hen feiern, also eine lange Geschichte und 
Tradition haben. Nicht zuletzt aufgrund 
dieser Geschichte hat es der gewerkschaft- 
liche Internationalismus heute mit ganz 
speziellen Rahmenbedingungen zu tun. 


Internationale 
Organisationsstrukturen 
nach dem 2. Weltkrieg 


Auf der Bühne internationaler Gewerk- 
schaftsarbeit tummeln sich zahlreiche Or- 
ganisationen. Politisch dominiert wurde 
dieses Szenario bisher jedoch eindeutig 
von den jeweiligen gesellschaftspolitischen 
Ideologien, verkörpert in den zwei Weltge- 


werkschaftsorganisationen: dem westlich’ 
- verpflichteten Internationalen Bund frei- 
er Gewerkschaften (IBFG) und dem ’öst- 
lich’ - zugeordneten Weltgewerkschafts- 
bund (WGB). Der dritte im Bunde, der 
christlich orientierte Weltverband der Ar- 
beitnehmer (WVA) wird zwar von beiden 
umworben, spielt aber aufgrund seinerins- 
gesamt als rückläufig einzustufenden Grö- 
Benordnung keine zentrale Rolle. Daneben 
sind die sogenannten Internationalen Be- 
rufssekretariate (IBS), die Weltkonzernbe- 
triebsräte und der gerade in letzter Zeit aus 
aktuellem Anlaß der europäischen Integra- 
tion interessant gewordene Europäische 
Gewerkschaftsbund (EGB) zu nennen. 
Bereitsim Februar 1945 fandinLondonei- 
ne erste Weltgewerkschaftskonferenz statt, 
auf der auch die Gewerkschaften Latein- 
amerikas und erstmalig auch die Gewerk- 
schaften der Kolonialgebiete in.Erschei- 
nungitraten. Trotzdamals schonoffensicht- 
lich sehr unterschiedlicher politischer 
Kräfte und Positionen wurde im Oktober 
1945 in Paris der Weltgewerkschaftsbund 
(WGB) gegründet. 

Infolge des Kalten Krieges und unter- 
schiedlicher Vorstellungen über die Auto- 
nomie der nationalen Verbände, spitzten 
sich diese innerorganisatorischen Flügel- 
kämpfe zu; bis hin zum Austritt der sozial- 
demokratisch orientierten Gewerkschafts- 
bünde. Diese gründeten 1949 den Interna- 
tionalen Bund freier Gewerkschaften 
(IBFG). Ende 1986 hatte der IBFG 149 
Mitgliedsorganisationen aus 100 Ländern 
auf allen Kontinenten mit rund 83 Mio. 
Mitgliedern, wobei die Hälfte aller Mitglie- 
der durch die AFL/CIO und ein Dutzend 
westeuropäischer Gewerkschaften vertre- 
ten werden und damit in der politischen 
Willensbildung ein euroamerikanisches 
Schwergewicht herrscht. 

Mitglieder könnenalle Gewerkschaftsbün- 
de werden, die sich aus "freiem Willen zu 
den Zielen und der Satzung des IBFG be- 
kennen‘. Die Mitgliederorganisationen des 
IBFG sollen "frei, repräsentativ und demo- 
kratisch sein), frei zur Kritik an der Regie- 
rung und frei und unabhängig von den Ar- 
beitgebern, repräsentativ als nationaler 
Verband und demokratisch im inneren 
Aufbau und hinsichtlich ihrer Vorstellun- 
gen über die Gesellschaft. In Ausnahmefäl- 
len hat der IBFG auch Einzelgewerkschaf- 
ten (dies gilt insbesondere für Japan, den 
Libanon, die USA) und /oder zwei Ge- 
werkschaftsbünde pro Land aufgenom- 
men.Diesistjedochnur möglich, wenn sich 
der bereits im IBFG befindliche Verband 
damit einverstanden erklärt. In diesem Re- 
präsentationsanspruch liegt gerade bei der 
Gründung von oppositionellen Gewerk- 
schaftsbünden (Brasilien, Südkorea) viel 
politischer Sprengstoff. 

Ausdruck des Kalten Krieges war das 1952 
vom IBFG erlassene Kontaktverbot zu den 
Gewerkschaften des ’kommunistisch aus- 
gerichteten” _Weltgewerkschaftsbundes 
(WGB). 1970 wurde zwar das Verbot bila- 
teraler Kontakte mit den WGB-Gewerk- 
schaften aufgehoben, dasichinder Realität 
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immer häufiger bilaterale Kontakte erga- 
ben. Während bei zahlreichen Gewerk- 
schaften auch heute noch ideologische Be- 
rührungsängste vorhanden sind, u.a. auch 
bei verschiedenen DGB-Gewerkschaften, 
herrscht bei der mitgliederstärksten und 
einflußreichen AFL/CIO ein ungebrochen 
militanter Antikommunismus. 

Die wichtigsten Organe des IBFG sind der 
Kongreß, der Vorstand, der Generalsekre- 
tär und themenbezogene Ausschüsse, in 
denen z.B. DGB-Vertreter u. Einzelge- 
werkschaften die Politik mitbestimmen. In- 
dustrie- und Entwicklungsländer sind etwa 
gleichstark im 36-köpfigen Vorstand ver- 
treten, dem handelnden und leitenden Or- 
gandesIBFG.Dieregionalen Unterorgani- 
sationen spielen unterschiedliche Rollen. 


hinwirken. Bereits 1979 veröffentlichteder 
IBFG eine Entwicklungscharta „Für eine 
neue Wirtschafts- und Sozialordnung“, in 
der er u.a. ein Aktionsprogramm für eine 
weltweite Entwicklung, Strategien zur Er- 
füllung der Grundbedürfnisse und zum 
Thema Gewerkschaften und Entwicklung 
vorstellt. j 

Der 14. IBFG-Weltkongreß (14.-18.3. 
1988 in Melbourne/Australien) über die 
zukünftigen Aufgaben der internationalen 
freien Gewerkschaftsbewegung stand un- 
ter dem Motto „Wandel der Herausforde- 
rung“. In dem Bericht des IBFG-General- 
sekretärs an die Konferenz wird trotz der 
Aufzählung zahlreicher besorgniserregen- 
der Faktoren wie dem „Ende der soge- 
nannten dreißig glorreichen Jahre steigen- 


Während die afrikanische AFRO kaum ak- 
tiv ist, die asiatisch-pazifischeein relativ re- 
ges Leben führt, wird die interamerikani- 
sche ORIT von der US-amerikanischen 
AFL/CIO mehr oder weniger geführt. 

Neben den jährlichen Mitgliedsbeiträgen 
an den BFG zahlen einige Mitglieder aus 
den Industriestaaten freiwillige Beiträge in 
einen internationalen Solidaritätsfonds, 
aus dem vor allem die Arbeit in den Ent- 
wicklungsländern finanziert wird und Op- 
fer politischer Verfolgung, Unterdrückung 
oder Naturkatastrophen Hilfe erhalten. 
Darunter fallen z.B. Beschäftigungspro- 
gramme in Form von Wohnungsbau, Be- 
wässerungsprojekten, Aufbau von Land- 
wirtschafts- und Handwerksgenossen- 
schaften und von beruflichen Ausbildungs- 
stätten. DabeisinddieGewerkschaftenkei- 
neswegs eine unter zahllosen »NGOsa, d.h. 
regierungsunabhängigen Organisationen, 
die Entwicklungsarbeit leisten. Der ent- 
scheidende Unterschied liegt in dem von 
den Gewerkschaften vertretenen entwick- 
lungspolitischen Ansatz. Auch ihnen geht 
es um die Verbesserung der sozialen und 
wirtschaftlichen Bedingungen in der Drit- 
ten Welt, aber sie sehen den Hebel für das 
Ingangsetzen dieses Prozesses in der kol- 
lektiven Organisierung der direkt Betroffe- 
nen in starken, demokratischen Gewerk- 
schaften, die zur Entwicklung ihres jeweili- 
gen Landes beitragen und dabei auf die 
Wahrung der Menschenrechte und auf 
wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit 


der Produktionsleistung, ausgedehnteren 
Handels und erhöhtem Lebensstandard“ 
ein ungebrochener Fortschrittsglaube in 
das westliche Wachstumsmodell deutlich. 
Zwar stellt John Vanderveken fest, daßsich 
die wirtschaftliche und politische Infra- 
struktur vieler Länder, von denen die mei- 
sten 1950 noch Kolonien waren, in drama- 
tischer Weise entwickelt hat. „Dennoch le- 
ben hunderte Millionen von Menschen im- 
mer noch in traditionellen ländlichen Ge- 
sellschaften, wo das Ausbleiben von Verän- 
derungen mehr ins Auge fällt als die erziel- 
ten Fortschritte, aber selbst dort zeigen 
grundlegende Indikatoren wie Lebenser- 
wartungen, Kindersterblickeit, Ernäh- 
rungsstand und Alphabetisierungsrate, 
daß in den letzten 30 bis 40 Jahren bedeu- 
tende Schritte nach vorn gemacht worden 
sind. (4) Wenn sogar die Weltbank in ihrem 
Weltentwicklungsbericht 1988 feststellt, 
daß „die Armut sich in den Entwicklungs- 
ländern ausbreitet und die bereits schlech- 
ten Verhältnisse sich weiter verschlimmert 
haben“, können die oben zitierten Aussa- 
gennuralsZurechtbiegen derRealitätnach 
den eigenen politischen Ideologien inter- 
pretiert werden. 

Neben dem IBFG werden die DGB-Ein- 
zelgewerkschaften durch die Mitglied- 
schaft in den insgesamt 16 Internationalen 
Berufssekretariaten (IBS) vertreten. Für 
diese besteht die Möglichkeit, sich dem 
IBFG zu assoziieren. Das Verhältnis von 
IBFG und IBS ist in der sog. ’Mailänder 
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Vereinbarung? geregelt, nach der dem IBS 
die'industrielle und ökonomische Vertre- 
tungzusteht.Obwohldie Brancheninterna- 
tionalen in Entscheidungsgremien des 
IBFG repräsentiert sind und gemeinsame 
Ausschüsse von IBFG und IBS bestehen 
(Frauenausschuß, Arbeitsgruppe für Mul- 
tinationale Konzerne, Koordinationsaus- 
schuß für Südafrika, Ausschuß für die Ver- 
teidigung der Gewerkschaftsrechte in La- 
teinamerika), gibt es durch den unausge- 
sprochenen Führungsanspruch des IBFG 
immer wieder nachhaltige Differenzen. 
Beispielsweise haben manche IBS, wie die 
Internationale Förderation der Chemie 
oder die Internationale Grafische Fördera- 
tion Mitglieder, deren Bünde nicht dem 
IBFG angehören. Gemeinsame Aktivitä- 
ten und Koordinationen finden hauptsäch- 
lich zwischen einzelnen IBS statt. (5) Außer 
den Aktivitäten, die unmittelbar auf die 
Verteidigung von Gewerkschafts- und 
Menschenrechten gerichtet sind, befassen 
sich die IBS mitden Problemen Multinatio- 
nalerKonzerneund neuer Technologien;in 
zunehmendem Maße auch mit allgemein- 
gesellschaftlichen Problemen. (6) 

Durch die in den 60er Jahren zunehmen- 
den Aktivitäten der Multinationalen Kon- 
zerne ertegten die sog. Weltkonzernräte als 
betriebsbezogene Organe internationaler 
Arbeit relativ viel Aufsehen. Weltkonzern- 
räte sind periodisch tagende Versammlun- 
gen, die von einem IBS einberufen werden. 
Neben betrieblichen Vertreternnehmen an 
ihnen meistens Funktionäre der nationalen 
Gewerkschaften teil, in deren Zuständig- 
keitsbereich z.B. die Tarifpolitik in dem be- 
treffenden Betrieb oder Konzern fällt. Die 
Weltkonzernräte setzten sich sowohl orga- 
nisatorisch wie auch politisch aus sehr un- 
terschiedlichen Gewerkschaften zusam- 
men. Hinzu kommen die jeweiligen natio- 
nalenStandortinteressen. Nicht zuletztdie- 
se Konstellation ließ die anfängliche Eu- 
phorie über die Gegenmachtfunktion der 
Räte in massive Kritik an ihnen umschla- 
gen (7). 


Internationale Politik des DGB 


Liestman dieprogrammatischen Aussagen 
des DGB zu den Prinzipien seiner interna- 
tionalen Arbeit, die er erstmals im Düssel- 
dorfer Grundsatzprogramm von 1963 fest- 
legte, könnte man fast beeindruckt sein. 
Entwicklungspolitik wird alsunverzichtba- 
rer Bestandteil der DGB-Politik charakte- 
risiert, „die Beseitigung von Hunger, Ar- 
mut, Analphabetentum und Unterdrük- 
kung in allen Teilen der Welt isteine wichti- 
ge Bedingung für eine stabile Friedensord- 
nung. Dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker wird uneingeschränkt zugestimmt, 
jede Rassendiskriminierung und alle For- 
men kolonialer Unterdrückung verurteilt“. 
(8) Die internationale Sozialpolitik sieht 
der DGB als den Bereich an, in dem er sich 
direkt an der Herstellung besserer Lebens- 
und Arbeitsbedingungen beteiligen kann. 
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Unter anderem will er dies durch eine fort- 
schrittliche internationale Bildungs- und 
Kulturpolitik erreichen. Was er aber unter 
*fortschrittlich’ versteht, wird nicht defi- 
niert. 

Auch im Bereich wirtschaftlicher Zusam- 
menarbeit bleiben die Aussagen so allge- 
mein, daß sich fast jeder in diesen Formu- 
lierungen wiederfinden kann. So fordert 
der DGB im Rahmen der internationalen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit: „Die 
Hilfe für Entwicklungsländer muß planmä- 
Biggeleistet werdenundeine ausgeglichene 
Wirtschafts-und Sozialstrukturinden Ent- 
wicklungsländern errichten und festigen.“ 

Anläßlich aktueller weltwirtschaftlicher 
Veränderungen werden diese Aussagen im 
Grundsatzprogramm von 1981 allerdings 
ergänzt und präzisiert. Der Einfluß multi- 
nationaler Konzerne aufdie wirtschaftliche 


Entwicklung von Industrie- und Entwick- 
lungsländern und die handelspolitischen 
Erleichterungen vor allem für die ärmsten 
Entwicklungsländer werden thematisiert, 
und erstmals in Bezug zur ’eigenen’ Situa- 
tion gesetzt. „Esistim ureigensten Interesse 
der Industrieländer, das Einkommensge- 
fälle zwischen Nord und Süd zu verringern 
und dazu beizutragen, daß die Entwick- 
lungsländer längerfristig zu gleichberech- 
tigten Handelspartnern mit aufnahmebe- 
reiten und wachsenden Binnenmärkten 
werden.... Zur Unterstützung dieser Ziele 
müssen die Industrieländer ihre Entwick- 
lungshilfe planmäßig ausweiten... .Die För- 
derung des Kapitalexportes ist an Sozial- 
klauseln zum Schutz der Interessen der Ar- 
beitnehmer zu binden.“ 

Unter Sozialklauseln ist die Kopplung von 
Handelskontakten bzw. Handels- 
erleichterung an die Zulassung von Ge- 
werkschaften in den Entwicklungsländern 
und die Einhaltung der Standards der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation (LAO) 
zu den Arbeitsbereichen zu verstehen. Ge- 
werkschaften sehen in den Sozialklauseln 
eine direkte solidarische Unterstützung 
von Gewerkschaften in der Dritten Welt, 
und damiteine Interessensidentität, dadie- 
se Klauseln gleichzeitig auch ein Schutz für 
die Arbeitsplätze in den Industrieländern 
seien. Kritiker interpretieren die Sozial- 
klauseln schlicht als protektionistische 
Maßnahme. 
Die Verfolgung dieser Ziele erfolgt im all- 
gemeinen neben appellativen 'Forderun- 
gen’ andie jeweilige Bundesregierung, über 
diebereitsbeschriebene multilateralen Ge- 
werkschaftseinrichtungen sowie über bila- 
terale Gewerkschaftskontakte. Einziges 
Beispiel, bei dem die Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung auch durch Demonstrationen 
Druck auf die Bundesregierung ausübte, 
waren die Verhandlungen um Verabschie- 
dungund Verlängerungeines Welttextilab- 
kommens (WTA). Schon unmittelbar nach 
der Gründung des DGB wurde eine Aus- 
landsabteilung eingerichtet, die diese bila- 
teralen Kontakte koordinierte- und dies bis 
heutetut. Diewährend des 2. Weltkriegesin 


den westalliierten Ländern lebenden deut- 
schen Exilgewerkschafter prägten mit ihren 
englischen und nordamerikanischen Ge- 
werkschaftserfahrungen wesentlich die 
Strukturen der Deutschen Gewerkschaften 
im internationalen Bereich. Die Etablie- 
rungder sog, „Sozial-Attaches“,dieals Ver- 
treter des diplomatischen Dienstes der 
BRDim Ausland tätigund für alle Bereiche 
des Sozialen, also vor allem des Arbeitsle- 
bens zuständig sind, belegt zudem die The- 
se von der Regierungs/Gewerkschafts— 
Vernetzung im Bereich der Außenpolitik. 
Erst kürzlich hat jedoch Gewerkschafts- 
mitglied und Arbeitsminister Blüm die bis- 
herige Praxisder Berufungder Sozial-Atta- 
ches auf Eis gelegt, nach der der DGB ein 
Vorschlagsrecht für diese Posten hatte. 
Der DGB selbst realisierte nur in den 50er 
Jahren eigene Entwicklungsprojekte, z.B. 
richtete er 1955 im Rahmen des UN-An- 
denprogramms Lehrwerkstätten für me- 
tallverarbeitende Berufe in Peru und in 
Ecuador ein. 1960 führte er in Absprache 
mit den Einzelgewerkschaften eine Sam- 
melaktion in den Betrieben durch und rief 
zu Spenden für die „Aktion - Wir helfen“ 
auf. Die finanziellen Mittel aus dieser Ak- 
tion - ca. eine halbe Million DM - wurden 
vorwiegend in Brasilien, u.a. für eine land- 
wirtschaftliche Siedlungsgenossenschaft 
und in Algerien zum Aufbau einerGewerk- 
schaft, eingesetzt. 

1963 wurde mit der Friedrich-Ebert- 
Stiftung (FES) dieZusammenarbeit beider 
Durchführung von bilateralen Gewerk- 
schaftsprojekten festgelegt (9), u.a. 1964 
das sog. "Gewerkschaftsberaterprogramm’ 
für Entwicklungsländer. Aufgrund derfeh- 
enden Infrastruktur und Logistik, die für 
ein entsprechendes weltweites Programm 
als notwendig erscheinen mag, ist eine Ar- 
beitsteilung des DGB mit der FES in die- 
sem Bereich nachzuvollziehen. Was den 
DGB und die Einzelgewerkschaften aller- 
dings bewog, auch die gesamte entwick- 
lungspolitische Bildungsarbeit an die FES 
abzugeben, bleibt nicht nur wegen fehlen- 
der Publizität dieser Entscheidung ein Ge- 
heimnis. 

Da die Arbeitsteilung mit der FES unter 
den Gewerkschaftsmitgliedern kaum be- 
kannt ist, hat sieeher zueiner Entfremdung 
als zu einer Annäherung der betrieblichen 
Basis an die Probleme des Verhältnisses 
von ’Erster’ und ’Dritter’ Welt beigetragen. 
Nach einem ersten - relativ rasch abgebro- 
chenen - Versuch Mitte der 70er Jahre, eine 
verstärkte Bildungs-und Öffentlichkeitsar- 
beitim DGB selbst zu installieren (10), wird 
diese Entfremdung bzw.der Problemdruck 
offensichtlich mittlerweile in DGB-Krei- 
sen registriert und hatte Konsequenzen, 
z.B. die Durchführung eigener Wochen- 
und Wochenendseminare zum Thema. 


Die inzwischen wieder zunehmenden Ei- 
genaktivitäten des DGB - und verschiede- 
ner Einzelgewerkschaften - sind jedoch 
auch darauf zurückzuführen, daß im Rah- 
men einer sich verändernden internationa- 
len Arbeitsteilung deutlich wurde, daß das 
Schicksal der Entwicklungsländer nicht 
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nur deren eigenes Problem ist, sondern daß 
es fühlbare Zusammenhänge mit 'unserer' 
eigenen - lange Zeit scheinbar so gesicher- 
ten - Zukunft gibt. 

Dieser Erkenntnis entsprechend findet seit 
1985 jährlich eine vom DGB-Bildungs- 
werk veranstaltete Arbeitstagung statt, die 
sich mit Fragen und Aspekten neuer For- 
men internationaler Arbeitsteilung (11) be- 
schäftigt. Ziel ist es, die betriebliche Erfah- 
rung der Betroffenen aus transnationalen 
Konzernen in einen Diskussionszusam- 
menhangmit engagierten Wissenschaftlern 
zu bringen. Auch mit dem vor 3 Jahren ge- 
gründeten sog. „Nord-Süd-Netz“ will der 
DGBdie Aktivitäten und Engagierten - die 
vor allem im gewerkschaftlichen Jugendbe- 
reich vorhanden sind - fördern und koordi- 
nieren (12). 


Arbeitsplatzkonkurrenz — 
Chance oder Zwang zu 
internationaler Solidarität? 


Beruhte die klassische internationale Ar- 
beitsteilung vor allem darauf, daß die Ent- 
wicklungsländer die Rohstoffe lieferten, 
ausdenen dann in den Industrieländern die 
Fertigprodukte hergestellt wurden - nicht 
zuletzt, um sie auch wieder an die Entwick- 
lungsländer zu verkaufen, änderte sich dies 
in den 70er Jahren zumindest tendenziell, 
Die fundamentale Wirtschaftskrise der 


Weltwirtschaft verlangte nach neuen Kon- 
zepten der Kapitalverwertung. So warenes 
u.a. die sog. Billiglohnländer, die den deut- 
schen Gewerkschaften den Angstschweiß 
auf die Stirn trieben. Vor allem arbeitsin- 
tensive Produktionen mußten einen Rück- 
gang der inländischen Erwerbstätigkeit 
hinnehmen, wie z.B.der Textil- und Beklei- 
dungsbereich, dervon 1970-1985 ummehr 
als 50% von 1.054.000 auf 514.000 Be- 
schäftigte schrumpfte. (13) 

Vor allem in den sog. 'freien Produktions- 
zonen’ in den Entwicklungsländern, wur- 
den den Unternehmern nicht nur Steuer- 
vergünstigungen und kostenlose Infra- 
struktur, sondern ihnen auch aufgrund von 
Gewerkschaftsverbot völlig ausgelieferte 
und dementsprechend billige Arbeitneh- 
merInnen angeboten. Der Faktor der abso- 
Iut billigen Arbeitskraft ist allerdings wie- 
der etwas in den Hintergrund getreten. In- 
zwischen wird auch aus anderen Gründen 
über die Zukunft des Industriestandortes 
Bundesrepublik spekuliert. Die revolutio- 
näre Technikinnovation, vor allem die 
Kommunikationsmöglichkeiten für die 
weltweite Vernetzung der Produktion, ma- 
chen es für die Unternehmer möglich, 
durch den sog. 'Standortpoker’ („wenn ihr 
uns nicht wollt, dann gehen wir eben ...“) 
Druck auf Organisation und Niveau derin- 
dustriellen Beziehungen auszuüben. Aktu- 
elles Beispiel ist die Diskussion um die Fle- 
xibilisierung der Arbeitszeit. 


Machtkonzentration und Pro- 
duktionsflexibilität 


Aber es sind nicht nur die gewerkschaftli- 
chen Forderungen bzw. "Verweigerungs- 
strategien‘, die eine Produktionsverlage- 
rung für die Unternehmer attraktiv ma- 
chen. Durch die Internationalisierungs- 
und Flexibilisierungsmöglichkeiten der 
Produktion wird vor allem auch in Bezug 
auf die verlockenden Märkte der Schwel- 
lenländer die marktnahe Produktion at- 
traktiv. Während hier also von einer regio- 
nalen Dezentralisierungdie Rede ist, gibtes 
auf der anderen Seite eine immer größere 
Unternehmenskonzentration. Firmen- 
übernahmen, Fusionen oder temporäre 
Zusammenarbeit wie bei Autolatina (Ford 
und VW produzieren zusammen ein Pro- 
dukt) machen gewerkschaftliche Mitbe- 
stimmung oder Gegenmacht immer kom- 
plizierter. 

Die flexible AnpassungdesKapitalsansich 
immer schneller verändernde Weltmarkt- 
strukturen hat bei den Gewerkschaften - 
zumindest institutionell - noch wenig Spu- 
ren hinterlassen. IBFG, IBS, Konzernräte, 
internationale Abteilungen des DGB und 
der Einzelgewerkschaften, DGB-Bil- 
dungswerk, wirtschaftspolitische Abtei- 
lungen, die FES, alle befassen sich mit in- 
ternationalen Themen, auch in der Dritten 
Welt, aber von einer notwendigen Koordi- 
nation der Arbeit und einer dementspre- 
chenden unerläßlichen Öffentlichkeitsar- 
beit ist man weit entfernt. 

Diejenigen, die in den entsprechenden Ab- 
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teilungen arbeiten, sind sowohl beruflich 
als auch persönlich im allgemeinen an der 
Thematik sehr interessiert - aber oft auch 
wegen einer totalen Arbeitsüberlastungrre- 
signiert und frustriert. In diesem Zusam- 
menhang ist zu befürchten, daß die mo- 
mentan notwenige - aber auch lange ver- 
schlafene - Beschäftigung mit der europäi- 
schen Integration, hier weitere Kapazitäten 
binden wird. Komplementär zu einer aus- 
reichenden personellen und materiellen 
Ausstattungmuß aber auch unbedingt eine 
interne Bewußtseinsbildung stattfinden. 
Solange für die meisten Funktionärinnen 
weltwirtschaftliche Fragestellungen, insbe- 
sondere Probleme der Dritten Welt und 
speziell Entwicklungspolitik zwar irgend- 
wo notwendig, auf der Prioritätenliste all- 
täglicher Gewerkschaftsarbeit, wenn über- 
haupt, aber nur unter ferner liefen’ vor- 
kommt, wird die Arbeit derinternationalen 
Abteilungen isoliert, abgehoben und un- 
kontrolliert bleiben. 
Erst wenn innerorganisatorischen Hemm- 
nissen wie materielerund personeller Aus- 
stattung, Kompetenzgerangel zwischen 
Abteilungen etc. glaubhaft zu Leibe ge- 
rückt wird und die Basisaktivitäten nicht 
mehr als politische Einmischung in die ge- 
werkschaftliche Diplomatie empfunden 
werden, können die häufiginder Organisa- 
tion beklagten und sicher existierenden bi- 
lateralen Kommunikationsschwierigkeiten 
mit den Partnern in der Dritten Welt ernst- 
. genommen werden. Zweifellos gilt es hier, 
“völlig verschiedene kulturelle Vorstel- 
lungswelten zu überbrücken und zu koor- 
dinieren, aber nicht einseitig anzupassen. 
Gerade die Offensichtlichkeit dieses 
schwierigen Unterfangens verlangt nachei- 
ner sensiblen Politik. 
Es ist zu hoffen - und dafür zu kämpfen - 
daß durch die absehbare zentrale Rolle des 
. DGBin der zukünftigen Gewerkschaftspo- 
litik sich diebereitsaufeuropäischer Ebene 
realisierte Aufweichungdesmilitanten An- 
tikommunismus auch im IBFG durchzu- 
setzen wird. Nicht zuletzt, dasich jaauch in 
der sowjetischen Dritte-Welt-Politik ent- 
scheidende Veränderungen andeuten.Hier 
könnte eine Chance liegen, die Blockiden- 
tifizierung weiter in Richtung einer eigen- 
ständigen, d.h. regierungsunabhängigen 
Strategie aller Gewerkschaften zu entwik- 
keln. 
Wie bei jeder anderen politischen Frage 
stellen diebundesdeutschen Gewerkschaf- 
ten im internationalistischen Bereich kei- 
nen monolithischen Block dar. Zweifelsoh- 
ne sind die Gewerkschaften als Ganzes 
nicht die’Speerspitze.der international En- 
gagierten’ und sicher gibt es - aus den ver- 
schiedensten Gründen - jede Menge Miß- 
trauenund politische Vorbehaltegegenden 
ganzen "internationalistischen Kram’. So- 
wohl im Funktionärsapparat wie bei den 
Mitgliedern. 
Aufder anderen Seite gibt es- ebenfalls auf 
allen Ebenen - aber trotzdem internationa- 
le Aktivitäten - auch wenn sie zum großen 
Teil als’exotische Pflänzchen’ anmuten. Da 
ist die Beteiligung der Gewerkschaften ne- 
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ben anderen NGO’s an der Nord-Süd- 
Kanipagne des Europarates (14), da ist die 
Organisationssekretärin aus Baden-Würt- 
temberg oder aus Hessen, die im Laufe der 
Jahre eine beträchtliche Bildungsarbeit 
aufgebaut hat, und da ist der Kollege aus 
dem DGB-Ortskartell Lauterbach in 
Oberhessen, der sich auf dem 1. Treffen 
entwicklungspolitischer Initiativen des 
Landesbezirks Hessen vorstellte. Eine von 
ihm initiierteGruppe hat Kontaktezutune- 
sischen Hotels, um dort eine gesunde, auf 
einheimischer Produktion basierende Er- 
nährung einzuführen. 
Auch hinter dieser Initiative steht das oft 
fälschlicherweise pauschal diskriminierte 
Eigeninteresse an internationalen Aktivi- 
täten. Gewerkschaftsmitglieder sind von 
Natur aus nicht wesentlich internationali- 
stischer eingestellt, als der Durchschnitt 
derbundesdeutschen Bevölkerung, zumin- 
dest solange sie nicht in einen gewerk- 
schaftlichen Diskurs über die heute anste- 
henden globalen Probleme und Risiken 
eingebunden werden. Zentraler Punkt die- 
ses Diskurses muß gerade die Formulie- 
rung des ’eigenen Interesses’ sein. Perma- 
nentes Wachstum, steigender Konsum, ver- 
schmutzte Umwelt, soziale Marginalisie- 
rung müssen in Frage gestellt werden! Eine 
Diskussion über Inhalt und Qualität unse- 
rer jeweiligen Interessen- und damit Poli- 
tikvorstellungen über alternative, men- 
schengerechte Wirtschaftsformen, ist für 
eine positive Veränderung nationaler wie 
internationaler Gewerkschaftsarbeit Vor- 
aussetzung. Ohne Berücksichtigung und 
Einbeziehung der Interdependenzen von 
nationaler und internationaler Politik wird 
es keine menschlich erstrebenswerte Zu- 
kunft geben. 

Ulla Mikota 
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' Diskussionsbeitrag beim 2. 
Treffen gewerkschaftlicher So- 

lidaritäts- und Aktionsgruppen 
‚in Köln, 29.10.1988. 


“ „Wir haben ein Buch über die Geschichte 

‘ der „Dritte-Welt“-Bewegung in der BRD 
geschrieben („Hoch die internationale So- 
lidarität“, Köln 1986), und deshalb bin ich 
wahrscheinlich auch zu dieser Podiums- 
diskussion eingeladen worden. In diesem 
Buch beschreiben wir über vier Jahrzehn- 
te Internationalismusarbeit in der Nach- 
kriegszeit von der Algeriensolidarität in 
den fünfziger Jahren über die Proteste der 
Studentenbewegung gegen den Vietnam- 

‚ Krieg bis zur Chile-Solidarität der siebzi- 

‘ger und den Mittelamerika-Aktivitäten 
der achtziger Jahre. Doch auf den 600 Sei- 
ten unseres Buches kommen die Gewerk- 

: schaften kaum vor und wenn, dann meist 
negativ. Dies liegt keineswegs daran, daß 
wir — die Autoren — etwa gewerkschafts- 
feindlich eingestellt sind. (Im Gegenteil: 
wir sind als Journalisten seit über 15 Jah- 
ren Mitglieder der IG Druck und Papier.) 
Vielmehr ist der Alltag der internationali- 
stischen Solidaritätsarbeit in der BRD 
lange Jahrzehnte an den Gewerkschaften 
völlig vorübergegangen, wenn sie nicht so- 
gar bei internationalistischen Auseinan- 
dersetzungen auf der Seite der politischen 
Gegner zu finden waren. 


Es ist notwendig, dies immer wieder so 
‚deutlich wie möglich zu sagen, denn ge- 
werkschaftliche Internationalismusarbeit, 
und um deren Alltag geht es ja bei dieser 
Konferenz — läßt sich nur dann wirkungs- 
voll entwickeln, wenn das, was bislang all- 
tägliche gewerkschaftliche Praxis war, of- 
fen und kritisch analysiert wird. Darin be- 
stärkt, dies hier auf diesem gewerkschaftli- 
chen Treffen zu tun, hat mich der Beitrag 
eines DGB-Vertreters beim Gegenkon- 
greß gegen IWF und Weltbank vor einem 
Monat (im September 1988) in West-Ber- 


lin. Der Kollege beklagte dort zu Recht 
den mangelnden Bewußtseinsstand der 
bundesdeutschen Arbeiterbewegung ge- 
rade auch in internationalistischen Fra- 
gen. 


Nur vergaß er selbstkritisch darauf hin- 
zuweisen — und dies ist leider typisch vor 
allem für führende Gewerkschaftskolle- 
gen und -kolleginnen — daß die bundes- 
deutschen Gewerkschaften das mangel- 
hafte politische Bewußtsein der Arbei- 
terbewegung in der Bundesrepublik über 
vierzig Jahre lang mit geprägt haben und 
damit mit für den heutigen Stand verant- 
wortlich sind. 


bruch des Faschismus fehlte der 

Arbeiterbewegung hierzulande ei- 
ne klare Analyse des Zusammenhanges 
zwischen einem kapitalistischen Wirt- 
schaftssystems in der „Ersten Welt“ und 
der imperialistischen Ausplünderung der 
„Dritten Welt“. Schon bald nach 1945 
nahmen die Gewerkschaften von ihren ur- 
sprünglichen Forderungen nach einer 
grundsätzlichen Veränderung des kapita- 
listischen Wirtschaftssystem Abstand 
(vielleicht nicht unbedingt in jedem Pro- 
gramm, aber sicherlich in ihrer Praxis) 
und akzeptierten zuerst den Marshall- 
Plan, dann die Wiederbewaffnung, später 
die NATO, d.h. die Einbeziehung der 
BRD in das westliche Wirtschafts- und 
Militärbündnis, die zuf heutigen Rolle der 
BRD als einer der ökonomisch stärksten 
imperialistischen Mächte geführt hat. Da- 
gegen leisteten die Gewerkschaften von 
Anfang an keinen Widerstand. Im Gegen- 
teil: Aus den ersten außerparlamentari- 
schen Bewegungen, der „Ohne-Uns- 
Bewegung“ gegen die Wiederbewaffnung 
und dem „Kampf dem Atomtod“ gegen 
die atomare Bewaffnung der Bundeswehr, 
zogen sie sich nach kurzem Engagement 
an der Seite der SPD schnell wieder zu- 
rück und hatten schon bald ihren Frieden 
mit der Militarisierung geschlossen. So 
waren auch allenfalls ein paar Basisgrup- 
pen und einzelne Gewerkschafter und Ge- 


S chon direkt nach dem Zusammen- 


werkschafterinnen bei den ersten interna- 
tionalistischen Aktionen der Nachkriegs- 
zeit in der Algerien-Solidarität beteiligt, 
die sich gegen den brutalen Kolonialkrieg, 
des Nachbarlandes Frankreich in Nord- 
afrika von 1954 bis 1962 richteten. Die 
Gewerkschaften blieben als Organisa- 
tionen unbeteiligt und passiv, das heißt 
durch ihr Schweigen letztlich mitverant- 
wortlich. Fahnen der algerischen Befrei- 
ungsbewegung auf 1. Mai-Demonstratio- 
nen lösten in den fünfziger Jahren eher 
Proteste der Gewerkschaftskollegen ge- 
gen die Fahnenträger als gegen die franzö- 
sischen Kolonialherren aus. 


nfang der fünfziger Jahre, während 

des Korea-Krieges, gab es erstmals 

eine offizielle Solidaritätsaktion 
des DGB, sogar einen Boykottaufruf. Als 
Mitglied des IBFG übernahm der DGB 
folgsam den Boykottaufruf der US-Regie- 
rung und der US-Gewerkschaften gegen 
die Sowjetunion und die VR-China. Das 
war Solidarität mit dem Imperialismus 
statt kritischem Internationalismus. Daß: 
die USA damals mit Atomwaffeneinsät- 
zen drohten und in Korea nicht einfach 
die „Freiheit des Westens“ verteidigten, 


‘sondern vielmehr einen ihnen genehmen. 


Diktator an der Macht halten wollten, der 
den Krieg unter anderem dazu nutzte, die: 
innenpolitische Opposition (darunter 
auch viele koreanische Gewerkschafter) 
zu liquidieren, wurde nicht zum Gegen-. 
stand gewerkschaftlicher Diskussion. An-: 
fang der sechziger Jahre ging der DGB die 
Internationalismusarbeit genauso unpoli- 
tisch und karitativ an wie die Kirchen und 
andere Organisationen. Ein Beispiel dafür: 
ist die DGB-Kampagne von 1960 unter: 
der Überschrift: ‚Wir helfen“. Damals er- 
schien ein gewerkschaftlicher Aufruf zur 
Barmherzigkeit, in dem es unter anderem 
hieß: „Weißt Du, daß gegenwärtig jährlich 
40 Millionen Menschen an Hunger ster-: 
ben? Wer Hunger hat kann nicht ordent-: 
lich arbeiten ..“ 


Jeder Hinweis auf die Verantwortlichen . 
in der „Ersten Welt“ für die Verelendung : 
in der „Dritten Welt“ fehlte. Sie wurden 
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sogar noch in Schutz genommen: „Gewiß, 
vieles wird getan von internationalen Or- 
ganisationen, von Regierungen, von Reli- 
gionsgemeinschaften, Genossenschaften 
und Gewerkschaften, aber weit mehr 
bleibt noch zu tun.“ Das war die Verbrei- 
tung einer Almosen-Mentalität zur Ge- 
. wissensentlastung statt politische Aufklä- 
: rung über weltwirtschaftliche Zusammen- 
hänge. Und so hieß denn auch das Fazit: 
„Gib auch Du zusammen mit den Arbei- 
tern, Angestellten und Beamten der freien 
Welt.“ Der DGB-Vorstand forderte am 
4.11.1960 in einem Brief die Be- 
triebsratsaktion „Wir helfen“ auf: ‚Von Sei- 
ten einiger Arbeitsdirektoren und Be- 
triebsräte der Mitbestimmungsbetriebe ist 
die Anregung gekommen, daß jeder der 
_ Arbeiter und Angestellten dieser Betriebe 
sich bereiterklären sollte, ein freiwilliges 
. Opfer von mindestens einer Mark von 
dem ihm zu gewährenden Weihnachtsgeld 
dieser Aktion „Wir helfen“ zur Verfügung 
: zu stellen. In einzelnen Fällen haben sich 
bereits die Belegschaften für eine solche 
Maßnahme entschieden und die Firmen 
sich bereit erklärt, auch einen entspre- 
chenden Betrag zur Verfügung zu stellen, 
'wenn die Belegschaften diesen Plan 
durchführen.“ Krupp, Flick und Hoesch, 
die längst schon wieder Millionen durch 
: die Ausplünderung von Rohstoffen aus 
: der „Dritten Welt“ verdienten, dürfte es 
‘ nicht schwer gefallen sein, eine Mark für 
. jeden ihrer bundesdeutschen Beschäftig- 
ten für die Gewerkschaftsaktion aufzu- 
bringen. Internationalismus hieß damals 
‚ also: Wir helfeni, Arm in Arm mit den Ver- 
ursachern des Elends. j 


ei der Wiederbelebung einer kriti- 
a schen internationalistischen Soli- 
darität Ende. der sechziger Jahre 
‘standen die Gewerkschaften wieder ab- 
seits, Hauptsorge der meisten Gewerk- 
sch: ionäre war es damals, sich von 
den Trägern dieser neuen Internationalis- 
musbewegung, dem Sozialistischen Deut- 
‚schen Studentenbund (SDS) und der 
Ostermarschbewegung möglichst deutlich 
abzugrenzen. Und wieder waren es allen- 
falls einzelne Mitglieder an der Gewerk- 
: schaftsbasis;, die die neu entstandenen Ini- 
tiativen vor allem gegen den Vietnam- 
Krieg unterstützten. Die außerparlamen- 
tarische Opposition, die APO, stand so ei- 
‚ner Großen Koalition der Herrschenden 
gegenüber, die über die regierenden Bun- 
destagsparteien von: SPD und. CSU hinaus 
‚bis hin zu den Gewerkschaften reichte, 


Am 2. Juni 1967 wurde in West-Berlin 
‚gegenüber der Deutschen Oper bei einer 
Demonstration. gegen den Staatsbesuch 
des persischen Schahs der Student Benno 
Ohnesorg von einem Polizisten erschos- 
sen — von hinten in den Kopf. Das pas- 
sierte in der Krummen Straße, dort wo 
‚auch: während. der Demonstration gegen 
die TWF/Weltbanktagung im September 


40 blätter des izIw, Nr. 159, August 1989 


Dokumentation 


1988 wieder Polizisten Jagd auf Demon- 
stranten machten, während sich die Bän- 
ker, ebenso wie damals der Schah, bei 
Mozarts „Zauberflöte“ entspannten. Die 
Gewerkschaften hätten damals schon al- 
len Grund gehabt, mit den Studenten ge- 
gen den persischen Diktator zu protestie- 
ren. Denn Schah Resa Pahlewi ließ in sei- 
nem Land schließlich Gewerkschafter ver- 
folgen, foltern und ermorden. Doch nicht 
einmal der Mord per Polizeipistole an 
Benno Ohnesorg machte die bundesdeut- 
schen Gewerkschaften mobil, ließ sie an 
die Seite der Studenten rücken. Wieder 
geschah das Gegenteil: Der ASTA (die 
Studentenvertretung) der Freien Universi- 
tät in West-Berlin verteilte damals ein 
Flugblatt „An die Berliner Arbeiter“ vor 
Fabriktoren. Darin hieß es: „Tausende von 
Arbeitern können jederzeit auf die Straße 
gesetzt werden. Was blüht ihnen, wenn Sie 
auf die Straße gehen müssen, um wie die 
Ruhrkumpel für sichere Arbeitsplätze zu 
demonstrieren? Die Polizei übt seit lan- 
gem die Zerschlagung aller Demonstratio- 
nen. Die Studenten sind für die Polizei nur 
ein kleiner Fisch, ein Versuchsobjekt für 
größere Aufgaben. Der erschossene Ben- 
no Ohnesorg war das erste Opfer! ... Den- 
ken Sie immer daran, daß der Schah be- 
reits dreihundert Millionen „Entwick- 
lungshilfe“ erhalten hat, die auch Sie mit 
erwirtschaftet haben. Wo sind sie geblie- 
ben? Das Land hungert noch immer. Tau- 
sende persischer Arbeiter sitzen in Zucht- 
häusern.“ Dieses Flugblatt löste hysteri- 


sche Abgrenzungsmanöver beim Berliner 


DGB aus, der sofort mit einer Presseer- 
klärung reagierte. Mit dem Flugblatt — 
verkündeten die Gewerkschaftskollegen 
von der Springer-Presse — sei „in unver- 
antwortlicher Weise die Arbeiterschaft 
Berlins gegen die Polizei aufgehetzt* wor- 
den. „Die Schuld für. das Todesopfer und 


für die Verletzten“ liege „nur bei den Per-- 


sonen, die die Demonstration in Szene ge- 
setzt haben“. Der Berliner DGB-Vossit- 
zende, Walter Sickert, bat „die Berliner 
Gewerkschafter“ eindringlich, „sich nicht 
vor den Karren einer anarchistischen stu- 
dentischen Minderheit spannen zu las- 
sen.“ Was in Persien mit Gewerkschaftern 
geschah, interessierte den Kollegen offen- 
sichtlich nicht, da er hierzu — also zum 


Anlaß der studentischen Proteste — kein 


Wort verlor. 


Als Höhepunkt. der Vietnam-Solida- 
rität fand im Februar 1968 der große in- 
ternationale Vietnam-Kongreß in der 
Technischen Universität von West-Berlin 
statt (also dort, wo der Gegenkongreß zu 
IWF und Weltbank tagte). Eine zentrale 


‚Forderung von Rudi Dutschke, die auf 


diesem Kongreß breite Unterstützung 
fand, war, mit der internationalistischen 
Solidaritätsarbeit hierzulande anzufan- 


gen, durch eine Veränderung der politi-. 


schen Herrschaftsverhältnisse in der 
BRD. Konkret diskutierte der Kongress 
über eine Anti-NATO-Kampagne und die 


Verhinderung von Rüstungsexporten aus 
der BRD; Forderungen, die bis heute 
nichts von ihrer Aktualität verloren'haben. 
Doch die Gewerkschaften reagierten da- 
mals wie alle anderen aufgeschreckten 
Spießer auf die Proteste von Studenten, 


JungarbeiterInnen und Lehrlingen gegen 
den Vietnam-Krieg und die satte bundes- 
deutsche Nachkriegsgesellschaft. Drei Ta- 
e nach dem Vietnam-Kongreß riefen 
und DGB zusammen mit der CDU, 
der Springer-Presse, dem Arbeitgeberver- 
band und. dem Interessenverband der 
Grundstücks- und Geschäftseigentümer 
zu einer Großkundgebung des West-Ber- 
liner Senats auf, zu einer Demonstration 
des „guten Berliner Bürgersinns“ gegen. 
den.SDS und zur Unterstützung des „US- 
Engagements in Vietnam“ — wie der Ver- 
nichtungskrieg der USA damals verharm- 
losend genannt wurde. Der Mob, auch der 
gewerkschaftliche, der bei dieser Kundge- 
bung zusammenkam, trug Plakate mit 
Aufschriften wie: „Bombardiert Nord-. 
Vietnam“, „Laßt Bauarbeiter ruhig schaf- 
fen, kein Geld für langbehaarte Affen“ 
und „Dutschke: Staatsfeind Nr. 1“. Ein. 
Demonstrant (der Verwaltungsangestellte: 
Lutz Dieter Mende) wurde schon an die-: 
sem Tag fast von der Menge gelyncht, weil 
er Dutschke ähnlich sah. Gleichzeitig hiel- 
ten Gewerkschaftsvertreter wie der West- 
Berliner DGB-Vorsitzende Walter Sickert 
Ansprachen, die zur Aufhetzung des 
Volkszornes gegen die Studenten beitru- 
gen: „Die Handvoll Revoluzzer und ihre 
kritiklosen Mitläufer irren sich in einem 
entscheidenden Punkt. Die Berliner Ar-. 
beitnehmer lassen sich das nicht wieder 
nehmen, wofür sie gelitten und gedarbt 
haben, statt den Lockungen und Verspre-. 
chungen des Ostens zu erliegen ... Es geht 
den Demonstranten gar nicht um Vietnam: 
.„. Die Gewerkschaften sind gegen jeden: 
Krieg, auch gegen den in Vietnam, Aber 
es ist nicht unsere Sache, für einen Krieg 
des Vietcong über die USA oder für die 


. Beseitigung unserer Demokratie zu mar- 


schieren“ 


Zwei Monate später fanden die „Jäger“ 
dann ihr richtiges Opfer. Am 11. April 
1968 wurde Dutschke durch drei Schüsse 
lebensgefährlich verletzt. Er starb elf Jah- 
re später an den Spätfolgen. 


ie Gewerkschaften, die damals 
mit für die nötige Pogromstim-: 
mung sorgten, die den Attentäter 
und Bildzeitungs-Leser Bachmann zur Tat 
trieb, sind auch für dieses Attentat mitver- 
antwortlich. Natürlich hat sich seitdem 
auch in den Gewerkschaften einiges getan. 
Gewerkschafter und Gewerkschafterin- 


“nen waren aktiv in Solidaritätsaktionen. 


für Chile und Portugal und sind es heute 
vor allem für Südafrika und Nicaragua, 
gelegentlich sogar unterstützt von ihrer. 
Organisation. Doch sind diese Aktivitäten 


immer noch sehr vereinzelt. Und schließ- 
lich, auch das muß gesagt werden, arbei- 
ten die bundesdeutschen Gewerkschaften 
noch immer in internationalen Bündnis- 
sen mit reaktionären Organisationen und 
gelben arbeitgeberfreundlichen Gewerk- 
schaften zusammen, so z.B. in Nicaragua 
oder auf den Philippinen. Auch bei dem 
Bergarbeiterstreik in Großbritannien wur- 
de doch in der Bundesrepublik mehr reale 


'Streikbrecher- als konkrete Solida- 
ritätsarbeit geleistet. Und noch immer 
führen sich einige Gewerkschaftsfunktio- 
näre, wenn es um alltägliche Solida- 
ritätsarbeit geht, so kleinkariert auf wie ih- 
re Vorgänger in den fünfziger Jahren. So 
verbot ein Kreisvorstand in Süddeutsch- 
land einer gewerkschaftlichen Solida- 
‚ritätsgruppe, die zum Arbeitseinsatz nach 
‘Nicaragua fahren wollte, sich als „Brigade 
Kobermann“ zu bezeichnen. Das erzähl- 
ten Kolleginnen beim DGB-Bundesju- 
gendtreffen im Sommer 1988. Der Name 
wurde ihnen verboten, weil das Wort „Bri- 
gade“ zu sehr an den spanischen Bürger- 
krieg erinnere und Kobermann ein Kom- 
munist gewesen sei. Kobermann wurde in 
Nicaragua von der Contra ermordet. Aber 
manchem Gewerkschafter ist auch heute 
noch nicht einmal ein toter Kommunist 
ein guter Kommunist. Noch immer steht 
:die internationalistische Solidaritätsarbeit 
in den Gewerkschaften — nicht zuletzt 
wegen Vorfällen dieser Art — ganz am 
“ Anfang. 


Im gewerkschaftlichen Alltag, in den 
Betrieben, spielt sie kaum eine Rolle. So 
bleibt es heute noch bei Sammlungen und 
Erklärungen. Solidaritätsstreiks- werden 
hierzulande schon als utopisch angesehen 
und deshalb bei der Diskussion über Ak- 
tionsmöglichkeiten gar nicht erst erwogen. 
Geme wird auf ein, zwei Ausnahmebei- 
spiele von Solidarität mit gewerkschaftli- 
chen Kampfmitteln verwiesen, wie etwa 
die Weigerung von ÖTV-Kollegen im Jah- 
re 1974, einen chilenischen Frachter im 
Hamburger Hafen zu entladen oder die 
Solidarität der VW-Gewerkschafter mit 
ihren mexikanischen Kollegen und die 
Ansätze zu internationaler Gewerkschaft- 
licher Kooperation in einigen wenigen 
Konzernen. Aber wo bleibt denn die breit 
angelegte Mobilisierung dafür, daß Aktio- 
nen dieser Art tägliche gewerkschaftliche 
Praxis in der BRD werden? Oder anders 
gefragt: wie soll sich die gewerkschaftliche 
Internationalismus-Arbeit 
wenn allenfalls kleine Gruppen an der Ge- 
werkschaftsbasis dafür eintreten, nicht 
aber die großen Organisationen mit der 
Kraft all ihrer Mitglieder und mit allen 
verfügbaren Mitteln. Das internationalisti- 
sche Bewußtsein, das die Gewerkschaften 
solange selbst mit verschüttet haben, kön- 
nen sie auch selbst wieder wecken helfen, 
vorausgesetzt, sie wollen dies wirklich. 
Warum erscheinen — um jetzt mal von ein 


‚paar Utopien zu reden — keine Aufrufe 


entwickeln, . 
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an gewerkschaftlich organisierte Verkäu- 
fer und Verkäuferinnen, keine südafrika- 
nischen Waren mehr anzurühren? Warum 
stoppen Gewerkschaftskollegen nicht 
Waffenproduktion und Giftmülltranspor- 
te in die „Dritte Welt“? Warum gibt es kei- 
ne Solidaritätsstreiks hierzulande, wenn 
KollegInnen bei Nestle, Triumph und 
Adidas auf den Philippinen oder bei Ad- 


ler in Korea streiken? Warum ruht nicht. 


die Arbeit bei Bayer, Daimler und 
Hoechst immer mal wieder, bis sich diese 
Konzerne aus Südafrika zurückgezogen 
haben? Oder um es an einem aktuellen 
Beispiel zu verdeutlichen: Warum haben 
denn die Gewerkschaften — wenn über- 
haupt — nur so zögerlich und ängstlich die 
Kampagne gegen IWF und Weltbank mit 
den Aktionen in West-Berlin unterstützt? 
Warum war der gewerkschaftliche Block 
bei der Großdemonstration so klein? Wo 
waren die Bundesvorstände der Gewerk-. 
schaften und des DGB an diesem Sonn- 
tag? Und warım waren kaum noch Kol- 
leginnen und Kollegen zu den Aktionsta- 
gen in Berlin? Warum mußten sich wieder 
andere auf der Straße von militärisch be- 
waffneten Polizisten jagen und zusam- 
menschlagen lassen? Warum weigerten 
sich nicht endlich die Polizeigewerkschaf- 
ter kategorisch, an Prügelorgien gegen die 
Kritiker des herrschenden Weltwirt- 
schaftssystems teilzunehmen? Vielleicht 
weil eine der Voraussetzungen für all diese 
zumindest hierzulande reichlich utopisch 
erscheinenden Szenarien. von der Ge- 
werkschaften längst nicht erfüllt ist: eine 
klare Analyse der Stellung der BRD in der 
Weltwirtschaft und ihrer Rolle als imperi- 
alistische Großmacht, wirtschaftlich und 
— über die NATO — auch militärisch. 


darüber, welche Konsequanzen ei-. 

ne solche Analyse für die alltägli- 
che gewerkschaftliche Praxis, gerade auf- 
grund der internationalen Ausplünde- 
rungsverhältnisse, haben müßte. Wer ge- 
gen die Ausbeutung der „Dritten Welt“ 
angehen will, muß zuallererst hierzulande 
anfangen. Und für die Gewerkschaften 
muß dabei im Rahmen ihrer Internationa- 
lismusarbeit wieder der Einsatz all ihrer 
möglichen Kampfmittel selbstverständlich 
werden. Von Aufklärungskampagnen bis 
zu Solidaritätsstreiks, von Boykottmaß- 
nahmen bis zur Verhinderung von Rü- 
stungs-, Pestizid- oder AKW-Exporten, 
vom Umbau.der Produktion bis zur Auf- 
kündigung der Sozialpartnerschaft mit 
den Konzernherren der multinationalen 
BRD-Konzerne. 


Das erscheint sicher alles heute noch 
reichlich utopisch. Aber, und hier zitiere 
ich den letzten Satz aus unserem Buch 
über die „Dritte-Welt“-Bewegung, der 
auch für die gewerkschaftliche Solida- 
ritätsarbeit gilt: 


E s fehlt deshalb auch die Diskussion 


„Wenn gerade die ’Dritte-Welt’-Bewegung, 
die schon so vielen Utopien in allen Teilen 
der Welt nachgejagt ist, diese Utopie der 
Veränderbarkeit des.eigenen Landes ver- 
leugnet, so muß sie sich auch über die: 
Konsequenzen im klaren sein. Wenn wir 
keine Hoffnung mehr auf die Veränderb- 
arkeit unserer eigenen Gesellschaft haben, 
haben wir auch keine Hoffnung mehr auf: 
die Befreiung der 'Dritten Welt’ von dem. 
tödlichen ökonomischen und politischen ; 
Klammergriff, der von der Bundesrepu-' 
blik ausgeht und den wirtschaftlichen und: 
militärischen Bündnissen, denen sie ange-: 
hört: Er ist es, der jeglichen Versuch eines’ 
selbstbestimmten, unabhängigen Weges’ 
zur Emanzipation der „Dritten Welt“ ver-: 
hindert.“ 

Karl Rössel 
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Aus den öffentlichen Reaktio- 
nen um die Abschiebung von 
Flüchtlingen, wie etwa die Ber- 
liner Massenabschiebungen in 
den Libanon oder einzelne Ab- 
schiebungen von eritreischen, 
türkischen oder indischen Asyl- 
bewerbern in Hessen, hat die 
Bundesregierung wohl etwas 
gelernt: Nämlich, wie sie dis- 
kreter de facto-Abschiebungen 


uf Vorschlag der Bundesregierung 

sollten aus Haushaltsmitteln fünf 

Mio. DM als „Beitrag an das Zwi- 
schenstaatliche Komitee für Auswande- 
rung (ICM) für das Sonderprogramm 
’Rückführung nach Sri Lanka’ gezahlt 
werden. Das eigentliche Ziel dieses. so mo- 
derat und hilfreich klingenden Sonderpro- 
gramms nannte Franz Kroppenstedt, 
Staatssekretär im Bundesministerium des 
Innerri: „Die Bundesregierung hofft, daß 
im Laufe der Zeit möglichst viele der rund 
27.000 srilankanischen Flüchtlinge, die 
sich im Bundesgebiet aufhalten, von den 
angebotenen Hilfen Gebrauch machen 
werden.“. Die angesprochenen „Hilfen“ se- 
hen im Klartext so aus: „Die Übernahme 
der Kosten für die Heimreise und den Ge- 
päcktransport“. Außerdem sollen die sri- 
lankischen Flüchtlinge einheitlich eine 
„Starthilfe“ von DM 300,- bzw. DM 150,- 
(Personen bis zu 12 Jahre) erhalten. 

So weit, sohübsch ausgedacht. Und weil 
alles so moderat klang, hatten die Mitglie- 
der des Haushaltsausschusses auch fast 
keine Bedenken, die fünf Mio. DM auszu- 
zahlen; ihre größteSorge war,daßsichauch 
die Länder mit 50% an den Kosten beteili- 
gen sollten. Dem Einspruchder GRÜNEN 
war es zu verdanken, daß in den Sperrver- 
merk auch die Bedingung aufgenommen 
wurde, daß „die politische Entwicklung in 
Sri Lanka eine Rückkehr zulasse.* 

So kam der Verhandlung über die Auf- 
hebung des Sperrvermerks eigentlich nur 
noch eine Rolle zu: Wie konnte die politi- 
sche Entwicklung in Sri Lanka aktuell ein- 
geschätzt werden? Die Vorgabellieferte das 
Innenministerium: Die politische Lage in 
Sri Lanka habe sich „gebessert“, die, wie es 
fast schuldbewußt heißt, „gleichwohl noch 
andauernden Unruhen“ seien jedoch nicht 
mehr Ausdruckeines „Bürgerkrieges“. Au- 
Berdem werde „ein allmähliches Abklingen 
der Unruhen allgemein erwartet“. 

Das Auswärtige Amt kommt am 7.4:89 
zu einer differenzierteren Einschätzung: 
„Auseinandersetzungen zwischen IPKF 
(indische Militäreinheiten) und LTTE (Li- 
beration Tigers of Tamil Eelam), die in den 
letzten Wochen wieder zugenommen ha- 
ben, weiten sich neuerdings wieder ausund 
haben die Zivilbevölkerung betroffen“. 
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Flüchtlinge 


organisieren kann, die unter 
dem Deckmäntelchen der an- 
geblichen „Freiwilligkeit“ der 
„Rückzuführenden“ kaum öf- 
fentliche Proteststürme erwar- 
ten lassen. Erstmals wurde die- 
se „Abschiebung durch die 
Hintertür* jetzt in Zusammen- 
hang mit einem Rückführpro- 
gramm für srilankanische 
Flüchtlinge ruchbar. 


Weiter spricht das Auswärtige Amt von 
„terroristischen Anschlägen dersinghalesi- 
schen JVP (Janatha Vimukti Pevamuna), 
die „auch viele Opfer unter Zivilisten“ fin- 
den würden. Von „Handabhacken“ gegen- 
über denen, die zur Wahl gegangen sind, ist 
die Rede, von Mordanschlägen. 

Aus den genannten’ Fakten zieht das 
Auswärtige Amt jedoch eine in der Logik 
beeindruckende Konsequenz: „Anhalts- 
punkte für eine politische Verfolgung be- 
stimmter Personengruppen sind zur Zeit 
nicht zu erkennen“! Die Lage in Sri Lanka 
habe sich „gebessert“, die Tamilen, um die 
es sich bei den 27.000 srilankanischen 
Flüchtlingen in der BRD in erster Linie 
handelt, seien „im allgemeinen sicher nicht 
mehr gefährdet als Singhalesen oder ande- 
re Volksgruppen“. Also: Der Weg für die 
„Rückführung“ der Flüchtlinge aus Sri 
Lankaistfrei,das Auswärtige Amtgibt grü- 
nes Licht. 


och wie ist die Lage in Sri Lanka 

wirklich? Die regierungsfreundli- 

che „Deutsche Welle“ kommt inei- 
ner „Friedenshoffnung für Sri Lanka“ 
überschriebenen Länderanalyse zu dem 
Schluß, “daß die positive Entwicklung der 
letzten Monate auf Sri Lanka immer noch 
nicht voll gesichert wirkt.“ Und: „Das Tami- 
lenproblem im Norden und Osten des In- 
selstaates besteht im Kern fort“. Der „Ter- 
rorismus“fordere „weitere Opfer“. Wahllos 
herausgegriffene Zeitungsmeldungen der 
letzten Wochen bestätigen diese vorsichtige 
Analyse: „Anhaltender Terror auf Sri Lan- 
ka“ (Süddeutsche Zeitung vom 20.4.89), 
„Erst am Freitag waren durch eine 
Bombenexplosion in Jaffna zwölf Men- 
schen getötet worden, am Tag zuvor 42 
Menschen bei einem Sprengstoffanschlag 
im Osten der Insel“ (FAZ vom 17.4:89), die 
Süddeutsche Zeitung schreibt am 14.4.89: 
„In den vergangenen sechs Jahren sind bei 
diesen Auseinandersetzungen mehr als 
12.000 Menschen getötet worden“. 
Deutlicher als die „Deutsche Welle“ wird 
amnesty international: „amnesty interna- 
tional (ai) hat zahlreiche Augenzeugenbe- 
richte erhalten, wonach die IPKF schwere 


Abschiebı 
die Hn 


Menschenrechtsverletzungen an der unbe- 
waffneten, an den Kampfhandlungen un- 
beteiligten Zivilbevölkerung begangen ha- 
ben. Unter den Opfern waren alte Men- 
schen, Frauen und Kinder. Mehrere Dut- 
zend Menschen wurden getötet, viele wur- 
den in Militärhaft gefoltert, viele Frauen 
wurden meist durch Militärs der unteren 
Ränge vergewaltigt“, heißt es in einer Stel- 
lungnahme gegenüber dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach. Auch weiter- 
hin würden ai „neue Berichte über Men- 
schenrechtsverletzungen an der tamili- 
schen Zivilbevölkerung* vorliegen. So 
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Bundesregierung 


und 


srilankanische 


Flüchtlinge 


nimmt es auch kaum Wunder, wenn der 
Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten 
Nationen (UNHCR) aus Genf ineinem Te- 
legramm an sein Büro in Den Haag von ei- 
nem Treffen schreibt, daß „bis zu einer 
Neubewertung der Situation in. der vorher- 
sehbaren Zukunft keine Tamilengruppen 
aus Europa zurückkehren sollten“. Darauf 
hatte auch der srilankanische Botschafter 
in Genf hingewiesen. 

Pech für Staatssekretär Spranger, daßer 
vorher die Ausschußmitglieder informiert 
hatte, daß der UNHCR nichts gegen das 
Rückführprogramm einzuwenden habe. 


Flüchtlinge 


Das Vorlegen des Telegramms mit dem 
wörtlichen Text des UNHCR sagte das Ge- 
genteil. So mußte ein Gefälligkeitsschrei- 
ben her. Das Innenministerium besorgte 
sich den Persilschein vom Vertreter des 
UNHCR in der BRD. 

Aus den „groups of Tamils“, die der 
UNHCR in Genf nicht nach Sri Lanka zu- 
rückgeschickt haben wollte, machte der 
Bonner Staathalter flugs „große Gruppen“ 
und stellte die Meinung des Botschafters 
SriLankassodar, daßdie „freiwillige Rück- 
kehr von Einzelpersonen und Familien in 
zunehmendem Maße in Betracht gezogen 
werden könne“. Immerhin verweist das 
Bonner Büro des UNHCR darauf, daß das 
Rückführungsprogramm auch Maßnah- 
men umfasse, „um die Wiedereingliede- 
rung der Rückkehrer und den Wiederauf- 
bau des Landes zu unterstützen“. Davon al- 
lerdings istinder Vorlage der Bundesregie- 
rung keine Rede; die bewilligte „Starthilfe“ 
von DM 300,- bzw. DM 150,- erscheint 
eher als eine Art „Taschengeld“, das man 
den Tamilen großzügig gewährt. 

Das Schreiben des Bonner Vertreters 
des UNHCR bleibt freilich, wie die erste 
Stellungnahmedes Auswärtigen Amtesbe- 
weist, nicht das einzige Gefälligkeitsschrei- 
ben gegenüber denjenigen im Innenmini- 
sterium, die die schnelle „Rückführung“ 
der srilankanischen Flüchtlinge betreiben. 
Laut einer weiteren Stellungnahme des 
Auswärtigen Amtes nämlich seien die 
wichtigsten Veränderungen der allgemei- 
nen politischen Lage Folgender Wahlen im 
November ’88, im Dezember ’88 und vor 
allemder Parlamentswahlen Mitte Februar 
1989. Was jedoch von diesen Wahlen zu 
halten ist, sagt Wahlkommissar Chanda- 
nanda de Silva ganz deutlich: „Die Parla- 
mentswahl war noch gewalttätiger als die 
Präsidentschaftswahl“. Die englischspra- 
chige „Sunday Times“, hat Statistik geführt: 
„Im Wahlmonat Februar sind pro Tag 
durchschnittlich 53,7 Personen durch die 
Brutalität singhalesischer und tamilischer 
extremistischer Gruppen, von Todes- 
schwadronen, sogenannten Black Cats 
oder Green Tigers oder durch Aktionen 
von Militär und Polizei getötet worden“, 
heißt es in einer Meldung vom 12.3.89. 


esder Bundesregierungbeider Teil- 

nahme am Rückführungspro- 
gramm derICM ausschließlich darum geht, 
srilankanische Flüchtlinge, insbesondere 
Tamilen, möglichst rasch, möglichst in gro- 
Ber Zahl und möglichst geräuschlos loszu- 
werden. Man kümmert sich nicht um die Si- 
tuation, mit der die rückkehrenden Flücht- 
linge in Sri Lanka zu rechnen haben, 
Hauptsache, siehabendie Grenzeder Bun- 
desrepublik überschritten - in entgegenge- 
setzte Richtung, versteht sich! Ginge es 
nicht um Menschen, könnte das Theater 


A us dem Gesagten wird deutlich, daß 


um den Rückkehrbeschluß des Bundesta- 
ges getrost als Groteske, zumindest als 
Schmierenkomödie bezeichnet werden. 
Wie gesagt - wenn es nicht so ernst wäre... 
Im Übrigen- wasistdranander „Freiwil- 
ligkeit“ der Rückkehrenden, auf die immer 
wieder besonders hingewiesen wird? Das 
Innenministerium versteigt sich gar zu der 
Bemerkung: „Die Bundesregierungunddie 
Behörden der Länder werden die betroffe- 
nen Flüchtlinge in keiner Weise beeinflus- 
sen oder gar unter Druck setzen“. Natürlich 
nicht. Denn unter Druck gesetzt fühlen sich 
die srilankanischen Flüchtlinge allein 
schon durch das Programm selbst. Ganz 
abgesehen von dem Gefühl, daß man sie 


. „loswerden“ will, ihnen eine Art „Rück- 


kehrprämie“ zahlt, werden srilankanische 
Flüchtlinge eines auf jeden Fall erkennen: 
Ihre Aussicht, in der Bundesrepublik Asyl 
zu erhalten, scheint nach den geschilderten 
Aussagen des Auswärtigen Amtes düster. 
Somit stellt sich realiter nur die Alternative 
„Abschiebung“ oder „freiwillige Rück- 
kehr“, und das bedeutet konkret: Bezahlt 
die Bundesregierung nur die sog. „Über- 
führungskosten* (= Abschiebung), oder 
zahlt sie „Überführungskosten“ plus einer 
„Starthilfe“ von DM 300,-? Die Alternative 
ist keine, die „Freiwilligkeit“ der Entschei- 
dung für die Flüchtlinge ist die Freiwillig- 
keit einer Wahl zwischen Hölle und Hades. 


ie geschilderten Maßnahmen be- 

deuten einen neuen Schritt in der 

Asylpolitik der Bundesregierung. 
Das „Ausländer raus“ kommt jetzt auf lei- 
sen Sohlen daher, die Abschiebung findet 
mit Glac&handschuhen statt, weitgehend 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit. Daß 
die Bundesregierung derartige „Rück- 
führ“‘maßnahmen zukünftigausweiten will, 
dazu besteht begründete Sorge. Derartige 
Initiativen gehen Hand in Hand mit Maß- 
nahmen der „Eindämmung des Miß- 
brauchs des Asylrechts“ im Nachtrags- 
haushalt ’89 des Bundes. Mittel in Höhe 
von 45 Mio. DM wurden unterdiesemTitel 
in den Nachtragshaushalt eingesetzt, 219 
zusätzliche Stellen sollen geschaffen wer- 
den. Begründung der Bundesregierung: 
„Für die geplanten Maßnahmen zur Ein- 
dämmung des Mißbrauchs des Asylrecht 
(Ausdehnung der Sichtvermerkspflicht auf 
die Angehörigen bestimmter Staaten, Ver- 
schärfung der Prüfung von Sichtvermerks- 
anträgen und Einführung der Aufenthalts- 
erlaubnispflicht für Ausländer unter 16 
Jahren) mußinsbesondere das Personalbei 
den Vertretungen des Bundes im Ausland 
aufgestockt werden.“ 


Die kritische Öffentlichkeitmuß das Ge- 
samtpaket der Bundesregierung gegen das 
Grundrecht auf Asyl bereits im Kern er- 
kennen. Und bekämpfen! 

Berthold Seliger 
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Dubiose Organisationen 


Die ’schwarze Internationale’ 


Zur Geschichte und Politik der Internationalen Gesell- 
schaft für Menschenrechte’ (IGFM) 


Beim evangelischen Kirchentag, der 
vom 7. bis 11. Juni in Berlin unter 
dem Motto „Unsere Zeit in Gottes 
Händen“ stattfand, kam es zum 
Eklat, weil die Kirchentagsleitung 
trotz massiven Protestes vieler Grup- 
pen darauf beharrte, eine Podiums- 
diskussion mit der ’Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte’ 
(IGFM) veranstalten zu wollen. 
Selbst die eigens angeheuerten Ord- 
ner konnten das Unvermeidliche 
nicht verhindern: Das Podium wurde 
besetzt, der Vertreter der IGFM ver- 
ließ den Saal. 

Wir bringen im folgenden zwei Beiträ- 
ge zur Geschichte und Politik der 
IGFM und zu den Ereignissen in Ber- 
lin. Die evangelische Kirche überlegt 
inzwischen, unabhängige Dritte-Welt- 
Gruppen, die zu den energischsten 
Kritikern der geplanten Podiumsdis- 
kussion gehörten, mit der Streichung 
von Zuschüssen zu bestrafen. 


Aus dem Buch „Die Hoffnungsträger. ZeitGeistLose Car- 
toons“. Schmetterling-Verlag, Stuttgart, 
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ereits beim letzten Kirchentag 
1987 in Frankfurt gab der Stand 
der IGFM innerhalb des Mark- 
tes der Möglichkeiten Anlaß zu 
Auseinandersetzungen. In einer gemeinsa- 
men Erklärung von über 20 Gruppen wird 
der Kirchentagsleitung die Blockadeaktion 
gegen die IGFM-Stände begründet. Dem 
Aufzeigen von Fakten über die Entstehung 
und Arbeitsweise der IGFM folgt die For- 
derung, daß eine Tarnorganisation der 
historisch kontinuierlich sowie geogra- 
phisch weltweit operierenden ultrarechten 
Internationale („schwarze Internationale“) 
gerade auf dem Kirchentag, der die Tradi- 
tion pluralistischer Demokratie innerhalb 
der EKD beispielhaft repräsentiert, nichts 
verloren hat. f 
Weniger aus politischer Überzeugung, 
daß eine solche Lobbyorganisation gegen 
die Interessen der Völker des Trikonts aus 
politischen Gründen nicht zugelassen wer- 
den könne, sondern vielmehr besorgt, daß 
es erneut zu Auseinandersetzungen kom- 
men könnte, die nicht kirchentagsgemäß 
gelöst werden könnten, wurde beim dies- 
jährigen Kirchentag die IGFM vom Markt 
der Möglichkeiten ausgeschlossen. Als 
Trostpflästerchen erhielt die IGFM die 
erste Sachverständigenstimme bei der 
geplanten Podiumsveranstaltung zum 
Thema „Menschenrechte sind unteilbar“, 


Die Tradition der IGFM 


Der Vorläufer der IGFM, die Gesellschaft 
für Menschenrechte, GfM, wurde 1972 von 
Mitgliedern und Freunden des Bundesrus- 
sischer Solidaristen (NTS) gegründet. Um 
den Kommunismus zu stürzen, beteiligte 
sich der NTS innerhalb der Nazi-Wehr- 
macht u.a. 1943-45 am Überfall auf die 
Sowjetunion. Nach Kriegsende gehörte er, 
eingebunden in die Strukturen der Nach- 
richtendienste der westlichen Alliierten, zu 
den Hauptaktivisten der Politik des Kalten 
Krieges. Anfang der 70er Jahre wurde eine 
Strategieänderung nötig. Der bis dahin in 
platter Form geäußerte Antikommunis- 
mus war nicht mehr möglich. Die GfM 
wurde gegründet und somit das Thema 
Menschenrechte für die Fortsetzung der 


antikommunistischen Kampagnen funk- 
tionalisiert. 

Iwan Agrusowund Leonid Müller, beide 

NTS Mitglieder, nehmen noch heute 
Schlüsselpositionen als Geschäftsführer 
und Schatzmeister innerhalb der IGFM 
ein. 
Seit 1977 gibt die GEM/IGFM kontinu- 
ierlich die von C. Gerstenmaier (von 1973 
— 78 Vorsitzendeder GfM) und. Agrusow 
redigierte Zeitschrift „Menschenrechte — 
Schicksale — Dokumente“ heraus. 1981 
findet die Umbenennung in Internationale 
Gesellschaft für Menschenrechte, IGFM 
statt. 

1988 hatte die IGFM nach eigenen 
Angaben 3385 Mitglieder, 6000 sporadi- 
sche Helfer, 70.000 Förderer und Spender. ° 
Sie vertreibt sieben periodische Publikatio- 
nen; Flugblätter und Plakate erreichen fast 
die 3 Mio, Grenze. In den insgesamt 12 
internationalen Sektionen seien 3.596.000 


"DM ausgegeben worden. 


Auf den Jahreshauptversammlungen 
treffen stets Grußbotschaften rechter Poli- 
tiker ein: Vom US-Staatssekretär für 
Lateinamerikafragen, Elliot Abrams (der 
heute noch bedauert, nicht in Nicaragua 
einmarschiert zu sein), bis zu Kohl, Spran- 
ger, Genscher, Stücklen, Wilms und Waf- 
fenschmidt reicht das Spektrum. Auch der 
entwicklungspolitische Sprecher der SPD- 
Fraktion, Uwe Holtz, bedauert, nicht zur 
Jahreshauptversammlung 1988 erscheinen 
zu können. 

Öffentliche Zuschüsse zahlt die Stadt 
Frankfurt, das hessische Kulturministe- 
rium, das BMZ und die „Stiftung zur 
Unterstützung der Menschenrechte“ inder 
EG 


Die IGFM trachtet seit langem nach der 
Anerkennung als offizielles UNO Organ 
und verwendet, um sich einen Anstrich von 
Seriösität zu verleihen, mißbräuchlicher- 
weise das UNO-Emblem in allen ihren 
Publikationen, 


Die Ideologie der IGFM 


Auf dem gleichzeitig als Jahreshauptver- 
sammlung dienenden Festakt zum 10jähri- 
gen Besteheninder FrankfurterOper 1982 


. vr Si 


vs ) 


vertritt das Kuratoriumsmitglied Martin 
Kriele (s.u.) die — gegen die Friedensbewe- 
gung zielende— Auffassung, daß einunpo- 
litischer Pazifismus ohne den Mut zum 
Kampf für Menschenrechte den Frieden 
gefährde. 


Die IGFM fordert also einen politischen 
Pazifismus. Was sich dahinter verbirgt, 
wird deutlich anhand der ideologischen 
Vorstellungen des Vorsitzenden Agrusow. 
Demnach gibt es 3 Formen des menschli- 
chen Zusammenlebens: 


1) Demokratische, freiheitliche Rechts- 
staaten wie: die BRD und El Salvador. 
2) Totalitäre Regime wie: das nazifaschisti- 
sche Deutschland, die UdSSR, die 
DDR, Cuba, Nicaragua. Diese weisen 
sich aus durch „größere Systematik, 
schlimmere Grausamkeiten“ sowie 
durch „das Vorhandensein eines riesi- 
gen Propagandaapparates, der die Ver- 
letzungder Menschenrechte als Wohltat 
darzustellen imstande ist. ... Aus dieser 
Überzeugung heraus exportiert man, 
mal mit propagandistischen Mitteln, wo 
dies nicht geht mit Gewalt, sein System 
in andere Länder...“ 
Die Befreiungsbewegungen des Tri- 
konts sind dementsprechend wahlweise 
Satelliten des internationalen Kommu- 
nismus oder Terrororganisationen. Als 
solche werden FSLN, FMLN, SWAPO 
und der ANC diffamiert. 
„Die dritte Staatengruppe könnte man 
als Despotien bezeichnen“, diedieMen- 
schenrechte nur „da, wo es ihnen not- 
wendig erscheint verletzen“, doch 
„bedarf es keiner Systematik“ .. Zu 
ihnen zählten z.B. die Philippinen unter 
Marcos, Nicaragua unter Somoza. Zum 
Bedauern der IGFM verwandeln sich 
Despotien überwiegend in „totalitäre 
Staaten sozialistischen Systems“. 
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Die Schlußfolgerung aus diesem Welt- 
bild der IGFM liegt auf der Hand. 

Die totalitären Staaten, deren „Satelli- 
ten“ und „Terrororganisationen“ müssen 
die Aufmerksamkeit einer Menschen- 
rechtsorganisation auf sich ziehen. Das 
Rassistenregime in Südafrika muß demge- 


Dubiose Organisationen 


O. Rademacher 


genüber toleriert werden, um somit auch zu 
vermeiden, daßessichineinen „Totalitaris- 
mus“ umwandelt. So konzentriert sich die 
IGFM fast ausschließlich darauf, sozialisti- 
sche Staaten oder linksgerichtete National- 
staaten des Trikonts über die Frage der 
Menschenrechte politisch anzuklagen. 


Menschenrechte und psychologi- 
sche Kriegsführung 


Seit Beginn der 80er Jahre beschäftigen 
sich die Publikationen der IGFM zuneh- 
mend mit den Befreiungsbewegungen des 
Trikonts. Dieses Interesse fällt mit dem 
Amtsantritt Reagans und dem Beginn der 
sogenannten Low Intensity Conflict Stra- 
tegy (LICS) zusammen. 

Eine wichtige Komponente der LICS ist 
die psychologische Kriegsführung. Um 
diese zu gewährleisten, wurden inden USA 
und in der Folge dann auch in Europa ver- 
schiedene private Organisationen gegrün- 
det, die die nötige Desinformation zu 
gewährleisten haben. Sie sind formal unab- 
hängig vom Staat, doch dieser kann sich 
ihrer Argumentationen bedienen. Eckpfei- 
ler dieser Desinformationskampagnen 
sind dabei Terrorismus, Drogenhandel und 
Menschenrechte des politisch-miltäri- 
schen Gegners. 

Was den Bereich Menschenrechte 
angeht, leistet die IGFM „hervorragende“ 
Arbeit im Rahmen des LICS. Ihre Nicara- 
guaprojekte bzw. Öffentlichkeitsarbeit ver- 
deutlichen dies exemplarisch. Der politi- 
sche Zusammenhang, aus dem heraus die 
IGFM diese Aufgabe wahrnimmt, erklärt 
sich aus den mannigfaltigen Verbindungen 
ihrer Mitglieder und Sympathisanten 
innerhalb des internationalen Contra-Net- 
zes und zum amerikanischen Geheim- 
dienst. 


Am Beispiel Nicaragua: 

Contras, Sumus, Ethnologen 
„Nicaragua libre — Land ohne Freiheit“ 
heißt eine von der IGFM in Zusammenar- 


beit mit der Internationalen Arbeitsge- 
meinschaft für Freiheit und Demokratie, 


IAFD, erarbeitete Ausstellung. Mit ihr 
wird einerseits die nicaraguanische Regie- 
rung einer beständigen Menschenrechts- 
verletzung angeklagt. Andererseits soll so 
die Contra in der Bundesrepublik und 
West-Berlin als politisch ernstzunehmende 
Kraft aufgebaut werden. Bei der Eröffnung 
dieser Ausstellung im April 85 im westber- 
liner Rathaus Schöneberg präsentierte der 
damalige Innensenator Heinrich Lummer, 
den rechtsradikalen Republikanern nahe- 
stehend, den damaligen Contra-Chef 
Arturo Cnuz. 


An einem europäischen Geheimtreffen 
der Contras im Februar 1986 in Madrid 
unter Leitung der drei namhaftesten Füh- 
rer der Contra, Arturo Cruz, Alfonso 
Robelo und Adolfo Calero nahmen von 
deutscher Seite Freiherr Dr. Götz vonHou- 
waldt (IGFM), Miquel Castro Frenzel (in 
Berlin lebender Contra-Sympatisant) und 
Edmund Moser )teil. 

Das Ziel des Treffens war die Initiierung 
einer breit angelegten, europaweiten, anti- 
sandinistischen und contrafreundlichen 
Medienkampagne. Die ausgesuchten Län- 
der waren Frankreich, Spanien und die 
BRD. Die notwendigen Mittel hierfür 
stellte der CLA mit vorerst 1,5 Mio. Dollar 
für ein Jahr zur Verfügung. 


„Die Gesellschaft für Menschen- 
rechte lehnt jede Haftung für die 


Folgen ihrer Tätigkeit ab.“ 


(aus einem Formular der Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte/IGFM) 


Götz von Houwaldt, Hobbyethnologe 
und deutscher Botschafter zu Zeiten 
Somozas (1972-75), ist Mitarbeiter der 
Nicaragua-Gesellschaft, derLAFDundder 
IGFM, also bei den drei wichtigsten Con- 
tra-Lobbyisten in der BRD. 

Er ist der Ziehvater des Sumu-Flücht- 
lingsprojektes der IGFM am hondurani- 
schen Rio Patuca, unweit der nicaragua- 
nischen Grenze. Dieses Projekt war direkt 
neben einem von Contra-Chef Bermudez 
geleiteten Ausbildungslager angesiedelt. 
1986 stellte das BMZ unter CSU-Minister 
Klein generös 450.000 DM bei 3jähriger 
Laufzeit für dieses Projekt zur Verfügung, 
und dies obwohl, wie Houwaldt intern 
beschreibt,esmitder Entwicklungshilfe für 
die Sumus nicht zum besten steht. Grund 
dafür ist laut der internen Darstellung, daß 
die Sumus überall große Angst vor 
Zwangsrekrutierungen der Contrashhaben. 
Das Projekt dient mit Sicherheit für die 
Anklage gegen die Sandinisten, denen die 
Verfolgung ethnischer Minderheiten vor- 
gehalten wird. Die Verwendung von BMZ- 
Geldern für ein Projekt, in dem laut Hou- 
waldt einzelne Dörfer vollständig von der 
militärischen Contra kontrolliert waren, 
wirftallerdingsdie Frage auf, inwieweit hier 
mit BMZ-Geldern die Infrastruktur der 
Contra gestärkt wurde/wird. 

Seit Beginn der Konterrevolution wid- 
met sich die IFGM in ihren Publikationen 
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sehr ausführlich den Menschenrechten. 
Alseinzige Quelle dafür dient ihrdieoppo- 
sitionelle „Ständige Menschenrechtskom- 
mission, CPDH“ in Managua. Diese Orga- 
nisation wird bezeichnenderweise aus- 
schließlich von der Konrad-Adenauer- 
Stiftung (KAS) finanziert. Deren Berichte 
werden in Costa Rica ebenfalls auf Kosten 
der KAS ins Englische und Deutsche über- 
setzt und dann weltweit verbreitet. Die 
IGFM und die CPDH bescheinigen sich in 
ihren Publikationen gegenseitig Seriosität. 
Dem widersprechen Aussagen von amne- 
sty international und americas watch ganz 
massiv. Fest steht allerdings, daß sich mit- 
hilfe dieser Organisation, finanziert durch 
die KAS, die Bundesregierung permanent 


die Argumente liefern läßt, die sie vor wei-: 


teren Entwicklungshilfezusagen abhält. 
Neben der „Menschenrechtsarbeit“ der 

IGFM zu Nicaragua seien zwei weitere 

Schwerpunkteihres Wirkens kurzerwähnt: 


Der namibischen Befreiungsbewegung 
SWAPO wirft sie vor, im zambischen 
Flüchtlingslager, Nyango, das finanzielle 
Unterstützung des Lutherischen Weltbun- 
des erhält, nach KZ-Vorbild Gefängnisse 
zuunterhalten und zur Zwangsarbeit anzu- 
treiben. Diese in einer Kampagne aufge- 
stellten Behauptungen wurden nach einer 
Informationsreise von Mitgliedern der 
Evangelischen Initiative „435 — Namibia“ 
widerlegt. 

Auf der Jahreshauptversammlung der 
IGFM 1986 wird der Sekretärder vomrho- 
desischen Rassistenregime kreierten und 
nach dessen Sturz schlüsselfertig an die 
Sicherheitskräfte Südafrikas übergebenen 
mosambikanischen Contrabande 
RENAMO, Arturo da Fonseca, als Refe- 
rent eingeladen. (Zu Fonseca, dem deut- 
schen RENAMO-Vertreter, siehe blätter 
Nr. 156, 1989, $. 12). 


Der große Filz 


Das umfangreiche Kuratorium der IGFM 
wartet mit einer Reihe von „Honoratioren“ 
auf, die bei genauerer Betrachtung im ver- 
filzten Gestrüp rechtsnationaler, revanchi- 
stischer, neofaschistischer Vereine, Bürger- 
initiativen oder internationaler Organisa- 
tionen beheimatet sind oder solchen nahe- 
stehen. : 

Angefangen von rechten „Hochschul- 
ring Tübinger Studenten“ über die 
„Arbeitsgemeinschaft 13. August“, der 
„Antikommunistischen Weltliga(WACL)*, 
der „Konservativen Aktion“ bis hin zur 
„Resistance International“ bestehen 
direkte (Mitgliedschaft) und indirekte 
(Doppelmitgliedschaft der Mitglieder) 
Verbindungen. 

Zur Resistance International gehören 
u.a. die nicaraguanischen Contragruppen 
FDN und KISAN, gehören die UNITA 
(Angola), die RENAMO (Mosambik) und 
die afghanische Mujahedin sowie die 
IGFM Mitglieder Gerstenmaier, Löwen- 
thal und Lobkowiecz. 

Sehr eng sind auch die Verbindungen zu 
den vielfältigen revanchistischen Vertrie- 
benenverbänden. 
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„Frei von politischer Einseitigkeit, in Ost 
und West, in Nord und Süd gleichermaßen 
tätig, kümmert sie sich immer wieder um 
bedrohte Gruppen oder mißhandelte Einzel- 
personen, die ihr Schicksal jenseits und ver- 
gessen von publizistischen Sympathiekund- 


gebungen erleiden: die in Angola und Sam- 
bia inhaflierten namibischen Flüchtliche 
etwa oder die aus Nicaragua geflüchteten 
Sumuindianer,* (so Ex-BMZ Minister Hans 
Klein/CSU in seinem Grußwort zur Jahres- 
hauptversammlung der IGFM 1988) 


Was ist nun an diesem heißen Samstag in 
Halle 25 des Messegeländes passiert? Die 
geplante Podiumsdiskussion mit Jörn Zie- 
gler von der IGFM und Pfarrer Kirschne- 
reit von den „Christen für Partnerschaft 
statt Gewalt“ sollte im Sinne des kirchen- 
tagsgemäßen Pluralismus stattfinden, als 
faulsten aller faulen Kompromisse. Die 
Kirchentagsleitung versuchte im Vorfeld 
der Ereignisse diese Entscheidung nach 
beiden Richtungen als "Zugeständnis’ zu 
verkaufen. Den IGFM-GegnerInnen wur- 
de die Konsequenz des Ausschlusses bei- 
der Organisationen aus dem Markt der 
Möglichkeiten und die Podiumsdiskussion 
als Öffentliches Entlarvungsvorhaben der 
IGFM innerhalbdesKirchentagesunterge- 
jubelt, während derIGFM selbst von Präsi- 
dent Simon damit beschwichtigt wurde, 
daß die Podiumsdiskussion eine Aufwer- 
tung bedeute. 

Von dieser Entscheidung wich dann 
auch die Kirchentagsleitung keinen Milli- 
meterbreitab, trotz vieler Aufforderungen. 
Die Argumentation blieb bis zum Schluß 
schwammig und selbst die Veranstaltung, 
warsogeplant,daßsichder Kirchentagund 
die EKD um eigenständige Positionen als 
Institution hätten herumdrücken können. 
Denn die DiskutantInnen sollten auf dem 
Podium lediglich sich selbst repräsentieren 
und nicht als Vertreterinnen der Evangeli- 
schen Kirche Deutschlands. Was hier dem 
Publikum als Pluralismusverständnis in- 
nerhalb der Grenzen christlicher Toleranz 
verkauft werden sollteistnichtsanderes, als 
rechtsradikale Politik in die Menschen- 
rechtsauseinandersetzung einzubinden. 

Die christliche Schamgrenze, so es die 
überhaupt innerhalb der Institution und 
deren Funktionsträger gibt, ist bei weitem 
überschritten, wenn sich die Kirche aufder 
einen Seite gegen Rassismus und Unter- 
drückung engagiert, andererseits dann 
aber Vertretern dieser Politik ein Forum 
bietet. 

Mit einer gut vorbereiteten politischen 
Aktion ist es gelungen, der IGFM dieses 
Forum zu entziehen. Die Veranstaltung 
wurde umfunktioniert zu einem Tribunal 
gegen die IGFM unter reger Beteiligung 


des Publikums. Daß es dabei anfangs zu 
Gerangel kam, lag an der starren Unein- 
sichtigkeit des Veranstaltungsleiters Hu- 
ber, der persönlich gekränkt sich das ge- 
klaute „Eröffnungswort“ zurückergattern 
wollte. Die voneiner Theatergruppe vorbe- 
reiteten Dankesworte der Repräsentanten 
verschiedenster konterrevolutionärer 
Gruppen wie der nicaraguanischen Con- 
tras,der UNITA oderderRENAMO anih- 
re Freunde und Unterstützer auf dem Po- 
dium (Ziegler und Kirschnereit) konnten 
aufgrund des Gerangels um die Plätze auf 
dem Podium leider nicht gehalten werden. 
Die ’freundschaftliche Umarmung’ durch 
einen dieser Contras veranlaßte Ziegler je- 
doch, den Raum schnellstens zu verlassen, 
Sodeutlich und in aller Öffentlichkeit woll- 
te er sich nun doch nicht der gemeinsamen 
Bande überführen lassen. 


Die politische Niederlage für 

die IGFM 

Durch die Aktionund vorallemdasdanach 
folgende politische Tribunal gegen die 
IGFM sowie durch die intensive Öffent- 
lichkeitsarbeit im Vorfeld der Veranstal- 
tung ist die Rechnung der IGFM nicht auf- 
gegangen. Ihre Hoffnung war, ähnlich wie 
nach dem Frankfurter Kirchentag, als Op- 
fer eines ungerechtfertigten Angriffs von 
den Medien hinterher politisch aufgewer- 
tet zu werden. Das ist mißlungen. 

Selbst dierechte Presse unterließesinih- 
rer Berichterstattung über die Veranstal- 
tung, für die IGFM eine Verteidigungsrede 
zuhalten. Die gegen sie benannten Vorwür- 
fe gingen bundesweitdurchdie Medien und 
damit dürfte ihr Menschenrechts-Image 
deutlich angekratzt sein. Sich fortan in Dis- 
kussionen auf Recherchen bzw. Argumen- 
tationen der IGFM zu beziehen, dürfte z.B. 
den Spezies aus der CDU/CSU schwerer 
fallen. 

Daß dabei natürlich gegen die Aktivist- 
Innen der Aktion z.T. übelst gehetzt wurde 
(„150 Autonome in Kampfanzügen“)istlo- 
gischer Ausdruck der politischen Verhält- 
nissehier und darf den Erfolgder Aktionin 
keinster Weise abwerten. 


AutorInnen-Kollektiv CoCo-Piranhas 


Quellen: 

I Die'Contra Connection. Die internationalen Contra- 
macher und ihre bundasdeutschen Heffer, Konkret 
„Uiteratur Verlag, Hamburg 1988 

I Propagandisten des Krieges — Hintermänner der 
Contra. IGFM. Eine Dokumentation, Arbeitskreis 
Nicaragua, Ffm, erh. über Informationsbüro Nicara- 
gua, Wuppertal 

I Kurzbaricht zur JHV 1988. IGFM, Deutsche Sektion, 
6 Ffm. Kaiserstr. 72 

I Inforundbrief Lateinamerika. Juni 1988, IGFM 

I Christen im Widerstand — Eine Reise zur SWAPO, 
Initiative 435 — Namibia. Kleiansring 64, 4 Düssel- 
dorf 60 

EB Die Wahrheit, Berlin 28.12.88 

B Für die Menschenrechte, 2/89 
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"Tumult in Halle 25’ 


Die IGFM und der evangelische Kirchentag 


om 7.bis 11. Juni 1989 fand in Ber- 
lin-West die alle zwei Jahre angesag- 

te Große Berliner Zeltmission statt, 
landläufigbekannt als Deutscher Evangeli- 
scher Kirchentag (imfolgendenKirchentag 
=KT). Das Ereignis wurde mit Formulie- 
rungen wie „Evangelisches Woodstock“ 
(taz, 12.6.89; ein Hohn auf alle, die Wood- 
stock erlebten), „Langeweile der Mittelklas- 
se“ (ebenda), „nachdenklicher Kirchentag“ 
(Stuttgarter Zeitung, 12.6.89), „Mein Gott, 
mein Gott, was bin ich betroffen.“ (Protest, 
Nr. 4, 10.6.1989, Zeitung der Evangeli- 
schen Studentengemeinde zum Kirchen- 
tag) bedacht. Doch um eine grundsätzliche 
Auseinandersetzung mit den Evangeli- 
schen Kirchentagen solleshiernicht gehen. 
Es geht um „Eier, Gewalt und Halleluja“ 
(Welt, 12.6.89), den „Tumult in Halle 25“ 


(Zeit, 15.6.1989), die Verhinderung einer . F. 


Veranstaltung der „Internationalen Gesell- 

schaft für Menschenrechte“ (IGFM) auf 

diesem 23. Deutschen Evangelischen Kir- 
chentag. 

Die Feststellung, daß eine Veranstaltung 
der IGFM und nicht etwa über die IGFM 
verhindert wurde, führt unmittelbar zu 
dem hier abzuhandelnden Thema: das Ver- 
halten der Kirchentagsleitung in den Aus- 
einandersetzungen um die IGFM. Folglich 
wird hier auch nicht auf die Geschichte und 
Politik der IGFM eingegangen (siehe dazu 
voranstehenden Artikel), sondern ausge- 
gangen von der Erkenntnis, 

— daßdieIGFM in der Traditionderrussi- 
schen Konterrevolution steht; 

— eine Nachfolgeorganisation von Nazi- 
Kollaborateuren während des Zweiten 
Weltkrieges in den besetzten Gebieten 
in der Sowjetunion ist; 

— eine wichtige Rolle spielt im Netzwerk 
der „schwarzen Internationale“, in der 
psychologischen Kriegsführung gegen 
realsozialistische Regierungen, die san- 
dinistische Regierung in Nicaragua und 
die Befreiungsbewegungen; 

— mithin eine Organisation der weltweiten 
Aufstandsbekämpfung ist, spezialisiert 
in der Instrumentalisierung der Men- 
schenrechtsfrage, und mit Fug und 
Recht als konterrevolutionär, reaktio- 
när, faschistisch bezeichnet werden 
kann. 


die Mena. „ech? 
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3 
Protest gegen IGFM in Berlin 


Zum Verhalten der Kirchentagsleitung 

gegenüber dieser dergestalt charakterisier- 
ten Organisation ist dann festzuhalten: Der 
IGFM auf dem KT ein Forum zur Selbst- 
darstellung zu bieten, überschreitet die 
Grenzen des Piuralismus und der Tole- 
ranz, deren sich die Kirchentagsleitung 
rühmt. Wo, bitte, wenn nicht z.B. hier wird 
der „Rahmen des Kirchentages gesprengt, 
der ... auf einer Bereitschaft zum Dialog ... 
beruht.” (Frankfurter Rundschau, 
12.6.89). Eben dort, wo eine Organisation 
toleriert wird, die nur deshalb nicht wegen 
Volksverhetzung und als NS-Nachfolgeor- 
ganisation geahndet wird, weilsie geschickt 
vorgeht und weil die Staatsmacht hierzu- 
lande aufdem rechten Auge blind ist— und 
nicht dort, wo IGFM-GegnerInnen ihre 
Auftritte zu verhindern versuchen. 


Aber selbst wenn wir den Kirchentags- 
Pluralismus fast grenzenloser Beliebigkeit 
akzeptieren, war das, was die KT-Leitung 
den 5 bis 6.000 in Halle 25 geströmten In- 
teressentInnen servieren wollte, allesande- 
re als pluralistisch: da sollten also die Her- 


eualt 


Foto: A. PROWO 


ren Ziegler vonderIGFMundKirschnereit 
von den „Christen für Partnerschaft statt 
Gewalt“ nicht ihre persönliche Meinung 
zum besten geben, sondern ihre Institutio- 
nen vertreten. Auf der anderen Seite: Theo 
van Bouven, Christine Lienemann, Werner 
Lottje und Peter Höffkes als ExpertInnen 
bzw. „Anwältedes Publikums“ als vier Indi- 
viduen, nicht etwa als VertreterInnen der 
Evangelischen Kirche Deutschlands 
(EKD), mit der sie nämlich alle vier institu- 
tionell verbunden sind. Im Klartext: wäh- 
rend die Kirchentagsleitung der IGFM als 
Institution das Wort erteilt, drückt sie sich 
darum, als Teil der Institution EKD selber 
Stellung zu nehmen. Vollends lächerlich 
wird der Anspruch des Pluralismus, wenn 
man weiß, daß die Journalistin Gisela Alb- 
recht als „Anwältin des Publikums“ ersetzt 
wurde durch einen Parteipolitiker, den 
CSU-Bundestagsabgeordneten Höffkes. 
Und dann die feige Erklärung des Vor- 
gangs: Frau Albrecht seinicht rauskomple- 
mentiert worden, sondern hätte sich frei- 
willig zurückgezogen — eben nachdem die 
IGFM deutlich gemacht hatte, Frau Alb- 
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recht nicht akzeptieren zu wollen, und auf 
Höffkes insistierte. Das Rückgrat, das Frau 
Albrecht bewies, indem sie die Unterstel- 
lung, sie sei voreingenommen, durch Nicht- 
Teilnahme zurückwies, fehlt der Kirchen- 
tagsleitung — ein traditionsreicher Vor- 


gang. 


Der KT wird sich vor lauter Nett-sein- 
miteinander nicht ewig darum drücken 
können, die Grenzen kirchlicher Toleranz 
zu definieren. Viele ChristInnen, die ander 
Aktion gegen die IGFM teilnahmen bzw. 
sie begrüßten, haben im übrigen die Gren- 
zen christlicher Toleranz definiert. Der KT 
wird z.B. die Frage beantworten müssen, 
die in der „Zeit“ gestellt wird (15.6.1989) 
„Wird sich das Kirchentagspräsidium zu ei- 
. nem solchen Kompromiß (gemeint ist, die 
IGFM vom Markt der Möglichkeiten zu 
verbannen, ihr dafür aber ein Podium zur 
Verfügung zu stellen) auch durchringen, 

wenn sich für das nächste Protestantentref- 
fen eine christlich verbrämte ausländer- 
feindlicher Initiative bewerben sollte?“Eine 
aktuelle Frage — auch noch 50 Jahre nach 
jener Zeit in der evangelischen Kirchenge- 
schichte, indermansich vornehmlichinder 
„Bereitschaft zum Dialog“ mit derfaschisti- 
schen Staatsmacht übte. 


Auf dem Kirchentag vor zwei Jahren in 
Frankfurt, als die IGFM schon einmal mas- 
siv angegriffen wurde, mag die Frage nach 
den Beweisen gegen sie vielleicht noch be- 
rechtigt gewesen sein. Damals schon wur- 
den aber Beweise vorgelegt. Zwischenzeit- 
lich haben Vertreterinnen des Kirchenta- 
ges festgestellt, daß diese von der IGFM 
nicht widerlegt werden konnten, und die 
„Zeit“ (15.6.89) schreibt: „Einige Angehö- 
nige der IGFM, die sich ebenfalls äußerten, 
gingen auf diese Vorwürfe nicht ein.“ 

Aber selbst wenn man der Kirchentags- 
leitung noch Unwissen konzidieren wollte, 
stellte sich schon damals und heute ver- 
stärkt die Frage: Unwissen aus Naivität 
oder weil man nicht wissen will, was den 
Frieden, in dem rechte Herrschaft in der 
Kirchenhierarchie ausgeübt wird, stören 
könnte. 


In der Tat: die kirchliche Arbeit wird seit 
vielen Jahren vom Treiben der IGFM un- 
gleich stärker tangiert als etwa die Arbeit 
der internationalistischen Solida- 
ritätsgruppen, die endlich den Kampf ge- 
gen die IGFM aufgenommen haben. Bi- 
schof Tutu in Südafrika z.B., dessen Arbeit 
die EKD moralisch und materiell unter- 
stützt, wird von den „Christen für Partner- 
schaft statt Gewalt“, die mit der IGFM zu- 
sammen das Kirchentagspodium bestrei- 
ten sollten, ständig als Kommunist diffa- 
miert — bekanntlich die höchste Form der 
Stigmatisierung einer Person hierzulande 
und, schlimmer noch, Wasser auf die Müh- 
len des mörderischen südafrikanischen Re- 
gimes. 


Mit Hilfeder IGFM und der „Internatio- 
nalen Arbeitsgemeinschaft Freiheit und 
Demokratie“ (IAFD), braunes Fallobst 
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Die Veranstaltung wurde umfunktioniert... 


vom selben Stamm des hiesigen Contra- 
Netzwerkes, wird seit Jahren versucht, 
Esteban Gonzalez von der „Permanenten 
Menschenrechtskommission“ (CPDH) aus 
Nicaragua bei den kirchlichen Hilfswerken 
hoffähig zu machen. Seine Lügengeschich- 
ten über angebliche systematische Men- 
schenrechtsverletzungen durch die sandi- 
nistische Regierung haben Esteban Gonza- 
lez weltweit disqualifiziert. Als aber 1987 
„Brot für die Welt“ dankend auf ein Ge- 
spräch mit ihm verzichtete, jaulten er und 


seine bundesrepublikanischen Helfershel- . 


fer auf. 

Die Kirchentagsleitung und sicherlich 
die Mehrheit der KT-BesucherInnen hal- 
ten ein Auftreten der IGFM für gerechtfer- 
tigt, weil man nach allen Seiten ge- 
sprächsbereit sein müsse. 


So positiv die Rolle des KT in vielen ge- 
sellschaftlichen Diskussionen in der Bun- 
desrepublik in den letzten Jahren war, so 
unverkennbar ist auch, daß die beliebige 
Gesprächs- und Dialogbereitschaft ein 
zentraler Mechanismus der Vernebelung 
tatsächlicher gesellschaftlicher Verhältnis- 
se ist. Innerhalb der Gesellschaft werden 
damit Klassengegensätze verschleiert, in- 
nerhalb der Kirche die Tatsache, daß eben 
in der „Volkskirche“ Platz für alle ist, an ih- 
ren Schalthebeln aber nur für Konservative 
und Rechte, Der Erfolg dieser Vernebe- 
lungstechnik liegt darin begründet, daß das 
zwischenmenschliche und christliche Ge- 
bot, gesprächsbereit zu sein, auch mit dem 
Gegner zu reden, aufgesellschaftliche Aus- 
einandersetzungen übertragen wird. Das 
wird aufdemKT praktiziert, aber z.B.auch 
im sogenannten Dialogprogramm der 
EKD. Die verheerenden Folgen auf die Ju- 
gend, die seit Jahren zur Gruppendynamik 
(der Lehrling z.B. soll Verständnis haben 
für den Meister und den Unternehmer als 
Menschen und darob die Charaktermas- 
ken des Kapitals, die ihm im betrieblichen 


Alltagentgegentreten, vergessen, usw.) und 
nicht zur gesellschaftlichen Kritikfähigkeit 
erzogen wird, konnte man auch auf dem 
letzten Kirchentag im Zusammenhang mit 
dem IGFM-Skandal exemplarisch sehen: 
„Unmittelbar im Anschluß (an Tomas Bor- 
ges Beitrag auf dem Lateinamerika-Fo- 
rum) hoben Tausende spontan die Hand für 
die Durchführung der Podiumsdiskussion 
mit der rechten IGFM.“ (taz, 12.6.1989). 
Und die „Zeit“ hat richtig beobachtet 
(15.6.89), daß in Halle 25 Beiträge der 
IGFM-Gegner ebenso „stark beklatscht“ 
wurden wie Kritiken an ihrem Vorgehen. 


Gesprächsbereitschaft mit dem Näch- 
sten, Verhandlungen auch mit dem politi- 
schen Gegner sind also etwas anderes, als 
per sogenannter Podiumsdiskussion den 
falschen Anschein zu erwecken, an selbiger 
würden gleichermaßen honorige Ge- 
sprächspartner teilnehmen, undetwasganz 
anderes, als der IGFM auf diese Artein Fo- 
rum zur Selbstdarstellung zu verschaffen. 

Die Gesprächsbereitschaft der IGFM- 
Gegner mit der Kirchentagsleitung gab es 
und sie wurde auch bis kurz vor der geplan- 
ten Veranstaltung signalisiert,abermanzog 
es offensichtlich vor, mit der IGFM zu dia- 
logisieren, noch am Tag zuvor mit ihr die 
Vorgehensweise durchzusprechen, wäh- 
rend man gleichzeitig versuchte, die Pläne 
der IGFM-Gegner auszuspionieren. 


Als liberal und linksliberal geltende Per- 
sonen im Umfeld des KT machten geltend, 
bei der Podiumsdiskussion solle die IGFM 
entlarvt werden. 

Dasist nicht glaubhaft. Die EKD hat sich 
jahrelang davor gedrückt, die IGFM zuent- 
larven, sie öffentlich zu kritisieren, obwohl 
sie von ihren Machenschaften betroffen ist. 
Die EKD weiß auch, daß es viele Mittel 
gibt, die IGFM zu entlarven; ihr aber eine 
Plattform zu geben, gerade das untaug- 
lichste ist. Das ist sonnenklar, wenn man 


„. zu einem Tribunal gegen die IGFM 


z.B. den vorbereiteten Beitrag von IGFM- 
Ziegler in der unvermeidlichen „Welt“ 
(13.6.89) nachliest. Da wird nicht auf kon- 
krete Vorwürfe eingegangen, sondern mit 
dem Gemeinplatz von der Unteilbarkeit 
der Menschenrechte hantiert und falsche 
Behauptungen aufgestellt (z.B. man habe 
sich für Opfer der Contra-Söldner einge- 
setzt) und der unsägliche Brei serviert, den 
wir aus derbürgerlichen Faschismus-Theo- 
rie kennen, bei der links und rechts gleich- 
gesetzt wird, um als allein demokratisches 
Weltkind in den Mitten gerieren zu kön- 
nen.: „In der Regierung Südafrikas gibt es 
keine Schwarzen, in der Regierung der So- 
wjetunion gibt es keine Christen und in den 
Regierungen der DDR und der Volksrepu- 
blik China gibt es keine Demokraten.“ Hat 
Herr Kohl nicht vor einiger Zeit von Kon- 
zentrationslagerninder DDR gesprochen? 


Die Kirchentagsleitung und wiederum 
wohl die Mehrheit der KT-BesucherInnen 
befürchteten, mit der Verhinderung der 
IGFM-Veranstaltung werde diese aufge- 
wertet, unnötigerweise zum Märtyrer ge- 
macht. 


Unbeschadet der Tatsache, daß dies das 
Kalkül der IGFM war, was aber nicht auf- 
ging, weil Ziegler sich recht unlädiert zu- 
rückziehen konnte, greift dieses Argument 
zu kurz. Zunächst mal sollte die IGFM 
durchdie geplante Podiumsdiskussion auf- 
gewertet werden. Ob sie durch die Verhin- 
derung selber aufgewertet worden ist, 
bleibt allemal noch abzuwarten. Auf dem 
Markt der Möglichkeiten wardie IGFM ei- 
ne von 700 Gruppen; als Gruppe, die ein 
Publikum von 5-6.000 ZuhörerInnen be- 
kommt, wäre sieeineunter wenigen privile- 
gierten gewesen. Der KT hat dies durchaus 
auch gesehen und in einem Brief an die 
IGFM so geäußert. Umgekehrt werden in 
allen Medien, die über den „Eklat in der 
Halle 25° (Berliner Morgenpost, 
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11.6.1989) berichteten, die Vorwürfegegen 

die IGFM genannt, aber keine Argumente 
zu ihrer Entlastung gebracht. Esgabinden 
Medien genau wie unterden TeilnehmerIn- 
nen der Veranstaltung Kritik am Vorgehen 
der IGFM-Gegner, aber wie gesagt keine 
Verteidigung der IGFM-Politik. Vermut- 
lich ist den IGFM-Gegnern mit dieser Ak- 
tion ebenso viel Aufklärungüber dieIGFM 
gelungen wie der EKD in vielen Jahren. 
Außerdem: 


— Das Gespenst der unfreiwilligen Auf- 
wertung von Reaktionären wird immer 
an die Wand gemalt, wenn wir offen ge- 
gen sie vorgehen. Diederlei Befürchtun- 
genhegen, scheinen aber keinen Gedan- 
ken darauf verschwenden zu wollen, wie 
man anders dem Faschismus Einhalt ge- 
bieten soll. Auch können sie anschei- 
nend nicht sehen, daß der öffentliche 
Protest und Widerstand gegen die Reak- 
tion vereinbar ist mit der beharrlichen 
ArbeitanderBasis,diedenrechtenEin- 
fluß in den Köpfen der Menschen zu- 
rückdrängen will. Für die IGFM-Geg- 
ner gehört das zusammen: offen und öf- 
fentlichdie IGFM angreifen und mit den 
zumeist jungen MitarbeiterInnen und 
SympathisantInnen reden. 

— Daß man mit militanten Aktionsformen 
hierzulande eine schlechte Presse hat, 
wissen wir seit vielen Jahren. Aber un- 
sere Presselandschaft wird auch nicht 
weniger monopolisiert und von konser- 
vativen und rechten Positionen bec-. 
herrscht, wenn wirzu Hausebleibenund 
nichts tun. 


Also: keine Krokodilstränen vergießen 
über mutmaßliche Aufwertung von IGFM 
und anderen Rechtskartellen; lieber mit- 
helfen, sie mit den uns zur Verfügung ste- 
henden Mitteln ideologisch und materiell 
zu bekämpfen. 


Wie ist diegegenüberderIGFM soüber- 
aus gesprächsbereite Kirchentagsleitung 
mit den IGFM-Gegnern umgegangen? 

Im Vorfeld hat sie sie schlicht wie unge- 
zogene Kinder, unberechenbare Störer be- 
handelt. So wurde der IGFM eine Teilnah- 
me am Markt der Möglichkeiten nicht etwa 
aus prinzipiellen Gründen untersagt, aus 
der Erkenntnis, daß die Vorwürfe gegen sie 
stimmen und es nach Auffassung der EKD 
keinen Platz für Revanchisten, Apartheid- 
Sympathisanten und Contra-Freunde ge- 
ben kann, sondern aus pädagogischen 
Gründen. Die Absage sei „ein methodisch- 
didaktischer Beschluß, kein theologischer 
und politischer“ (taz, 27.5.1989). Liebe Kir- 
chentagsleitung: die Verhinderung der ' 
IGFM-Veranstaltung war eine didaktische 
Maßnahme. Das Lernziel: Ihnen deutlich 
zu machen, daß Sie keine „Störungen“ zu 
befürchten haben, wenn Sie mal selber den 
Mut aufbringen, die IGFM rauszuschmei- 
Ben. 


Die Kirchentagsleitung, die so manche 
Stunde mit den IGFM-Mitgliedern zusam- 
mensaß, suchte das Gespräch mit ihren 
Gegnern nicht, sondern versuchte es mit 
Einschüchterungen: Gruppen, die seit Jah- 
ren offen gegen die IGFM arbeiten, wurde 
gedroht, wenn sie sich an „Stöningen“ be- 
teiligten, würden sie vom Markt der Mög- 
lichkeiten ausgeschlossen. 

Das übelste Stückchen an Manipulation 
und Demagogie gegen die IGFM-Gegner 
leistete sich aber ausgerechnet Pfarrer Uwe 
Seidel, der jahrelange Protagonist der La- 
teinamerika-Foren und der dort stattfin- 
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denden Aktivitäten in Solidarität mit dem 
befreiten Nicaragua. Er stieg am Latein- 
amerikatag in genau jene Niederungen 
westdeutscher „Demokratie“, wo unabläs- 
sig gewählt und abgestimmt wird, just um 
demokratische Willensbildung auf der 
Grundlage mündiger und kritischer Mei- 
nungsbildung zu verhindern. 


An besagtem Lateinamerika-Tag, an 

dem bekanntlich an prominenter Stelle To- 
mas Borge teilnahm, befahl Uwe Seidel zu- 
nächst den in Halle 25 anwesenden Mittel- 
amerikagruppen, Flugblätter gegen die 
IGFM wegzupacken — worauf sie sich ein- 
ließen. Sodann, als die Zeltmissionsstim- 
mung schon ordentlich am Kochen war, die 
Tausende von Anwesenden echt gut drauf 
und total lieb zueinander waren und der 
Verstand nach und nach in den Stimmbän- 
dern der singenden Menge verschwand, 
hoberunvermittelt an, zulamentieren über 
finstere Kräfte, die diese Harmonie stören, 
die zwei Tage später angesetzte IGFM-Ver- 
anstaltung verhindern wollten. Noch ehe 
das Publikum realisieren konnte, von was 
er eigentlich sprach, ohne das elementare 
Gebot der Gegenrede auch nur einen Au- 
genblick lang zu erwägen, ließ er per Ab- 
stimmung ein Meinungsbild für die Durch- 
führung der umstrittenen IGFM-Veran- 
staltung herstellen. Mit vollem Erfolg na- 
türlich. Das hat mit Demokratie absolut 
nicht und mit Demagogie alles zu tun. Ein 
Mann, der Zeit seines Lebens als Pfarrer 
vor großen Gruppen gesprochen hat und 
der wissen muß, an welche deutsche Tradi- 
tion ermit solchen Methoden anknüpft, hat 
dies nicht naiv getan, sondern bewußt und 
gezielt. 


Die IGFM-Gegner kannten derlei Ma- 
nipulationen schon vom Kirchentag 1987, 
als man sie gegen ihren erklärten Willen in 
eine Podiumsdiskussion, an der die IGFM 
teilnahm, verwickeln wollte und ihnen den 
Schwarzen Peter der Dialog-Verweigerer 
zuschob. Deshalb rechneten sie damit, daß 
dieses Jahr Kirchentagspräsident Huber 
dasselbe Spielchen versuchen würde, näm- 
lich schnell und ohne Information und Dis- 
kussion eine Abstimmung zu ungunsten 
der IGFM-Gegner herbeizuführen. Des- 
halb gab es das Gerangelum das Mikrofon, 
das die „Welt“ en 989) in Schillerschem 
Versmaß beschrieb: „... verweigert es Hu- 
bers bittender Geste...“ 

Ich ergänze: Hohn sprechend auf Gottes 
Burg, die feste. 

Immerhin gelangesihmnoch, dieMenge 
zum Halleluja-Singen aufzurufen: alle, die 
für die Fortsetzung der Veranstaltung wie 
vorgesehen seien, sollten singen. Das ge- 
schah dann auch und führte zu einer ge- 
spenstischen Situation: in der Halle die sin- 
genden Massen, auf dem Podium Demon- 
strantInnen mit hochgehaltenen Transpa- 
renten, dahinter das Gerangel um das Mi- 
krofon. Kontemplativität aufdem Kirchen- 
tag: während sichdie WeltmenschenzuLei- 
be rücken, singt der Christ in sich hinein. 
Mit Mühe gelang es, den Singsang ausklin- 
gen und die Diskussion anheben zu lassen 
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Dubiose Organisationen 


und selberverständlich bekam Herr Huber 
das Mikrofon, nachdem er zugesagt hatte, 
weitere Manipulationsversuche bleiben zu 
lassen. 

Um die Verantwortung für den „Skandal 
in Halle 25“ festzulegen, muß abschlie- 
Bend klar gesagt werden: sie liegen bei der 
Veranstaltungs- und Kirchentagsleitung. 
Sie waren lange genug und lange vorher 
darauf aufmerksam gemacht worden, daß 
man eine solche Veranstaltung nicht zulas- 
sen würde. Man ließ die Kirchentagsleitung 
auch indirekt und in etwa wissen, was ge- 
plant war:es gingum Aufklärung, Informa- 
tion, Diskussion über die IGFM und nicht 
um Konfrontation mit der Veranstaltungs- 
leitung. Kaum hatte aber ein Sprecher der 
IGFM-Gegner ein Mikrofon genommen, 
griff die Veranstaltungsleitung massiv und 
mit physischer Gewalt ein und löste damit 
das vorübergehende Gerangel aus. 

Es muß auch festgestellt werden: nicht 
Herr Huber, dersichkopflosan das Autori- 
tätssymbol Mikrofon klammerte, nicht die 
hilflosen Pfadfinder, die man recht verant- 
wortungslos an die Front geschickt hatte, 


und nicht das übrige Kirchentagspersonal, F 


das auf „seiner“ Veranstaltung beharren 
wollte, haben die Situationen deeskaliert, 
sondern die IGFM-Gegner. In der Tat ging 
es ihnen darum, aus einer Schaubühne für 
die IGFM eine Diskussionsveranstaltung 
über die IGFM zu machen, und nicht dar- 
um, unartikuliert zu stören. Das war kir- 
chentags-inadäquat und deshalb schloß 
Herr Huber die IGFM-Gegner auch so- 
gleich und an Ort und Stelle vom Kirchen- 
tag aus ommunizierung heißt das bei 
den Katholiken). Auf Wunsch der anwe- 
senden IGFM-Mitglieder erklärte er die 
Veranstaltung für beendet und die „Störer“ 
zu Eindringlingen, die rein gar nichts mit 
dem KT zu tun hätten. Ersteres war eine 
rhetorische Übung, um sich gleich mal ge- 
gen jene abzusichern, die ihm später vor- 
werfen würden, eine Gegenveranstaltung 
zugelassen zu haben. Letzteres ist papi- 
stisch: der Herr Huber bestimmt, wer zum 
Kirchentag gehört und wer nicht. Dabei ar- 
beitet ein Gutteilder Leute, die an der Ak- 
tion teilnahmen oder sie im Verlaufe der 
Diskussion mit Beiträgen und Beifallsbe- 
kundungen unterstützten, seit Jahren in 
Dritte-Welt-Gruppen auf dem Markt der 
Möglichkeiten mit. 

Der rhetorische Ausschluß der IGFM- 
Gegner ist die logische Konsequenz einer 
Kirchentagspolitik, die keine Mühe und 
nun eben auch keinen „Eklat“ gescheut hat, 
die IGFM einzuschließen. 

Nach dem sattsam bekannten Muster 
vom bösen Feind, der von außen kommt, 
wird es nicht beim rhetorischen Ausschluß 
bleiben. Wie man hört, ist der „Ausschuß 
fürentwicklungsbezogene Bildungund Pu- 
blizistik“ der EKD angewiesen worden, zu 
überprüfen, ob unter seinen Zuschußemp- 
fängern nicht etwa schwarze Schafe aus 
dem Spektrum ‚der IGFM-Gegner sind. 
Aber es ist noch nicht aller Tage Abend, 
und für Christen ist es nie zu spät zur Um- 
kehr. 

Ulf Baumgärtner 
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„Irotz der gefährlichen Situation zeigen wir andere, 


Videofilme aus 
und über Südafrika 


Der Medienwerkstatt Freiburgist esgelun- 
gen aufdemletztjährigen Videoforumneue 
Produktionen zu Südafrika vorzustellen, 
die auf dem Forum große Beachtung fan- 
den. 

Aufmerksamkeit verdienen vor allem 
die Filme von zwei Gruppen von Filmema- 
chern: die Gruppe AFRAVISION und die 
Leute von der Werkstatt VARAN, 

Die Gruppe AFRAVISION aus Johan- 
nesburg, ein Zusammenschluß von dreiFil- 
memachern, haben in den letzten drei Jah- 
ren viele Beiträge über Leben, Alltag und 
Organisation im Widerstand gegen das 
Apartheidsregime in Pretoria produziert. 
Für die Opposition sind diese — in der Re- 
gel 10 bis 15 minütige Filme — zueinembe- 
deutenden Stück Gegenöffentlichkeit an- 
gesichts des Ausnahmezustandes gewor- 
den. 

Ein Teil dieser Filme wurde von der Me- 
dienwerkstattindrei Kassetten zusammen- 
gefaßt und kann bei ihnen in der deutschen 
Fassung ausgeliehen werden. 


AFRAVISION Band I, 49 Min. 

Railway Worker’s Strike 

Südafrika 1987, 19 Min. 

1987. Die staatliche Transportgesellschaft 
SATS feuert einen Arbeiter, Das Ereignis 
bringt eine Lawine ins Rollen. Dem illega- 
len Streik der Eisenbahnarbeiter schließen 
sich später auch die Postarbeiter an. Im 
Laufe der Ereignisse entzündet sich eine 
Hetzkampagne gegen den Gewerkschafts- 
verband COSATU, dessen Zentrale von 
zwei Bomben zerstört wird. Trotzdem hal- 
ten die Arbeiter ihren Streik durch und 
können ihre Forderungen durchsetzen. 


Miner’s Strike 

Südafrika 1987, 17 Min. 

Am 9. August legten in Südafrika 340.000 
Bergarbeiter ihre Arbeit nieder. Dies war 
der Beginndesbisher größten Streiksinder 
Geschichte des Landes. Der Film begleitet 
diesen Arbeitskampf, die Aktionen, Dis- 
kussionen und Strategien der Arbeiter im 
Kampf um die Verbesserung ihrer Lebens- 
und Arbeitsbedingungen. 


Transvaal Alloys 

Südafrika 1984, 13 Min. 

Arbeitskämpfe im Werk eines deutschen 
Konzerns. Die Entlassenen berichten über 
ihre desolaten Arbeits- und Wohnbedin- 
gungen im Werk und über die hoffnungslo- 
se Lageim Homeland Lebowa, der Endsta- 
tion einer Reservearmee von Lohnarbei- 
tern, die der rechtlich abgesicherten Will- 
kür auch ausländischer Unternehmer 
kaum etwas entgegensetzen kann. 


AFRAVISION Band Il, 49 Min,, engl. Ori- 
ginalfassung (erst ab Oktober 1989 in 
deutscher Fassung erhältlich) 

Chief Ampie Mayisa 

Südafrika 1986, 17 Min. 

Den Begriff von der „Gewalt Schwarzer ge- 
gen Schwarze“, wie er von der südafrikani- 
schen Regierunggeprägt wurde, ist auchins 
Vokabular hhiesiger Nachrichtensendungen 
kommentarlos eingegangen. Das Video 
zeigt die Hintergründe von Überfällen 
schwarzer Jugendlicher auf die Gemeinde 
Leandra, den Mord an Chief Ampie Mayi- 
sa: Polizeistrategien, die den zähen Wider- 
stand gegen die Zwangsumsiedlung eines 
ganzen Dorfes mürbe machen sollen. 


Alexandra Township 

Südafrika 1986, 32 Minuten 

Alexandra Township grenzt im Nordwe- 
sten von Johannesburgan die wohlhabend- 
sten Vorstädte Südafrikasan. Alexandra ist 
ein Slum, indem 200.000 Menschenleben. 
Es gibt nur zwei geteerte Straßen, keine 
Stromversorgung und keine Kanalisation. 
Dochesgibtdie „AlexandraHealth Clinic“, 
die sich bemüht, in enger Zusammenarbeit 
mit den Bewohnern von „Alex“ eine Ge- 
sundheitsversorgung aufzubauen und die- 
se zu einem Modell für ein Gesundheitssy- 
stem im zukünftigen Südafrika zu entwik- 
keln. In diesem Bericht kommen u.a. Ver- 
treter der Bürgerinitiativen von „Alex“ zu 
Wort, die darauf hinweisen, wie eng der 
Einsatz der Mitarbeit der Klinik mit dem 
Kampf gegen die Apartheid verknüpft sein 
muß. 


AFRAVISION, Band III, 52 Min., engl. 
Originalfassung (erst ab Oktober 1989 in 
deutscher Fassung erhältlich) 

Women Awake 

Südafrika 1986, 17 Min. 

Die Situation der Frauen in Südafrika, ihre 
doppelte Arbeit als Mütter und Lohnab- 
hängige, ihre doppelte Unterdrückung als 
Frauen und als Nicht-Weiße wird gezeigt. 
Trotz der strukturellen Vereinzelung— ein 
Großteil arbeitet unter unmöglichen Be- 
dingungen im Haushaltsbereich — versu- 
chen sich die Frauen in Gewerkschaften zu 
organisieren. 


Hillbrow — Twilight Zone 

Südafrika 1987, 18 Min. 

Hillbrow, Zentrum Johannesburg, ist twi- 
lightzone. Hier wohnen Schwarze und Wei- 
Be in unmittelbarer Nachbarschaft. In letz- 
ter Zeit versucht die Regierung, auch hier 
den Group Areas Act, ein Herzstück der 
Apartheidspolitik, das Schwarzen und 
Weißen strikt getrennte Wohngebiete vor- 
schreibt, mit Gewalt durchzusetzen. Doch 
die Bewohner haben sich organisiert und 
sind entschlossen, sich nicht in die Towns- 
hips vor der Stadt abschieben zu lassen. 


genauere Bilder“ 


Media 

Südafrika 1986, 17 Min. 

Der Film zeigt, wie ein engagierter Journa- 
list unter den Notstandsbestimmungen zu 
arbeiten versucht. Der Zuschauer wird 
Zeuge, wie ein Zeitungsbericht über einen 
Jugendlichen entsteht, der während der 
Haft schwer mißhandelt wurde. 


% 


Von zwölf jungen Leuten aus der Werk- 
statt VARAN in Johannesburg stammen 
neun Kurzfilme, die sie unter dem Titel 
„Südafrikanische Gesichter“ öffentlich 
machten. Die „Association Varan“ ist eine 
Gruppe von Filmemachern und Pädago- 
gen, die seit Jahren vom französischen Au- 
Benministerium unterstützt werden, um in 
Ländern der Dritten Welt mit den Werk- 
stätten „Varan“ Nachwuchsförderung be- 
treiben zu können. 


Südafrikanische Gesichter 

VARAN, Johannesburg, Südafrika 1987, 
100 Minuten, deutscher Untertitel 

Die jungen Filmemacher berichten in 
„Südafrikanische Gesichter“ aus ihrem ei- 
genen Leben und ermöglichen damit einen 
direkten Einblick in eine Realität, die wir 
sonst nie zu sehen bekommen. Keine lan- 
gen Reden, keine Sensationsmeldungen, 
keine spektakuläre Gewalt. Z.B. zeigt einer 
der neun Kurzfilme alte Menschen, die alle 
zwei Monate ab drei Uhr nachts Schlange 
stehen und auf die Auszahlungihrer kargen 
Rente warten — in der Kälte frierend. 
Schwarze bekommen in Südafrikadie Ren- 
te nicht überwiesen. 

Ein anderer Kurzfilm „Process“ be- 
schreibt ein Zentrum für Kinder, die vorher 
aufder Straße lebten und nunein neuesZu- 
hause gefunden haben. DreiderneunFilme 
gehen auf die rechtsextremistische AWB 
(Afrikanische Widerstandsbewegung) ein, 
die an ihrer burischen Tradition festhält. In 
ihrer Machart sind die Filme entlarvend 
und eignensich aucheinzelnen für den Ein- 
satz im pädagogischen Bereich. 

Leider wurde der Verleihpreis von der 
französischen Vertriebsgesellschaft auf 
100,- DM festgesetzt, was einige Interes- 
senten abschrecken dürfte. 


Ansonsten beträgt die Leihgebühr je nach 
Länge der Filme: 

20,- DM bei Filmen bis 20 Min. 

35,- DM bei Filmen bis 40 Min. 

50,- DM bei Filmen über 40 Min. 


Verleihadresse: 
Medienwerkstatt Freiburg 
Konradstr. 20 

7800 Freiburg 

Tel. 0761/7097537 
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Rezensionen 


’Frausein allein 


ist kein Programm’ 


Zum Buch von Ingrid Strobl 


nden vergangenen „blätter“-Ausgaben 

haben wir wiederholt über die Auswir- 

kungen des $ 129 a berichtet. In diesen 
Zusammenhang gehört auch die folgende 
Rezension. Die Diskussion muß weiterge- 
hen — auch wenn eine Aktion beendet (sie- 
he Hungerstreik) oder, wie im Fall Ingrid 
Strobl, ein Urteil verkündet ist. Dies ist 
wahrscheinlich auch einer der Gründe, 
warum der Freiburger Kore-Verlag zur Ur- 
teilsverkündung eine Auswahl von Essays 
der seit eineinhalb Jahren in Untersu- 
chungshaft sitzenden österreichischen 
- Journalistin herausgab. 

In diesem Buch mit dem bemerkenswer- 
ten Titel „Frausein allein ist kein Pro- 
gramm“ sind Aufsätze und Manuskripte 
Ingrid Strobls zusammengefaßt, die zwi- 
schen 1979 und 1989 vor allem in der Zeit- 
schrift „Emma“ erschienen sind, und in de- 
nen sie sich mit den Themenbereichen 
„Frauen“, „Literatur“ und „Politik“ befaßt. 
. Wer Ingrid Strobl von ihrer Auseinander- 
setzung mit dem Nah-Ost-Konflikt, — 
Gentechnologie und Bevölkerungspolitik 
her kennt, und Artikel zu dieser Thematik 
erwartet, wird enttäuscht. Diese Ausgren- 
zung geschah sicher nicht ohne Absicht, 
sollte doch gezeigt werden, daß es für eine 
radikale linke Feministin sehr viel mehr 
Themen gibt, mit denen sie sich auseinan- 
dersetzen muß, und für die esgilt, einekriti- 
sche Öffentlichkeit herzustellen. Oder wie 
sie selbst in ihrem Vorwort schreibt: „Ich 
glaube, das ist ein akzeptabler Grund, viel- 
leicht der einzige, diese Texte in Buchform 
herauszugeben: Um zu zeigen, was in die- 
sem Staat als „kriminell“, verurteilenswert, 
als „knastreif“ gilt. Insofern kann die Lektü- 
re meiner Texte tatsächlich politisch lehr- 
reich sein.“ Gerade die besondere Härte 


des Urteils — 5 Jahre ohne Bewährung auf 


der Grundlage nur sehr dürftiger Beweise 
— muß zur Auseinandersetzung mit ihren 
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Texten anregen. 

Im folgenden sollen aus der Vielzahl der 
in den Texten behandelten Aspekte zwei 
herausgegriffen und näher erläutert wer- 
den. Dies ist zum einen Ingrid Strobls Aus- 
einandersetzung mit der Frauenbewegung, 
aus der heraus ihr Verständnis von Femi- 
nismus deutlich wird, und damit der Blick- 
winkel, unter dem sie gesellschaftliche Pro- 
bleme analysiert. Zum anderen sollen ihre 
Ausführungen zum Phänomen der zuneh- 
menden Ausländerfeindlichkeit erläutert 
werden. 

Inihrem 1979 entstandenen Aufsatz „10 
Jahre Frauenbewegung“ zieht Ingrid Strobl 
ein Resümee aus der Geschichte der neue- 
ren Frauenbewegung. Dabei kommt sie zu 
dem Fazit, daß sich die Frauenbewegung 
zwar immens verbreitert hat, inallen mögli- 
chen gesellschaftlichen Gruppierungen 
vertreten ist, jedoch daran krankt, daß sich 
ihr Konsens in der Forderung nach mehr 
Gleichheit erschöpft. Diese Forderung 
läuft letztendlich auf eine „Identifikation 
mit dem Aggressor“ hinaus und ist zudem 
gesellschaftsimmanent einzulösen, also 
keineswegsrevolutionär. Damitbleibtssiein 
ihrer Radikalität weit hinter dem Bewußt- 
sein der Anfänge der Frauenbewegung zu- 
rück, die Gleichheit als „Anpassung an die 
Normen der patriarchalischen Gesell- 
schaft“ entlarvte. 

Neben der breiten Gruppe der Refor- 
merinnen, die „tapfer und doppelbelastet 
den langen Marsch durchdie Institutionen“ 
gehen und „sich am liebsten jeden Bittbrief 
vonder Regierung finanzieren lassen“ wür- 
den, machen sich heute (und diese Tendenz 
dürfte sichseit 1979 ehernoch verstärkt ha- 
ben) immer mehr biologistische Sichtwei- 
sen breit. „Das Urweib erhebt sich ausdem 
Schlamm, die Frau als primär, a priori, per 
se Mutter.“ Hattesich die Frauenbewegung 
einst als erklärtes Ziel auf die Fahnen ge- 


nen 


schrieben, sich von der traditionellen Mut- 
terrolle zu emanzipieren, sehen sich nun- 
mehr wieder Frauen, die sich gegen ein Da- 
sein als Mutter entschieden haben, in eine 
Rechtfertigungsecke gedrängt. Mit dem 
Rückzug ins private Glück, den „Schoß der 
Familie“, wird „die Mutter-Kind-Welt als 
harmonisch und friedlich per se gegen die 
Welt des Krieges, der Politik, des Kampfes 
gestellt.“ Das Fatale hierbei ist, daß die 
Analyse der gesellschaftlichen Faktoren 
unterbleibt, das heißt, daß „die Widersprü- 
che ‚Probleme, Schwierigkeiten, die Situa- 
tion einer Mutter in der heutigen Gesell- 
schaft verschleiert“ werden. Ingrid Strobl 
bezeichnet dies als-.die „Theoriefeindlich- 
keit der Profibauchfrauen“, die sich gerade 
unter Studentinnen und intellektuellen 
Frauen breit macht. Dieser Theoriefeind- 
lichkeit entgegenzutreten ist eine der wich- 
tigsten Aufgaben der Frauenbewegung, die 
sich dabei auf ihre anfänglichen Ziele zu- 
rückbesinnen muß, in denen sie „die Syn- 
these aus Intellektund Emotion, ausöffent- 
lich und privat, aus Analyse und Aktion 
zum Desiderat erklärt, als Aufgabe postu- 
liert und als imaginierte Menschlichkeit 
phantasiert.“ 


ie Bedeutung von Ingrid Strobls 
D Parole „Frausein allein ist kein 

Programm“ tritt hier deutlich vor 
Augen: „Frausein heißt noch nicht Femini- 
stin sein“, Feminismus bedeutet Kampf, be- 
deutet politisch zu handeln und zu denken 
und über die höchstpersönliche Betroffen- 
heit hinauszugehen. Für die radikale Femi- 
nistin liegt die zukünftigbessere Gestaltder 
Gesellschaft in den Händen der Frauen: 
„Wenn in 20 Jahren die in einen verheiratet 
sind, die anderen Aufsichtsrätinnen in 
Konzernen für Spekulumerzeugung, die 
dritten im Knast, wurden heute die Gefah- 
ren nicht erkannt, verdrängt, verharmlost. 


Die Cassandras aller Länder öffnen die 
Augen und eröffnen den Kampf. Frauen 
sind Sand im Getriebe. Solltedoch noch ei- 
ne menschliche Zukunft möglich sein, ver- 
dankt sie sich den Frauen.“ 

Im 3. Teil des Buches, der unter dem 
Thema „Politik“ steht, befaßt sich Ingrid 
Strobl mit der NS-Vergangenheit und ihrer 
Nicht-Aufarbeitung: „Dieses Schweigen 
lebt heute fort. Im Schweigen über Auslän- 
derfeindlichkeit, im weiterschwelenden 
Antisemitismus, in der Verachtung von ’Zi- 
geunern), in der ’Behandlung’ von Behin- 
derten, in der Diskrimierung von Homose- 
xuellen, in der Hinnahme von Frauen- und 
Kindesmißhandlung, in der Kriminalisie- 
rung von Widerstand.“ Ingrid Strobl stellt 
fest, daß in der gegenwärtigen Auseinan- 
dersetzung mit dem Faschismus unter.des- 
sen Opfern Personen herausgegriffen wer- 
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den, die im nachhinein zu Helden stilisiert 
werden können. So wird auf dereinen Seite 
das Schicksal derjüdischen Intellektuellen, 
wie Schriftsteller und Wissenschaftler, be- 
dauert, auf der anderen Seite die Leistun- 
gen der Trümmerfrauen gewürdigt. In die- 
ser „nachträglichen Selektion“, wie Ingrid 
Strobl es treffend formuliert, drohen die 
Massen der Verfolgten in Vergessenheit zu 
geraten: das jüdische Proletariat, die jüdi- 
schen Kleinbauern und Viehhändler sowie 
die Jüdinnen aller Nationen, Widerständ- 
lerinnen, Partisaninnen, Prostituierte, Sinti 
oder Roma. 

Schon vor dem Dritten Reich, als viele 
polnische Juden ins Ruhrgebiet immigrier- 
ten, waren sie „ein ähnlicher Anlaß zu na- 
tionaler Besorgnis wie heute die Asylan- 
tenflut’“. Daß diese „nationale Besorgnis“ 
im Nationalsozialismus in eine Vernich- 
tungskampagne mündete, ist bekannt. 
Heute — mehr als 40 Jahre danach — ma- 
chen sich ähnliche Tendenzen breit: die 
schon länger schwelende ausländerfeindli- 
che Stimmung schlägt um in offene Aggres- 
sion. Sie äußert sich z.B. in Türkenwitzen, 
Wandschmierereien, Anschlägen auf 
Flüchtlingswohnheime und sogar in tätli- 
chen Angriffen. 


ngesichts dieser Tatsachen ist es fa- 
tal, in der bloßen Betroffenheit ste- 
henzubleiben. „Warum tun wir 


nichts?“ stellt Ingrid Strobl die berechtigte 
Frage. „Was kann uns denn passieren, wenn 


Rezensionen 


wir dieses bißchen Zivilcourage aufbrin- 
gen? Bei uns steht keine SA vor der Tür, 
wenn wir uns mit Türken solidarisieren. 
Und wenn einige unter uns den Mut haben, 
die Zufahrtswege zu den Mittelstreckenra- 
keten zu blockieren, warum fehlt dann der 
Mut, wenn es darum geht, zusammen mit 
Türk{inn)en gegen Ausländerfeinde, gegen 
Rassisten vorzugehen?“ 

Gegen die Ausländerfeindlichkeit vor- 
zugehen, bedeutet aber auch, sich die poli- 
tischen Zusammenhänge hier bewußt zu 
machen. So unterstützt die Bundesregie- 
rung die Türkei wirtschaftlich und militä- 
risch und lehnt Asylanträge politisch Ver- 
folgter ab, denen in ihrer Heimat die Folter 
droht. 

Bezeichnenderweise wurde genau die- 
ser Artikel „Was kann uns denn schon pas- 
sieren?“ im Prozeß wiederholt als Beweis- 
mittel für die staatsfeindliche Gesinnung 
Ingrid Strobls herangezogen. Schon allein 
die Auseinandersetzung mit Ausländer- 
feindlichkeit gilt nach $ 129a als „an- 
schlagsrelevant“ ebenso wie die Beschäfti- 
gung mit Bevölkerungspolitik, Gentechno- 
logie, Sextourismus, etc. In dieser „Gesin- 
nungsjustiz“ zeigt sich die Verkehrung der 
Begriffe Schuld und Unschuld, wie Ingrid 
Strobl in ihrem Schlußwort zum Prozeß 
feststellt: „... Unschuldig sind in dieser Ge- 
sellschaft und vor ihrer Justiz die Konzern- 
herren und -manager, die heute den Hun- 
gertod von ungezählten Menschen in der 
sogenannten Dritten Welt ganz selbstver- 
ständlich einkalkulieren zum Wohle und 
zum Segen ihres Profits... Angesichtsdieses 
gesellschaftlichen und rechtlichen Um- 
gangs mit den Begriffen schuldig und un- 
schuldig kann ich mich hier nicht verteidi- 
gen,indemich sage, ichbin unschuldig... Ich 
bekenne mich schuldig, Feministin, Inter- 
nationalistin und Antifaschistin zu sein in 
einer Gesellschaft, die NS-Verbrecher, 
Sklavinnenhändler und Ausländer-Raus- 
Politiker von jeder Schuld freispricht.“ 


Ingrid Strobl: Frausein allein ist kein 
Programm. Kore-Verlag, Freiburg 
1989, 194 S., DM 20,- 
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„Dritte Welt“ für Kursleiter 


Hartmut Dürste/Manfred Fenner, Dritte 
Welt und Erwachsenenbildung: Einstiege 
für Kursleiter zum Themenbereich Afrika, 
Asien und Lateinamerika, Deutscher 
Volkshochschulverband, Fachstelle für In- 
ternationale Zusammenarbeit, Materia- 
lien Band 30, Bonn 1989, ISBN 3-88513- 
863-8 


Die Erfahrungen mit nebenberuflichen 
Kursleitern und Kursleiterinnen in der 
praktischen entwicklungspolitischen Ar- 
beit haben gezeigt, daß meistens ein um- 
fangreiches Fachwissen, hier und da auch 
schon pädagogische Erfahrung, aber fast 
nie genügend Informationen über die Be- 
dingungen des Einstieges an Volkshoch- 
schulen oder anderen Bildungsstätten vor- 
handen sind. 

Dieser Lückeinder Reiheder vorhande- 
nen Einführungen für Kursleiter, die sich 
jedoch nur in den seltensten Fällen und al- 
lenfalls am Rande mit diesem Bereich be- 
schäftigen, hat jetzt die Fachstelle für Inter- 
nationale Zusammenarbeit des Deutschen 
Volkshochschulverbandes abgeholfen. Die 
beiden Autoren wissen als langjährige 
hauptberufliche Mitarbeiter, als Kursleiter 
und Reiseleiter an Volkshochschulen, wo- 
von und für wen sie schreiben. Realistisch 
und nicht ohne Humor versuchen sie, dem 
Neueinsteiger einen Weg durchdie vielfach 
mit „Haken und Ösen“ versehenen Rah- 
menbedingungen zu weisen. Da fehlen we- 
der der „Hausmeister“ noch der „Kursaus- 
fall“, da kann man sich entweder schnell 
durch die alphabetisch gegliederten Stich- 
worte lesen oder nach individuell-konkre- . 
tem Informationsbedarf in das Buch ein- 
steigen und sich über die am Ende eines je- 
den Artikel gegebenen Querverweise an 
notwendige Informationen leicht heranar- 
beiten. Wer z.B. bei „Werbung“ einsteigt, 
kann über „Checklisten“, „Steuerrecht“ 
und „Medien“ auf die „Räume“ kommen. 
Grafiken, Karikaturen und zahlreiche An- 
regungen für die Praxis sowie kurze Hin- 
weise auf weitere einführende Literatur 
und ein übersichtliches Register runden 
den Band ab. 

Man kann ihn allen „Neulingen“ der ent- 
wicklungspolitischen Bildungsarbeit, aber 
auch allen anderen Kursleitern sehr emp- 
fehlen. Der Band ist kostenlos bei der 
DVV-Fachstelle für Internationale Zusam- 
menarbeit, Rheinallee 1, 5300 Bonn 2 zu 
beziehen. 
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Tagungsbericht 


„Pragmatismus hat sich durchgesetzt“ 
Der Nicaragua-Kongreß in Wuppertal 


caragua hat die bundesdeutsche So- 

lidaritätsbewegung eine Bestands- 
aufnahme gemacht. Wie stehtesumdieRe- 
volution in Nicaragua? Wo steht die eigene 
Solidaritätsbewegung? 

400 Teilnehmer, zum Großteil Aktivi- 
sten, waren vom 16. bis zum 18. Juni nach 
Wuppertal gekommen, um einen Teil ihrer 
politischen und sozialen Lebensgeschichte 
aufzuarbeiten. DasganzeSpektrumderS$o- 
libewegung war vertreten, von den Ge- 
werkschaften über die Städtepartnerschaf- 
ten und die kirchlichen Gruppen biszu den 
unabhängigen Komitees. Inzwischen gibt 
es sogar schon mehrere Generationen. Die, 
die von Anfang an dabei waren und solche, 
die zum ersten Mal kamen. Anscheinend 
hatdieRevolutionin Nicaraguanochnichts 
vonihrem Reiz aufbundesdeutsche Gemü- 
ter verloren. 

In einem ersten Schwerpunkt analysier- 
ten die Referenten die wirtschaftlichen 
Strukturen in Nicaragua. Staatliche Betrie- 
behabenetwa20% Anteilam Markt, priva- 
te Großgrundbesitzer ebenfalls 20% und 
private Kleinproduzenten etwa 60%. 

Daßmanbeidiesen Produktionsverhält- 
nissen nicht von Sozialismus reden kann, 
versteht sich von selbst. Die Solibewegung 
hat das erkannt und das Konzept der 
Mischwirtschaft akzeptiert. Zudem hat sie 
ihre Sozialismuskonzepte revidiert. Man 
mißt die Fortschrittlichkeit nicht mehr nur 
andemGrad der Verstaatlichung. Auchdie 
Stadientheorien und andere Dogmen sind 
zu den Akten gelegt worden. „Pragmatis- 
mus hat sich durchgesetzt,“ resümiert Bar- 
bara Lucas vom Nicaragua-Informations- 
büro-Büro Wuppertal. Nur durch eine 
gründliche Analyse und daraus folgende 
realistische Kriterien konnte die Solidari- 
tätsarbeit mit Nicaragua so lange durchge- 
halten werden. Aber es gibt auch andere 
Stimmen. Rose Gauger kritisiert: „Das 


7 ehn Jahrenachder RevolutioninNi- 


Konzept der Mischwirtschaft wird nicht 


mehr in Frage gestellt.“ Aber was bleibt 
schon an Alternativen? Es wurden keine 
aufgezeigt. 


Was man im Moment anscheinend nur 
machen kann, ist pragmatisches Krisenma- 
nagement zur Eindämmung der schlimm- 
sten Not. Schließlich ist esschon ein Unter- 
schied, ob ein Land wie Nicaragua eine In- 
flationsrate von 3000% oder von 30% hat. 
Die Solibewegung hat das — wenn auch 
zähneknirschend — akzeptiert. Warum sie 
allerdings weiterhin aufdem Begriff „Revo- 
lution“ besteht, das ist vor diesem Hinter- 
grund nicht nachvollziehbar. Wahrschein- 
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lich kann man sich dann besser vonden Re- 
formisten im eigenen Land abgrenzen. 
Ein anderer Schwerpunkt des Treffens 

war das Selbstverständnis der Nicaragua- 
Solidaritätsbewegung. Karl Rössel, Chef- 

kritiker der Dritte-Welt-Bewegung, zog 
ausnahmsweise eine positive Bilanz: „Zum 
ersten Mal hielt die Solidarität auch nach 
der Revolution an. Noch nie hat eine Soli- 
daritätsbewegung mit einem Land so lange 
durchgehalten. Noch nie war dasSpektrum 
der Gruppen so breit. Noch nie war die In- 
formationsgrundlage so gut und die Analy- 
sen so präzise.“ Dieses Lob ging runter wie 
nichts. 

Was sind wir doch für tolle Internationa- 
listen! Nicht lange währte die Harmonie, da 
zerstörte Rose Gauger mit harscher Kritik 
die angenehme Stimmung: „Bisher ist alles 
als Folge des Krieges entschuldigt worden. 
Das Demokratieverständnis der Sandini- 
sten und die Befreiung der Frauen müssen 
kritisch beleuchtet werden. Das passiert 
hier überhaupt nicht.“ Womit sie nicht ganz 
unrecht hatte. 


Ein Schwerpunkt der Diskussionen war 
das Verhältnis von unabhängigen und ab- 
hängigen Gruppen. Abhängige Gruppen, 
wie Gewerkschaftsgruppen oder Städte- 
Partnerschaften seien zu sehrin das System 
eingebunden, meint Barbara Lucas. „Man 
kann schon in die Institutionen reingehen, 
aber man darf seine eigenen Positionen 
nicht aufgeben.“ So wird z.B.nichtthemati- 
siert, was Widerstand in der BRD heißt.Es 
reicht nicht, eine Solidaritätserklärung zu 
Ingrid Strobl zu verlesen. Man muß auch 
aktiv gegen die Repressioninder BRD vor- 
gehen. In dieser Frage vertreten abhängige 
Gruppen oft keine entschiedenen und kla- 
ren Positionen, weilsieinsstaatstragendeIn- 
stitutionen eingebunden sind. 

Deshalb muß die Zusammenarbeit mit 
abhängigen Gruppierungen immer wieder 
neudiskutiert werden. Esistzwar— macht- 
politisch gesehen — wichtig,möglichst viele 
Gruppierungen an einer Aktion zu beteili- 
gen, aber das darf nicht zur Aufgabe der ei- 
genen grundsätzlichen Positionen führen. 
Die Veränderungen der politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse in der BRD 
sollte der Ansatzpunkt für die Solidaritäts- 
arbeit sein. Man denke nur an die Wahlhilfe 
der Regierung für die rechten Parteien in’ 
Nicaragua oder die Einflußnahme per Ent- 
wicklungshilfe. Wenn die Solibewegung 
daran etwas ändern kann, dann nutzt sie 
den Sandinisten am meisten. 

Darüberhinaus stelltsichdie Frage, nach 
welchen Kriterien denn Projektarbeit und 


Entwicklungshilfe beurteilt werden sollen. 
Ralf Syring bot einen Ansatz: „Das ent- 
scheidende Kriterium für mich ist, ob mit 
dem Projekt oderder finanziellen Hilfe Wi- 
derstand gestärkt wird.“ Aber generell be- 
steht noch ein hoher Diskussionsbedarf, 
um diese Kriterien festzulegen. 

Mitten in diese Diskussion platzte eine 
Bombe: Eine Frau rannte aufgeregt an das 
Mikrofon und schrie: „Ichfindeesbescheu- 
ert, daß auf dieser Veranstaltung das Pa- 
triarchat nicht thematisiert wird.“ Darauf 
meinte ein Mann, die meisten Frauen in Ni- 
caragua seien Hausfrauen, als solche nicht 
organisiert und deshalb keine gesellschaft- 
lich relevante Gruppe. Darauf hagelte es 
Proteste von den Frauen. Die Frauenfrage . 
seieine ganz zentrale, meinte Rose Gauger. 
Und im anschließenden Meinungsgemen- 
ge setzten die Frauen durch, daß auf dem 
nächsten Kongreß im Herbst die Frauen- 
frage berücksichtigt wird. Der Kongreß 
steht nun unter dem Motto: „Der EG Bin- 
nenmarkt und seine Auswirkungen auf 
Zentralamerika unter besonderer Berück- 
sichtigung der Frauenfrage“. 


Einanderes Ereignis, aufdassichdieSo- 
lidaritätsbewegung vorbereiten wird, sind 
die Wahlen im Februar 1990. Selbstver- 
ständlich wird die FSLN die volle Unter- 
stützung erhalten. Zur FSLN gibt es keine 
Alternative. Die Machenschaften der bun- 
desdeutschen ‚Regierung in Hinblick auf 
die Wahlen sollen aufgedeckt werden. Die 
Legitimitätder Wahlen soll untersucht wer- 
den. Schließlich willman keine repräsenta- 
tive Demokratie, sondern eine direkte und 
basisnahe. Und gerade hier sieht Barbara 
Lucas die größten Möglichkeiten. „Da im 
wirtschaftlichen Bereich keine großen Ver- 
änderungen möglich sind, müssen diese im 
politischen versucht werden.“ 


Als Resümee des Kongresses läßt sich 
sagen, daß esauch nach zehn Jahren immer 
noch interessant ist, die Diskussion der Ni- 
caragua-Solidaritätsbewegung zu verfol- 
gen. Denn sie ist ein. intellektueller 
Schmelztiegel, in dem alle politischen Strö- 
mungen des „linken“ Spektrums zusam- 
mentreffen und immer wieder neue Ideen 
und Strategien geformt werden. 

Horst Breit 


Schutzdörfer in 
Zimbabwe für 
Renamo-Opfer 


Wegen der zunehmenden Überfälle der 
mosambikanischen Renamo-Banden auch 
auf Dörfer auf zimbabwischer Seite der 
1000 km langen Grenze zu Mosambik wer- 
den in diesen Monaten 6.700 Menschen in 
Schutzdörfer umgesiedelt. Besonders be- 
troffen ist die Nordost-Region des Landes. 
Der Zentralgouverneur von Mashonaland 
Kaparadza sagte,daßdie Aktionbereitsam 
18.4.89, dem neunten Unabhängigkeitstag, 
begonnen hätte, und bis Juni andauern 
würde. Die Betroffenen, die z.T. aus Angst 
vorRenamo-Übergriffen seit Monatenihre 
Häuser verlassen haben, um in Schulen 
oder ähnlichen, leichter zu bewachenden 
Gebäuden zu übernachten, sind nach sei- 
nen Angaben überwiegend mit der Aktion 
einverstanden. Die neun neu angelegten 
Dörfer liegen möglichst nah bei den alten 
Häusern, um den Bauern weiterhin die Ar- 
beit auf ihren Feldern zu ermöglichen. In 
der gesamten Nordost-Provinz sollen au- 
Berdem 50 weitere Schutzdörfer errichtet 
werden, die die z.T. verstreut lebenden Fa- 
milien der Region aufnehmen sollen. Si- 
cherheitskräfte werden die Siedlungen 
rund um die Uhr bewachen. 


Die Errichtung der Schutzdörfer weckt 
‚in Zimbabwe unangenehme Erinnerungen 
an die Tage des Befreiungskampfes vor 
1980. Damalserrichtete die weiße Admini- 
stration sogenannte „protected villages“, 
allerdings nicht, um die Bewohner vor den 
Freiheitskämpfern zu schützen, wie die 
rhodesische Regierung damals behauptete, 
sondern umdie Guerillavonder Unterstüt- 
zung durch die schwarze Bevölkerung ab- 
zuschneiden. Angesichts der vielen Opfer, 
die die Übergriffe schon forderten, scheint 
diese Maßnahme jetzt allerdings gerecht- 
fertigt. Am 20.4.89 beispielsweise wurden 
neun Menschen im Rushinga-Distrikt von 
den Banditen erschlagen. 


In den Krankenstationen des Distrikts 
istjederdritte Toteein Opferdieser Angrif- 
fe. Auch im wesentlich weiter südlich gele- 
genen Chimanimani-Distrikt ist die Bedro- 
hungdurch diemosambikanischen Banden 
allgegenwärtig, so wurden kürzlich einige 
Landbewohner verstümmelt und vertrie- 


kurz belichtet 


ben, die dort stationierten Militäreinheiten 
sind nicht in der Lage, die gesamte Region 
zu kontrollieren. 


Die Banditen überqueren die bergige 
grüne Grenze auf der Suche nach Nahrung 
und Kleidung, morden dabei wahllos Dorf- 
bewohner, vergehen sich an Frauen, stek- 
ken Häuser in Brand und verschleppen 
zum Teil ihre Opfer. Die von Südafrika un- 
terstützte Renamo ist nicht als politische 
Organisation zu verstehen, denn um die 
Meinung der Mosambikaner scherten sie 
sich nicht. Im Gegenteil, mit ihrer beispiel- 
losen Brutalität und Skrupellosigkeit hat- 
ten sie in Mosambik nahezu ihr offenbar 
einziges Ziel erreicht, die Zerstörung von 
Großteilen der Infrastruktur, unzähliger 
Dörfer, Krankenhäuser und Schulen. Die 
Zahl der Todesopfer in Mosambik beträgt 
mindestens 100.000, zigtausende sind ver- 
stümmelt, in den angrenzenden Staaten le- 
ben insgesamt 1 Million Flüchtlinge. Da die 
Bauern aus Angst vor Übergriffen und 
Tretminen kaum noch Landwirtschaft be- 
treiben, ist das Land seit Jahren auf Nah- 
rungsmittelhilfe angewiesen, um Hungers- 
nöte zu vermeiden. Nach Angaben des 
stellvertretenden zimbabwischen Arbeits- 
ministers, H. Mahlaba, wendet die Renamo 
beider Rekrutierung ihrer Kämpfer beson- 
ders perfide Methoden an. Ein Dorf wird 
überfallen, diejungen Männer, diezum Teil 
noch Kinder sind, werden gezwungen, ihre 
Eltern auf brutale Weise zu verstümmeln, 
was es ihnen psychologisch unmöglich 
macht, jemals wieder in ihre Heimat zu- 
rückzukehren und ihren Eltern ins Gesicht 
zu sehen. So habendie verstörten Jungend- 


lichen keine andere Wahl, als beiden maro- 
dierenden Banden zu bleiben und sind da- 
mit in der Spirale der Gewalt gefangen. Da 
die einzelnen Gruppen sich selbst mit Klei- 
dung und Nahrung versorgen müssen, und 
es in mosambikanischen Dörfern kaum 
noch etwas zu holen gibt, weichen sie fürih- 
re Raubzüge immer öfter nach Zimbabwe 
aus. Das Land ist außerdem noch durch 
zwei andere Faktoren von der südafrikani- 
schen Destabilisierungspolitik in Mosam- 
bik betroffen: Das zimbabwische Militär si- 
chert mit enormem Kostenaufwand die 
Verkehrswege durch Mosambik zum Ha- 
fen Beira, und über hunderttausend mo- 
sambikanische Flüchtlinge leben in Lagern 
in Zimbabwe. 


Die Renamo wurdeiinder zweiten Hälfte 
der siebziger Jahre, nach der Unabhängig- 
keit Mosambiks, vom damaligen rhode- 
sischen Geheimdienst zuammen mit rach- 
süchtigen konterrevolutionären portugie- 
sischen Offizieren gegründet. Hauptan- 
griffsziel waren die Flüchtlings- und Aus- 
bildungscamps der zimbabwischen Gueril- 
la in Mosambik. Nach der Unabhängigkeit 
Zimbabwes übernahm dann Pretoria sozu- 
sagen die Schirmherrschaft der Renamo. 

dv 


Quellen: j 
The Herald, Harare, 28.4.89: Protected villages for 
MNR-victims 


Herbert Mahlaba, MP, Deputy Minister of Labour, 
Manpower Planning, ..Chrairman of ZIMOFA, Zimb.- 
Mosambik Friendship Association 


Collcen Lowe Morna, Freelance journalist, Harare 


Keın Auto, Keın FAHRRAD Uno Keın 
UrLaue MeHr Onne Diesen STICKER! 


medico international will die Kampagne 
»Shell betankt die Apartheid«: wirkungs- 


voll fortsetzen: in allen deutschen 
Landen und europaweit. Zusammen 
mit allen, die schon beteiligt sind, 

und den Jugendverbänden, Ge- 
werkschaften, Vereinen & Grup- 

pen, die wir hiermit zum großen 
Mitmachen auffordern. 

Die Sticker gibts für schlichte 1 DM 
pro Stück, bei Orders ab 50 Expl. 

für 0.50 DM pro Stück. (® 10 cm) 
{Bei medico zusätzlich kostenloses Ma- 
terial über die Apartheid in Südafrika) 


Bestellungen: 
medicointernational 
Obermainanlage 7 
6000 Frankfurt 1 

Tel. 069/4990041/2 


aej 
Porschestraße 3 
7000 Stuttgart 40 


{Zur Weiterverbreitung dieses Aufrufes bitten wir um Spenden unter dem 


BDKJ 
Postfach 320520 
4000 Düsseldorf 30 


Stichwort »Shellanzeige« auf das medico-Konto 1800 Frankf. Sparkasse oder Postgiro 6999-508 Köln) 
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kurz belichtet 


Mandela im Gespräch mit Botha 


Steht die Freiheit für Azania/Südafrika 
kurz bevor? Nein! In Südafrika sind jedoch 
ganze Stäbe und Mannschaften von Exper- 
ten für politische Werbung dabei, neueSze- 
narien zu montieren,mitdenensichdasRe- 
gime als „reformerisch“ und „initiativ- 
handelnd“ darstellen läßt. 

Ziel ist: das weiße Minderheitsregime 
mit kosmetischen Reformen in die 90er 
Jahre zu retten, ohne daß umfassende 
Sanktionen zur Belästigung werden. Die 
weiße Minderheit will weiter herrschen 
können auf der Basis von struktureller — 
und militärischer Gewalt. Wegen der diffu- 
sen Berichterstattung hierzulande gelingt 
es dem südafrikanischen Regime immer 
noch, den Schein aufrechtzuerhalten, es sei 
ein akzeptabler 'diplomatischer Verhand- 
lungspartner‘. Partner für wen? Partner für 
die Mittäter via Unterstützung des Apart- 
heidregimes, Partner für die Ausbeutung! 

Nelson Mandela ist ein Thema, mit dem 
die Presse Südafrika aufeiner unkritischen 
Ebene weiter im Gespräch halten kann. 
Nach Palavern über und um Mandela sind 
es jetzt Gespräche mit Mandela, die trotz 
der zensierten Presse Neugierde hervor- 
locken sollen. Umdie Politischen Gefange- 
nen, die Willkürverhaftungen und das mo- 
natelange Einsperren ohne richterliche 
Verfügung oder Anhörung selbst von Kin- 
dern, über Folter, über das Militär in den 
townships, über die Reservate und die tau- 
sende Kinder, die an Unterernährungsfol- 
gen sterben, über die neue „labour ad- 
mendment bill“, über die vielen anderen 
Unmenschlichkeiten des Systems wird 
nicht berichtet oder verhandelt! 

Aber auch bei Nelson Mandela kann es 
noch lange dauern, bis gehandelt werden 
muß, 

Z.B. äußerte sich der Vizekonsul des 
Apartheidregimes in der BRD zum Thema 
Freilassung: „Mandela könnte, wenn er 
freigelassen würde, ja umgelegt, ermordet 
werden, ob von Schwarzen oder von rech- 
ten Weißen...“. In dieser Aussage steckt ein 
möglicher, raffinierter Ansatz: Es könnten 
Anschläge — in diesem Falle auf Mandela 
— mit untergeschobenen falschen Indizien 
(wie schon anderweitig praktiziert) insze- 


niert werden, die zu schweren Auseinan-. 


dersetzungen z.B. zwischen ANC- oder 
UDF-Anhängern und vielleicht den rech- 
ten Zulu-Anhängern führen könnten. 


Freilassungsspekulationen sollen auch 
den Bankiers, von denen neue Kredite und 
Umschuldung erwartet werden, neuen 
Stoff für ihre Träume von einem unproble- 
matischen Südafrika geben: In Südafrika 
weiß die eine Hand wohl, was die andere 
tut, und Lüge ist institutionalisierte Praxis. 
Kaum bekannt ist auch das Ausmaß der 


kriminellen Energie, mit der die weißen 
Rassisten, die schwarze Opposition daran 
hindern, sich artikulieren zu können oder 
Gehör zu finden. Gegen die Opposition 
werden Brandanschläge und Bomben ein- 
gesetzt, willkürliche Verhaftungen der 
Führungspersonen vieler Bürgerrechtsor- 
ganisationen, um kontinuierliche Arbeit zu 
verhindern, Desinformation, manipulierte 
Anschläge, die SchwarzenindieSchuhege- 
schoben werden können. Verbot politi- 
scher Betätigung, Erpressung von Leuten, 
die Angst um ihr Leben oder das ihrer Fa- 
milienangehörigen haben müssen. 

Die nächste Verblendungsoperation im 
Reigen scheindemokratischer Reformen 
steht schon auf dem Papier: Der schwarzen 
Bevölkerungsmehrheit soll jetzt auch eine 
eigene Parlamentskammer eingerichtet 
werden, einige Schwarze werden sogar an 
einer formal abgeänderten Verfassung mit- 
beraten können. 

Sie werden jedoch ‘nichts bestimmen 
können, was eine grundlegende Wandlung 
der Struktur zur Folge hätte. 

Selbst wenn der Präsident formal auch 
die schwarze Hautfarbe haben könnte, an 
den Verhältnissen, unterdenendieSchwar- 
zen existentiell leiden ändert sich nichts. 
Das Nationale Sicherheitsmanagement.der 
Weißen wird mit seinen hierarchischen Ex- 
ekutivstrukturen bis auf die Betriebs- und 
Straßen- Wohnviertelebene auch weiterhin 
zusammen mit dem geheimen „broeder- 
bund“ das Geschehen bestimmen — an den 
parlamentarischen Strukturen vorbei. 

Peter Zopf 


Geschichte 
Wirtschaft 
Perspektiven 


Broschüre zum Unabhängig- 
keitsprozeß in Namibia 1989 
April 89; 40 Selten; DM 4,- (bel 
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2,50 DM) + Porto 
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Eine ungewöhnliche Preisverleihung 


Die blauen Informationsmappen, die bei 
der Verleihung des Journalistenpreises 
Entwicklungspolitik für Hörfunksendun- 
gen im Foyer der Bad Godesberger Redou- 
te auslagen, waren prall gefüllt: Mit Manu- 
skripten der preigekrönten Sendungen und 
Texten der Festredner. Nur eine Rede fehl- 
te. Die „Dankesworte von Herrn Karl Rös- 
sel im Namen der Preisträger“ hatte die 
BMZ-Pressestelle zwar rechtzeitig erhal- 
ten, aber nicht ausgelegt. So mußte Rössel, 
der Träger des ersten Preises, seine Rede in 
voller Länge vortragen, wodurch sich der 
Cocktail-Empfang im Gartensaal der Re- 
doute erheblich verzögerte. 


Was der Kölner Journalist, der zuvor 
dem Bundespräsidenten eine Liste von 
Amnesty International mit Verschwunde- 
nenaufden Philippinenüberreicht hatte, zu 


sagen hatte, trieb dann einige Beamte des 
Ministeriums für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit schon nach wenigen Minuten — 
Türen laut schlagend — aus dem Saal. An- 
dere der eleganten Damen und Herren 
(Straßenanzug war erwünscht, der Preis- 
träger trug ein T-Shirt, das Straßenkinder 
aus Manila zeigte) scharrten schon bald mit 
den Füßen. Vereinzelt war Zischen zu ver- 
nehmen und an einigen Stellen von Rössels 
Rede kam es sogar zu Zwischenrufen 
(„Zehn Minuten!“). Die Protokollbeamten 
von Bundespräsidialamt und BMZ debat- 
tierten halblaut, ob sie es wagen könnten, 
den Preisträger vom Podium zu drängen. 
Sie entschieden sich dagegen. Es schien 
ihnen wohl doch zu peinlich, die drasti- 
schen Schilderungen über Menschen- 
rechtsverletzungen auf den Philippinen zu 
unterbrechen, um rechtzeitig zu den Cock- 


EIRENE, Internationaler Christlicher Friedensdienst sucht: 
für die Koordination der Entwicklungsarbeit im Tschad eine(n) 


LANDESKOORDINATOR(N) 
Aufgaben: 


[ 


— Betreuung, Abwicklung von derzeit drei laufenden Entwicklungsprojekten, 


. — Leitung des Koordinationsbüros: Verwaltung, Finanzen, Personal, Technik, Kommu- 
. nikation mit der Internationalen Geschäftsstelle in Neuwied; 
— Leitung des EIRENE-Teams im Tschad mit EntwicklungshelferInnen und einheimi- 


schen MitarbeiterInnen 


— Vertretung und Kontakt im Namen EIRENESsbei Projektpartnern, einheimischen Be- 
hörden, anderen Organisationen, _ 

— Projektvorstudien, Projektevaluierungen, entwicklungspolitische Öffentlichkeitsar- 
beit in Zusammenarbeit mit der Internationalen Geschäftsstelle 


Qualifikstionen: 


— abgeschlossene Berufsausbildung und -erfahrung mit entwicklungspolitischem 


Schwerpunkt oder internationaler Zusammenarbeit u.ä. 


— Lebenserfahrung in einem Entwicklungsland, möglichst in Afrika 


— Erfahrungen in Teamarbeit 
— gute Französischkenntnisse 


— adminjstratives Geschick, pädagogische Fähigkeiten, entwicklun, ;” litische Kennt- 


nisse, christliches Engagement 


Einsatzort und -zeit: N’Djamena, Tschad, 1990-93 (mit Verlängerungsmöglichkeit): 


Leistungen: 


für die Internationale Geschäftsstelle in Neuwied eine 


ÖFFENTLICHKEITSREFERENTIN 

Aufgabengeblete: — ERS ER HE 
— Koordination der 

Schweiz, Niederlande) 


nach Entwicklungshelfergesetz und EIRENE-Richtlinien 


ffentlichkeitsarbeit in den EIRENE-Zweigen (BRD, Frankreich, 


— Erstellung von Arbeitsmaterialien 


— Organisation der Pressearbeit - 
— Mitarbeit in der Redaktion des EIRENE-Rundbriefes 


— Übereinstimmung mit den Zielen eines gewaltfreien ökumenischen Friedens- und 


Qualifikationen: 
Entwicklungsdienstes 


— Erfahrungen und/oder Ausbildung im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit (Presse, Me- 


dien) 


— Kommunikationsfühigkeit, Ausdauer und Organisationstalent 

— Fremdsprachenkenntnisse (Deutsch/Englisch/Französisch) 

— Bereitschaft zur Arbeit am Bildschirm (EDV) : 

— Fähigkeit, komplexe Sachverhalte ansprechend darzustellen 

— nach Möglichkeit Lebenserfahrungim Ausland, vorzugsweisein einem Entwicklungs- 


land. 


DieneueingerichteteStellekanrinach Absprache 20-30 Arbeitsstunden pro Woche umfassen und istvorläufig 
auf 3 Jahre befristet. Die Vergütung erfolgt nach einem EIRENE-Einhcitstanif. 

EIRENE isteinerdersechs staatlich anerkannten Personalentsendenden EntwicklungsdiensteinderBundes- 
republik. Kriegsdienstverweigerer können mit EIRENE einen sozialen Friedensdienst im Ausland anstelle 
des Zivildienstes leisten. Derzeit sind ca. 75 Friedensdiensdeistende, Entwicklungshelfer und Entwicklungs- 
helferinnen im Einsatz. EIRENE möchte mit seiner Arbeit im In-und Ausland friedens- undentwicklungspo- 
liüsche Impulse geben. 

Wenn Sie Interesseanden obengenannten Stellen haben, schreiben Sie hittemit Angabenzulhrem Lebenslauf, 
Zeugnissen und Referenzadressen an: EIRENE, Engerser Str. 74 b, 5450 Neuwied I. 


tails zukommen, aufdie sich die 270 Gäste, 
darunter 70 Botschafter, Bundespräsident 
Weizäcker und BMZ-Chef Warnke freu- 
ten. 


Jürgen Warnke vermochte bei seinem 
Schlußwort den Ärger nur schwer zu ver- 
bergen. Der Minister kochte, als er auf den 
„Puls der Freiheit“ hinwies, der schon im- 
mer bei der Verleihung des Journalisten- 
preises Entwicklungspolitik geschlagen ha- 
be. Und Warnke kochte immer noch, als er 
den Zuhörern versicherte, die philippini- 
sche Präsidentin Corazon Aquino werde 
Anfang Juni in der Bundesrepublik „mit 
Achtung empfangen“, weil sie ein politi- 
sches Vermächtnis angetreten habe, „das 
dem Aufbau der Demokratie und der Ach- 
tung der Menschenrechte in den Philippi- 
nen verpflichtet ist.“ Andere dagegen be- 
grüßten die klaren Worte des Preisträgers. 
Die 40 Manuskripte, die er selbst mitge- 
bracht hatte, waren im Nu vergriffen. Sie 
gingen vor allem an Journalisten und Bot- 
schaftsangehörige aus der „Dritten Welt“. 

Werner Balsen 


Die Rede, die in Auszügen in der FR vom 
10.7.89 und epd 13/89 erschienen ist, 
schicken wir Euch auf Anfrage gerne in 
vollständiger Länge zu (iz3w, Postfach 
5328, 7800 Freiburg). 


„Dritte Welt“ für Kinder 


Der tropische Regenwald ist in aller Mun- 
de. Zu groß sind die Probleme geworden, 
die mit seiner Abholzung verbunden sind. 
Daß dieses schwerwiegende Thema aber 
auch für Kinder aufbereitet werden kann, 
zeigt die SAMSOLIDAM Nr. 13/1989, 
„eine Kinderzeitschrift mit Geschichten 
aus der Dritten Welt und unserem Land“, 
die von der Aktionsgemeinschaft Solida- 
rische Welt(ASW)in Berlinherausgegeben 
wird. Die SAMSOLIDAM, die dreimal 
jährlich erscheint, gibt es schon seit Beginn 
der '80er Jahre. Neu ist, daß eine Kinder- 
redaktion das Heft mitgestaltet und somit 
dafür sorgt, daß nicht von oben herab in 
Lehrermanier Informationen an die Jun- 
gen und Mädchen gegeben werden, son- 
dern sie lebendig ihre Fragen einbringen. 
Steffen und Benjamin erkundigensichnach 
der Abholzung in Amazonien und erfah- 
ren, daß der Regenwald nicht nur deshalb 
zerstört wird, weilgroße Rinderfarmen (für 
McDonalds) errichtet werden, sondern der 
Eisenerzabbau in Brasilien und die damit 
verbundene Stahlherstellung Tropenholz 
verbraucht, oder aber die riesigen Stau- 
seen, die zur Stromerzeugung angelegt 
wurden (werden). Neben diesen mehr in- 
tellektuell ausgerichteten Informationen 
gibt es Geschichten, eine Spielvorlage, ein 
Comic, Rätsel und Aktionsvorschläge — 
das alles auf 32 DIN A 4 Seitenund für DM 
3,-. Bezug: ASW, Hedemannstr. 14, 1000 
Berlin 61 
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BRASILIEN RUNDBRIEF - Juni 1989: 

Delegation der Arbeiterpartei (PT) in Bonn / 
Großgrundbesitzervereinigung UDR verteidigt 
„Stabilität“ / Interview mitdenschwarzen Auto- 


ren Geni Guimaräes, Cuti, Oswaldo de Camar- . 


go / Der innerkirchliche Konflikt in Brasilien / 
Keine direkte Unterstützung mehr für die CPT 
von Misereor / Neueste Daten zur sozialen Si- 
tuation / A Razäo do Poema — der Grund des 
Gedichts / David Kopenawa Yanomami ausge- 
zeichnet / Landkonflikte 

Preis:4,- DM (Einzelheft), 15,- DM Jahresabon- 
nement (4 Ausgaben). Bezug: Brasilieninitiative 
Freiburg, In den Weihermatten 27, 7800 Frei- 
burg 


ila 126, Juni 89 

Schwerpunktthema: Argentinien 

Anläßlich des Machtwechsels in Argentinien 
der Versuch einer Bilanz von 5 Jahren „kontrol- 
lierter“ Demokratie / Beiträge zum Scheitern 
der Regierung Alfonsin, zu den Hintergründen 
des wirtschaftlichen Niedergangs, zum Leben 
mit der galloppierenden Inflation, zum Polizei- 
terrorin den Armenvierteln, zur deutsch-argen- 
nischen Rüstungs- und Atomkooperation, zur 
Geschichte und Rolle des Militärs, zu den Pero- 
nisten und den Radikalen, ein Interview mit zwei 
Müttern von der Plaza de Mayo und ein Bericht 
über das neue argentinische Kino. Weiter: Einer 
der letzten Artikel von Raul Sendic / Interview 
mit peruanischen Mineros / Das seltsame Wu- 
chern eines „Entwicklungshilfeprojektes“ in 
Chile / Berichte zu den Bundestreffen der EI 
Salvador-, Peru- und Kolumbien-Gruppen. 


ila 127, Jul./Aug. 89 

Schwerpunktthema: Nicaragua-Solidarität in- 
ternational: 

Beiträge zur Nicaragua-Solidarität in Guatema- 
la, Japan, Katalonien, Mexiko,den USA und der 
BRD, sowie zu den Erfahrungen in Nicaragua / 
Weitere Beiträge zum 200. Jahrestag der franz. 
Revolution (zum Sklavenaufstand in Haiti und 
zum franz. Kolonialismus heute), zur Internatio- 
nalen Gesellschaft für Menschenrechte auf dem 
Kirchentag / Ländernachrichten zu Argenti- 
nien, Brasilien, Guatemala und Peru. 
Einzelpreis DM 4,-/Jahresabo DM 40,- 

Bezug: ila, Heerstr. 205, 5300 Bonn 1 


GUATEMALA 


CERIGUA informiert über 
Menschenrechte, Guerilla, 
Massenbewegungen, bundes- 
deutsche »Zusammenarbeit« 
(Polizeihilfe!) und anderes 
mehr. 


Monatlich in spanisch und 


englisch. Wöchentlich in 
deutsch (50,- DM / Jahr). 


Nähere Information 
und Bestellung: 


Helmut Brandt 
Ed.-Pflüger-Straße 42 
5300 Bonn 1 

Telefon: 02 28/23 34 67 


’ 
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Zeitschriftenschau 


Theater- und Kulturzentrum 
Bello Horizonte, Managua 


Die nicaraguanische Theatergruppe 
„Justo Ruffino Garay“ willein Haus aus- 
bauen zueinem Treffpunkt für Theater-, 
Tanz-und Musikgruppenundeineauto- 
nome Ausbildungsstätte für Schauspie- 
lerInnen einrichten. Die Volkstheater- 
und Kulturbewegung, die mit der Revo- 
lution entstand, aber durch Krieg und 
Wirtschaftskrise fast zum Erliegen kam, 
soll neu belebt werden, eine dringende 
Notwendigkeit in den anstehenden 
ideologischen Auseinandersetzungen. 

Das Projekt ist ohne Unterstützung 
aus dem Ausland nicht zu realisieren. 
Die Gruppe ist interessiert an Partner- 
schaften mit Theater- und Kulturgrup- 
pen in Europa. Geldspenden erbittet sie 
auf das Konto Nr. 1600220800 bei der 
Bank für Gemeinwirtschaft (BLZ 
10010111), Aktionsgemeinschaft Soli- 
darische Welt, Berlin 61, Kenn-Nr. 6800 
(Kulturhaus Nicaragua). Die Spenden 
sind steuerlich abzugsfähig,. 


Nähere Informationen und Kontakte: 
Manfred Liebel, Windscheidstr. 11, 
D-1000 Berlin 12, Tel. 030/323 8125. 


Der Weg in die Armut 
Eine Einführung für Schüler 


Aus dem Inhalt: 

Kolonialismus, Frauen dieser Welt, Der 
Mythos von der Überbevölkerung, 
Hunger wird gemacht, Landwirtschaft 
u. Gentechnologie, Nach dem Profit 
kommt die Wüste, Die Handelsfalle, 
Zahlen bis zum Untergang, Rüstungs- 
exporte, Was können wir hier tun? 


Für Schüler der Sek. /II. 
48 Seiten DINA 4, Einzelpreis 3 DM, 
ab 10 Stück 10% Rabatt. 


Bestellung nur bei: 
Informationszentrum Dritte Welt, 
Postfach 5328, 7800 Freiburg 


EPK 2/89 (Juni) 

Kamerun — Zwischen Kolonialismus und Kri- 
senmanagemeni 

Deutsche Kolonialzeit: Wie das Handelshaus 
Woermann beider Eroberung der Kolonien half 
/ Deutsche Kamerunbananen / Interview mitei- 
nem alten Kameruner über die Kolonialzeit / 
Der Vertrag von 1884 zwischen Kamerun und 
dem Deutschen Reich / Missionierung: Die Pal- 
lottiner in Kamerun. Kamerun heute: Verfas- 
sung und Verfassungswirklichkeit, Repression 
und Verfolgung / Wirtschaft und Innenpolitik: 
Die Krise wächst / Militär: Israelische und bun- 
desdeutsche Hilfe / Tropenholz: Eine Zukunft 
wie in der Elfenbeinküste? 

Preis: DM 5,- (Abo DM 27,-; Institutionen DM 
40,-) Bezug: EPK, Postfach 2846, 2000 Ham- 
burg 20 


Informationsdienst Südliches Afrika Nr. 3, 
Mai 1989 

„Einschränken, Ausgrenzen, Verbieten* — un- 
ter diesen Drohungen arbeitet die Pressein Süd- 
afrika und Namibia nicht erst seit dem nunmehr 
drei Jahre andauernden Ausnahmezustand / 
Sowohl etablierte wie alternative Zeitungen lei- 
den unter Zensur, Strafandrohungen und Inhaf- 
tierung von Redakteuren / Über Presseland- 
schaft und Zensurbestimmungen informiert der 
Schwerpunkt / Außerdem: der Fortgang des 
Unabhängigkeitsprozesses in Namibia / Nach- 
folgede Klerks und Arbeitergipfelin Südafrika / 
Mord an Apartheidgegner David Webster u.a. 
Einzelpreis DM 5,-; Jahresabo DM 40,-. Bezug: 
issa, Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 


epd-Entwicklungspolitik 13/89 

Analyse: 10 Jahre Strukturanpassungspro- 
gramme — Beiträge von Yves Fortin (IWF/ 
Weltbank), Jürgen Zattler (BMZ), Wolfgang Ze- 
hender (vormals DIE) / Bonner Medienversa- 
gen bei Sudan-Hearing / Interview mit SPLA- 
ChefJohn Garang / Südafrikas Erbein Namibia 
/ Zwölfter Weltentwicklungsbericht 


Information: Weltkongreß über Kommunika- 
tion / Kakaokrieg / Strategiediskussion der 
IWF/Weltbank-Kritiker 

Dokumentation: Evaluierung der Strukturan- 
passungsprogramme / Dritte Welt Journalisten 
Netz diskutiert „Eine Welt-Woche“ / Entwick- 
lungsstrategie in den 90er Jahren / Die Philippi- 
ka des Journalistenpreis-Trägers Karl Rössel 
Bezug: epd, Friedrichstr. 2-6,6000 Frankfurt 17 


Lateinamerika Nachrichten 183/184, Juli/Au- 
gust 1989 

10 Jahre Nicaragua Libre — Die Revolutionent- 
läßt unsere Träume: Frieden, Wahlen, Opposi- 
tion / Die Contras im „Krieg um die Köpfe“ / Ju- 
gendbanden in Nicaragua / Gesundheit für alle / 
Interview mit Tomäs Borge / Gespaltene Soli- 
Bewegung / Außerdem: Brasilien — „Reiter des 
Vaterlandes“ gesucht / Argentinien: Menem tritt 
an/ElSalvador unter Arenaund vielesmehrauf 
144 Seiten j 
Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Ber- 
lin 61 


Tagungen 


„Nur die dümmsten Kälber wählen ihre Metz- 
gerselber?“ Die Wahlen von 1989 unddiepoliti- 
sche Kultur in Bolivien, 10,-12.11. in Burg Ro- 
thenfels. Anmeldung: Bolivienforum, c/o Car- 
los Hinojosa, Mühlenstr. 73, 5500 Trier 


Veranstaltungen der evangelischen Akademie 
Tutzing (Auswahl) 

21.-23. September: Tutzinger Friedenstage 
13.-15. Oktober: „Die Türen öffnen sich lang- 
sam“, Begegnungen mit Schriftstellerinnen aus 
der Sowjetunion 

20.-22. Oktober: Ware Liebe. Sextourismus und 
Frauenhandel 

Anmeldung: Ev. Ak.,Schloß, Postfach 227,8132 
Tuszing, Tel:08158/2510 


Sommerwerkstätten des STUBE (Studienbe- 
gleitprogramm für StudentInnen aus der Dritten 
Welt in BaWü). Themen: Angepaßte Technolo- 
gie, Basisgesundheitsversorgung, Kommunika- 
tion im Entwicklungsprozess. 11.-23.9. in Stutt- 
gart. Information und Anmeldung: Stube, Knie- 
bisstr. 29, 7000 Stuttgart, Tel.: 0711/265853 


„Verschuldung und kein Ende?“ Die internatio- 
nale Verschuldungskrise und unsere Verantwor- 
- tung, 10.-22. November 1989, Franziskanisches 
Bildungswerk, Niederwaldstr. 1, 6451 Groß- 
krotzenburg, Tel. 06186/2158 


„Chancen und Hindernisse einer eigenständi- 
gen Entwicklung in Nicaragua“, 8.9.-10.9. Ser- 
vice Civil International, Deutscher Zweig, Blü- 
cherstr. 14, 5300 Bonn I, Tel: 0228/ 
21208687 


„Weltwirtschaft und Verschuldungskrise“, 
28.8.-2.9..  Friedrich-Ebert-Stiftung/Gustav 
Heinemann Akademie, Postfach 1145, 5905 
Freudenberg, Tel.:0 2734/3086 3088 


„Europa und die Bundesrepublik Deutschland 
im Nord-Süd-Konflikt“, 11.9.-15.9. in Freuden- 
stadt. Fritz Erler Akademie der FES, Am Zol- 
lernblick 1, 7290 Freudenstadt 


Neu eingetroffen 


„Entwicklungspolitik und Tourismus“, 28.8- 
1.9. in Freudenstadt. Fritz Erler Akademie der 
FES, Am Zollernblick 1, 7290 Freudenstadt, 
Tel.:0 7441/2188 


„Caritative Hilfe oder strukturelle Entwick- 
lungshilfe?“ Wie politisch ist die konkrete Pro- 
jektarbeit der Solidaritätsbewegung? 23./ 
24.9.89 in Blaubeuren. Anmeldung: Solida- 
rische Cooperation e.V., Rundeturmstr. 16,6100 
Darmstadı, Tel.: 06151/26664 


„Halabja, Rabta und die BRD“. Ein Seminar 
über Giftgaskrieg, Giftgasproduktion und über 
neue bundesdeutsche Rüstungsexportmärkte. 
Bonn 29.9.-1.10. BUKO-Koordinationsstelle 
„Stoppt den Rüstungsexport“, Buchtstr. 14/15, 
2800 Bremen 1, Tel.: 04217/326045 


%* 


Marx, Christoph: „Völker ohne Schrift und Ge- 
schichte“. Zur historischen Erfassung des vor- 
kolonialen Schwarzafrika in der deutschen For- 
schung des 19. und frühen 20. Jahrhunderts. 

Steiner-Verlag Stuttgart, 1988, 492 S., 74,- DM. 


Horlemann, Jürgen: Kindernot und Patenglück. 
Zur Öffentlichkeitsarbeit von Kinderpaten- 
schaftsorganisationen. Frankfurt, Haag und 
Herchen 1989, 160 Seiten, 19,80 DM. 


Für einen anderen Tourismus. Probleme — Per- 
spektiven — Ratschläge. Herausgegeben von 
Jost Krippendorf, Peter Zimmer und Hans 
Glauber. Fischer-Verlag Frankfurt, 1988, 208S., 
12,80 DM. 


Grossenbacher, Rene: Journalismus in Ent- 
wicklungsländern. Medien als Träger des sozia- 
len Wandels? Böhlau-Verlag Wien, 1988, 236 $. 


Heuklein, Hans: Jambo. Als Berater in Asien 
und Afrika. Frieling-Verlag, Berlin, 1989, 192S,., 
16,80 DM. 


Dritte-Welt Partner ravensburg sucht: 


2 entwicklungspolitisch engagierte Kollegen/-innen 


für den Vertrieb von Projekt-Waren und Umweltschutzpapier. Die neu- 
en Kollegen/-innen werden sehr selbständig arbeiten, die Hälfte Ihrer 
Arbeitszeit in unserm Lager, die andere Hälfte auf Besuchs- und Belle- 
ferungstouren an Dritte-Welt- und Naturkostläden in Baden-Württemn- 


berg/ bayr.Schwaben verbringen. 


Wir sind ein kleines, demokratisch organisiertes Team, 
ganz schön engagiert und leisten viele Überstunden. Auf die Zuverläs- 
sigkeit jedes/-r Kollegen/-in sind wir angewiesen. Wir suchen Leute, 
die dazu passen, kaufmännisch ausgebildet sein müssen sie nicht un- 
bedingt. Wir bezahlen uns nach Groß- und Außenhandelistarif. 


Bewerbungen oder Rückfragen an: Dritte-Welt Partner 


Hinzistobel 14/1, 7980 Ravensburg, 


Tel.: 0751-2071 


Zeichen des Widerspruchs 

Gespräche über Politik — Religion — Ordensle- 
ben — Volksbewegungen — Jugendbewegungen 
in Lateinamerika 

Afonso Borges Filho (Hrsg.), Edition Exodus 
Fribourg/Brig 1989, 102 Seiten, 16,80 DM 


UGANDA 

Bericht über die Menschenrechte 1986-1989. 
amnesty international, Uganda Koordinations- 
gruppe, 92 Seiten. 


Sanktionen in der Diskussion 

Protokolle einer Johannesburger Konsultation, 
TEXTE zum kirchlichen Entwicklungsdienst 
43, 104 Seiten, 6,40 DM. 


Ökumene — Quo vadis? 

Ein Dialog unterwegs zur Zukunft der Ökume- 
nischen Bewegung. Erläutert und kommentiert 
von Thomas Wieser. TEXTE zum Kirchlichen 
Entwicklungsdient 44. 136 Seiten, 12.00 DM. 


Auslieferungder TEXTE zum Kirchlichen Ent- 
wicklungsdienst: Verlag Dienste in Übersee, 
Postfach 1220, 2257 Breklum 


Dokumentation: Gewerkschaftsunterdrückung 
und Menschenrechtsverletzungen auf den Phi- 
lippinen. Hrsg. AK gewerkschaftliche Solidar- 
ität mit den Philippinen, Steinbacher Str. 16, 
5411 Weitersberg. Juni 89, 22 Seiten. 


Peter Imbusch: Mexiko — Entwicklungsstrate- 
gische Alternativen. Marburg 1988, 207 Seiten. 
Verlag der Arbeiterbewegung und Gesell- 
schaftswissenschaft, Rosenstr. 12/13, 3550 
Marburg. 


Daiyun, Yue: Als hundert Blumen blühen soll- 
ten. Die Odyssee einer modernen Chinesin vom 
langen Marsch bis heute. Aufgezeichnet von Ca- 
rolyn Wakeman. München, dtv Zeitgeschichte, 
März 1989, 382 Seiten, 14,80 DM. 


Fairbank, John K.: Geschichte des modernen 
China 1800-1985. München, dtv, Juni 1989, 
384 Seiten, 24,80 DM. 


Xinxin, Zhang und Ye, Sang: Pekingmenschen, 
herausgegeben von Helmut Martin. München, 
dtv, Mai 1989. 352 Seiten, 12,80 DM. 


Strobl, Ingrid: Frausein allein ist kein Pro- 
gramm. Freiburg, 1989, Kore Verlag, Traute 
Hensch. 193 Seiten, 20,- DM. 


Krempin, Michael: Keine Zukunft für Bolivien? 
Forschungen zu Lateinamerika Nr. 20. Verlag 
Breitenbach Publishers, Saarbrücken 1989. 166 
Seiten. 


Arbeitspapiereder Kontakt-und Beratungsstel- 
le für außereuropäische Flüchtlinge e.V. zu 
Bangladesh. 1989, 40 Seiten DIN AS, 2,- DM. 
Dokumentation zur Kirchenbesetzung in Ber- 
lin-Dahlem 1988 durch bengalische Flüchtlin- 
ge. 1989, 40 Seiten, 3,- DM. 

Beide Broschüren sind zu beziehen über die 
Kontakt- und Beratungsstelle, Oranienstr. 159, 
1000 Berlin 61 
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807/ 1/159/56412 


ARCHIV für Soz-Beweg 
Spechtpassage 
Wilhelmstr. 15- 


D-78086 Freiburg 


F sei zwimsme Julaun kentinieiliche Be 
sichserstaitemg uber die Landes der Diasten 
Welle Barwandkluagspehnk, Solbenermm 
Kunpaenvi, uslanderpeltik.. 
Inlorimktonenalher ehe | Dustergatinde und 
Zusammwnabanma zwischen Poluk en mind 
den Verhsilieissen an der Deinen Welt 
Nehichien zu Pohnk, Wirischelt, Ruten 
usa. 


race ven em smabhanseen Gruppe 
Kriiischer null enusgcster Leite 


Ehemenblacke ler Besten Dehio: 

Gmwerbschatten ans] Dunte Wehr 157 Srchle- 
vhes Adrian! Miroy a Dhoestenchnagenlunssnen gun A rnliar- 
sehn en ader FD melwesschle e N. Sp # Tori 
InmesthenssengSr IS-ys Kult 153 a Adnet 
mag N. 152er An b-KRampasnee er 08 li * 
Pılasiiniesa 1F0r 


8 nal ım.Tahr für 4070 Ark 
Kinzethelt 5 DAT + 1.30 Part 
Kern rd, Portfich S328, 7K00 Freiburg 


Informatonszentrum Dritle Wohl 
Freiburg (Hrsg.) 
Beisy Harlmann/Jlames Boyes 


Hunger in einem 
fruchtbaren Land 


Bauern in Bangladesch erzählen 


